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Wundersame Wege 
der Entscheidungstindung 

Eigentlich berichten wir nicht so 
gerne über Vorgänge, in die Mit­
arbeiter des Lichtblicks eingebunden 
sind. Aber der folgende Fall, über 
den ich berichten möchte, ist so 
symptomatisch im Moment !tir die 
Lage in der ] ustizvollzugsanstalt 
Tegel, daß der Leser sich dazu eine 
eigene Meinung bilden soll. 

Am 19. und 20. Oktober 1990 fand in 
Berlin die Tagung "Lebenslange Frei­
heitsstrafe und 'Re-Sozialisierung' -
ein Dauerwiderspruch" (siehe Seite 
28 und 29) statt. Initiatoren dieser 
Veranstaltung waren lebenslänglich 
inhaftierte, die mit dieser Veranstal­
tung auf die Situation der lebens­
langen Freiheitsstrafe aufmerksam 
machen wollten. 

Unser Kollege wurde eingeladen, 
sowohl bei der Veranstaltung am Vor­
mittag in der JVA Tegel als auch am 
Nachmittag draußen in der Fachhoch-

schule für Sozialarbeit und Sozial­
pädagogik (FHSS) ein Referat zu 
halten. Dazu war der Kollege gerne 
bereit. Er beantragte am 27. Septem­
ber 1990 eine Ausführung für die 
Tagung in der FHSS. HinzugefUgt 
werden muß vielleicht noch, daß der 
Kollege schon zwei Ausführungen ab­
solviert hatte und vom zuständigen 
Teilanst altsleiter festgestellt wurde, 
daß eine Fluchtgefahr nicht vorliegt. 
Der Kollege hielt am Vormittag des 
19.10. seinen Vortrag in der JVA 
Tegel und wurde am t\achmittag in 
die FHSS nicht ausgeführt. Es gab 
auch keinen Bescheid, aus welchem 
Grund die Ausführung nicht stattfand. 

Mehrere Leute beschwerten sich dar­
aufhin bei der Senatorin, weil ja das 
Referat vorgesehen war und die Ver­
anstalter dieser Tagung nun auf 
einen Referenten verzichten mußten. 
Am l. November 1990 erfuhr der 
Gefangene durch seinen zuständigen 
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Gruppenleiter-, daß die Ausführung 
zum 19.10. am 17.10. genehmigt 
worden ist. Die Genehmigung war 
aber erst am 23.10. wieder- im Haus 
Vl, und der- zuständige GL hätte 
vorher den Kollegen nicht erreicht. 

Zu solchen Vorfällen kann man nichts 
mehr sagen. Bisher war es immer die 
Sache der Regierungspartei, Entschei­
dungen auszusitzen und so zu tun als 
\venn man nichts davon gehört hat. 
Aber daß jetzt inzwischen die lei­
tenden justizbediensteten diesem 
Virus auch verfallen sind, ist doch 
erstaunlich. Vielleicht benutzt die 
Senatorin für Justiz einmal die Gele­
genheit, sich über die wundersamen 
Wege der Entscheidungsfindung und 
deren Weitergabe zu informieren ... 
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wie schon bei der vorangegangenen Ausgabe konnte auch 
diese erst mit zweiwöchiger Verspätung in den Versand 
gehen, weil unsere personelle Misere unverändert ist. 
Auch diesmal gibt es den Abgang eines Kollegen zu 
vermelden, jedoch aus einem erfreulich zu nennenden 
Anlaß: Klaus Kaliwoda wurde am 17. Oktober 1990 in 
den offenen Vollzug nach Plötzensee verlegt. In den 
über zweieinhalb Jahren seiner Mitarbeit beim Licht­
blick haben wir ihn nicht nur in seiner Arbeit und 
als Kollegen, sondern auch als Menschen schätzen ge­
lernt. Für den Lichtblick ist es zweifellos ein Ver­
lust , aber wir freuen uns mit ihm, grüßen ihn von 
hier aus ganz herzlich, wünschen ihm alles Gute für 
die Zukunft und danken ihm für seine Mitarbeit . 

Mit der Vereinigung der beiden deutschen Staaten am 
J . Oktober hat sich auch i m Berliner Bereich die 
Justizeinheit vollzogen. Ende Oktober wurden die 
letzten Gefangenen aus den Haftanstalten im Ost-Teil 
Berl i ns in die Vollzugsbereiche in den West-Teil ver­
legt. Im Vorfeld dieser Verlegungen kam es zu einigen 
Spannungen und Problemen. Das dokumentiert u. a. auch 
das Protokoll einer Gesprächsrunde in Rummelsburg, 
das wir auf den Seiten 4 bis 8 auszugsweise ver­
öffentlicht haben. Interessant dazu ist ebenfalls die 
Kleine Anfrage im Abgeordnetenhaus (S. 34) . Die Ant­
wort steht noch aus, aber es erscheint nicht not­
wendig, sie abzuwarten, weil sich im Prinzip jeder 
selbst die Fragen beantworten kann. 

Wer das Protokoll, den Pressesoiegel und die Anfrage 
gelesen hat , wird sich wundern, daß die Verlegung 
letztlich problemlos vonstatten ging . Erklären läßt 
sich dies nur mit dem Merkblatt des Anstaltsleiters 
der JVA Tegel an die Rummelsburger Insassen. Es ga­
rantierte ihnen (fast) die 2/J- Abstellung,den offenen 
Vollzug und Besitzstandwahrung ihrer Habe . Mit dem 
Merkblatt werden wir uns noch in der nächsten Ausgabe 
ausführlich befassen, ebenso mit der Verlegungsaktion 
und über den Knast in Brandenburg berichten . 

In der Ausgabe Aug./Sept. 90 ist uns auf der Seite 
29 in dem Bei trag von Hans- Joachim Fromm über die 
"Schule in der JVA Tegel" ein Setzfehler unter laufen. 
Am Ende des zweiten Absatzes muß es richtig heißen : 
"Ist mehr aufzuholen, so muß mit dem Grundbildungs­
kurs II begonnen werden . Der Hauptschulabschluß ist 
wiederum die Voraussetzung, um in den Realschulkurs 
aufgenommen zu werden . Dieser erstreckt sich auf eine 
Dauer von 18 Monaten . " 

Die Rückseite des Titelblatts ziert eine Original ­
grafik von Klaus Staeck, erschienen in der Edition 
Staeck in Heidelberg . Wir probieren, die nächste Aus­
gabe am 24. Dezember herauszugeben . 
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Wollbrück: ... hier neben mir sitzen 
die Vertreter vom Senat äh ... 
Justiz, Verwaltung West-Berlins, der 
Leiter, Herr Flügge, Herr Krebs, Frau 
Benne, die heute hierhergekommen 
sind, um Fragen zu beantworten ( ... ). 
\'lir "'ollen hier heute Ruhe bewahren. 
und ich bitte auch darum, daß hier 
jeder Jeden ausreden läßt ( ... ). 

Krüger: ( ... ) Der Grund für das Zu-· 
sammensei.n ist, da brauchen wir nicht 
vi.el zu sagen: es geht hier im Grunde 
darum, die Probleme auszutauschen und 
es war mit Herrn Böhme auch verein­
bart, Herrn Flügge anzusprechen, so 
daß hier die Fragen nicht indirekt 
über uns weitergegeben undbeantwor­
·et werden können, sondern daß Ihre 
Anfragen, gleich hier direkt Ihre 
Anfragen gestellt werden können und 
hier direkt beantwortet werden kön­
nen zu direkten Sachfragen z. B. die 
Rechtseinheit im Lande Berlin be­
treffen. 

Jens (Mitglied des Gefangenenrates): 
So, Herr Flügge, ich möchte nicht, 
daß Sie zu jeder Frage jetzt groß 
was ausfUhren, also daß Sie zu jeder 
Frage nur mit Ja oder Nein antwor­
ten. Also, sie sind im Prinzip kon­
kret gestellt die Fragen, und man 
kann sie mit Ja oder Nein beant­
worten. 

F1Ugge (Senatsverwaltung fUr Justiz, 
Letter der Abtellung V - Strafvoll­
zug): Wf.e ich antworte, Oberlassen 
Sie mir! 

Jens: ja ... , daß i.st dann lhrc Sache 
Es geht hier im Prinzip um 

Sachen, df.e uns interessieren, was tm 
Weststrafvollzug los ist. Wi.r haben 
bei uns hier z. B. i.m ersten Punkt 
eine generelle Ef.fizelfemsehgenehmi­
gung. Wie Ist das drllben? 

f1Ugge: ... 

Jens: ja, g1bt's die oder gf.bt's dle 
nicht? 

FlUgge: Es gibt ntcht Ja und Neln. 
Wissen Sie ... , ab dem J, Oktober gilt 
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EINIGKEIT 
UN(D) RECHT 
UN(D) FREIHEIT 
Protokoll einer Gesprächsrunde in Rummelsburg 

Auf Initiative des Gefangenenrates der Strafvollzugseinrichtung (StVE) 
Rummelsburg ist es am 19. September 1990 zu einer Gesprächsrunde gekorranen, 
an der neben ca. 150 Rummelsburger Gefangenen, vier Mitglieder der AL Knast­
AG, der Leiter der StVE Rwmnelsburg, Herr Wollbrück, Innenstadtrat K.tiiger, 
Herr Flügge und Herr Krebs von der Senatsverwaltmlg für Justiz und Frau 
Benne aus der Justizvollzugsanstalt Tegel teilnahmen.. Hier nun auszugsveise 
aus dem Protokoll dieser Gesprächsrunde: 

im gesamten Gebiet der dann beste­
henden Bundesrepublik das Strafvoll­
zugsgesetz, § 69 und ... 

Jens: Ich will jetzt echt keine Para­
graphen wissen, ich will auch keine 
Erklärungen. Entschuldigen Sie, daß 
ich Ihnen ins Wort falle ... 

Flügge: .. . so einfach geht das nicht, 
Herr Trier!! 

Jens: Das sind Sachen, die hier er­
kämpft worden sind, darum geht es! 
Und die werden nicht wieder auf­
gegeben von uns - das ist wirklich 
das Problem! Und da interessieren 
mich keine Paragraphen, was da sein 
wird in der Bundesrepublik nach dem 
dritten, ich möchte echt nur wissen, 
gibt es in der Bundesrepublik eine 
generelle Einzelfernsehgenehmigung? 

Flügge: Es gibt hier ab dem 3. Okto­
ber auch keine generelle Einzelfern­
sehgenehmigung ... 

Jens: Das ist elne ganz andere Sache. 

FlUgge: Herr Trter ... ! Äh ... , das ist 
kein Verhör hier. Ich unterziehe mich 
keinem Verhör. 

Jens: lch stelle auch kein Verhör an, 
ich will nur Fragen stellen. Darf man 
das nicht? Sind Sie nicht deswegen 
hier? 

F1Ugge: \'iir wollen hter ein vernunf­
tiges Gespräch, aber so wie Sie 
mich fragen, laß ich mtch nkht be­
handeln. lch ... bin gern bereit, alle 
Dinge in Ruhe .. . lih .. • und ausfUhr­
lieh ... darzulegen! 

Das ist alles viel komplizierter als 
Sie wahrscheinlich glauben. Das lst 
nicht alles mtt Ju und Neln zu be­
antworten. Und ein bestimmter Ton, 

das lasse ich mir auch nicht gefallen! 
Ich sage Ihnen gern wie das ist: 
Also ab dem 3. Oktober gilt hier das 
Strafvollzugsgesetz, § 69, da steht 
drin, jeder kann am gemeinschaft­
lichen .. . äh . .. Einzel . .. äh . . . ge­
meinschaftlichen Fernsehempfang teil­
nehmen, in Ausnahmefällen ist mög­
lich Einzelfernsehgenehmigung. So 
wird es in der gesamten Bundesrepu­
blik gehandhabt, und so wird es in 
Zukunft auch in sämtlichen Ländern. 
die jetzt noch zur DDR gehören, ge­
regelt werden .. . 

Gefangener (aus dem Hintergrund): Da 
kriegste aber noch 'n Haufen Ärger, 
Du! Das kannste aber wissen, Du! 

Jens: Wie sieht es in der Bundesrepu­
blik aus mit der Einbindung in die 
Sozialversicherung? Betreffs Renten, 
Rentenanwartschaft? 

Fl.Ugge: Das ist Ihnen ja sicherlich 
bekannt, daß nach dem Strafvoll­
zugsgesetz der Bundesrepublik keine 
- das ist skandalös, daß es so ist -, 
keine Einbeziehung 1.n die Sozialver­
sicherung besteht, sondern ... !lh .. . 
die .. . tlh .. . Gefangenen nur die 
Sozialversicherung haben, di.e sie 
aufgt'l.md ihrer Arbeitstä.tigkett außer­
halb des Vollzuges erbtacht habE~n, 
ansonsten die Möglichkeiten nach dem 
Bundeaaozialhtlfegesetz haben. 

Jens: Gut. Täglicher Einkauf f.n Teael? 
FIUgge: Gibt es nicht, und zwar 
nirgendwo in der gesamten Bundes­
repubUk. 

Jens: Die Barauszahlung des Lohnes! 

FlUggc: ... 

Jens: ln der Bundearepublikl 
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Flügge: ... Wissen Sie, äh ... , das 
kannst Du hier alles so veranstalten, 
ich kann hier nur ja und nein sagen, 
das bringt doch nicht so viel, wieviel 
... zwanzig ... 

Jens: Entschuldigung, nee, es sind 
nicht mehr viele, aber 'n paar sind's 
noch, das tät mich echt interessieren, 
es interessiert ja alle, ich bin ja 
nicht . . . es ist ja nicht so, daß es 
nur mich interessiert, es sind die 
Vorzüge, die bei uns herrschen, und 
die möchten wir gerne beantwortet 
haben! 

Flügge: Es gibt keinen täglichen Ein­
kauf. 

Jens: Gut, täglichen Einkauf gibt's 
nicht, Barauszahlung des Lohnes 
gibt's insofern auch nicht ... 

Flügge: Gibt es auch nicht! 

Jens: Gut. 

Flügge: \oJie in den meisten Gefäng­
nissen der DDR inzwischen. 

Jens: Wir haben eine momentane Ver­
gütung zwischen 18 und äh ... , also 
niedrigenfalls 18 und höchsten 26 %. 
Wie hoch ist die prozentuale Auszah­
lung des Ecklohnes in der Bundes­
republik'? 

Flügge: .. . Das ist etwas komplizier­
ter. Sechs Prozent ... sind angestrebt 
gewesen, dazu muß ich sagen, das ist 
uns nicht gelungen, sondern nur fünf 
Prozent des Ecklohnes sämtlicher 
Arbeitnehmer, die in der Rentenver­
sicherung sind, ein Durchschnittssatz 
für die gesamte Bundesrepublik nach 
dem Arbeitereinkommen westlicher 
Standards. Äh, das ist ungefähr das 
gleiche, was in Mark dabei heraus­
kommt bei Gefangenen im bisherigen 
System der DDR. 

Jens: Der tägliche Aufenthalt im 
Freien bis 18 Uhr .. . ist bei uns 
jetzt. Wie ist das da drUben geregelt? 
Also auch im geschlossenen Vollzug! 

FlUgge: Sehr unterschiedlich!! 

Jens: \Yas macht das in Zeit aus'? Der 
geschlossene Vollzug, v.rie lange hat 
der Freistunde am Tag'? 

Flügge: Sehr unterschiedlich. 

Jens: \'loran hängt das'? 

Flügge: Sie wollen doch keine langen 
Antworten! Sehen Sie ... Die Art und 
\veise ... 

Jens: Es interessiert mich aber!! 

Flügge: Ja, das ist von Haus zu Haus, 
von Station zu Station unterschied­
lich. 

Eine Gefangene: Können Sie uns da 
die Grundlage geben? 

Flügge: Mindestens eine Stunde 
Tag. 

Jens: Na siehste! Ist 
Antwort. 

(Unruhe im Saal) 

Jens: Und der Zellen .. . 

doch 

pro 

'ne 

Flügge: Wissen Sie, ich habe gesagt 
mindestens eine Stunde, das heißt 
nicht, daß alle Gefangenen 23 Stun­
den eingeschlossen sind. Das ist 
nicht der Fall! Das ist von Vollzugs­
art und von Volizugsstandort, von 
Station zu Station unterschiedlich. 
Unterschiedliche Größen . .. äh ... , 
unterschiedliche Erfordernisse auch 
im Einzelfall, je nachdem, um welche 
Art von Vollzug es sich handelt. 

Je ns; Ich möchte das Problem gleich auf­
greifen. Der Zellenaufschluß rund um die 
Uhr - auch i.m geschlossenen Vollzug'? 

Flügge: Nein. 

Jens: Steckdosen in allen Zellen des 
geschlossenen Vollzuges? 

Flilgge : Nein. 

Jens: Waschmaschinen'? 

FlUgge: Ganz ... 

Jens: Waschmaschinen! ... Zum Waschen 
der Bekleidung! 

Flügge: Nein. 

Jens: Gibt's nicht! 

(Empörung im Saal) 

Jens: Gibt's die Möglichkeit wie bei 
uns, also . .. äh . . . wir haben hier ein 
kleines Stück, so'n Garten, wo wir 
uns selber Obst und Gemüse anbauen 
können ... , im geschlossenen Vollzug. 
Gibt's das drüben'? 

Flügge: ... Ich dachte, Sie v.rürden 
jetzt in ein Gespräch eintreten. Ich 
lasse mich nicht verhören! 

Jens: Es sind . . . Das ist doch kein 
Verhör! 

Flügge: Das ist ein Verhör! 

Jens: Nee, Sie legen mir das falsch 
aus jetzt! 

(Unruhe im Saal) 

Jens: Wir möchten echt nur ganz 
kurz wissen . . . Dann können v.rir doch 
darüber sprechen! 

Gefangener (aus dem Hintergrund): 
\'lir möchten aber unsere Fragen los­
werden, und dazu sind Sie doch da, 
um uns die zu beant\11orten, denk ich 
doch zumindest. 

Jens: Es sind noch drei oder vier ... , 
fünf, sechs Stück noch. 

Frau Matthe (Vollzugshelferin, Bünd­
nis 90) : Es handelt sich ja schließ­
lich um Alltagsprobleme. 

Jens: ]a!! 

Flügge: Das wird dann aber auch 
nicht anders, also insofern ... 

Matthe: Nee! Nee, nee, nee, nee, nee! 

Jens: Wir brauchen uns jetzt echt 
nicht in die Haare zu kriegen, Frau 
Matthe, es ist echt angekommen ... 
Frau Matthe ... ! 

Haben wir drüben Kochmöglichkeiten 
auf allen Zellen'? 

Flügge: ... 

J~ Also in Tegel! 

Flügge: Nein. 

Jens: Also nicht. 

Flügge: Auf den Stationen, da gibt 
es fast überall die · Möglichkeit ... 
äh ... zu kochen. Auf den Stationen. 

Jens: Gut. Und wie sieht es mit Kühl­
schränken . aus'? Auf Zelle zum Bei­
spiel? 

Flügge: Unterschiedlich ... 

Jens: UnterschJedlich! Na, ja. 

Flügge: Wissen Sie, eine die 
Normativen, ... von denen Sie im all­
gemeinen hier bestimmt waren, die 
sind, äh ... bundesweit festgesetzt, 
wo diese in der DDR bisher der Fall 
war, wodurch Normativen fUr den ge­
samten Strafvollzug zentral fest­
gelegt waren. 

Das gibt es bei. uns nicht, und das 
hat es bei uns noch nie gegeben, 
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sondern es wird sehr differenziert 
von Anstalt zu Anstalt gemacht. lch 
könnte jetzt genauso eine Gegen­
rechnung aufmachen, nur das hilft 
uns überhaupt nicht weiter, äh, was 
es alles bei Ihnen gibt und gegeben 
hat, und dann gibt es ja noch Grau­
zonen und alles Mögliche . 

Jens: Na ja, es sind ja im Prinzip nur 
noch drei Fragen, die nun wirklich 
den Vollzug betreffen und was uns 
interessiert, und zwar ist das der 
unproblematische Paketempfang bis zu 
10 kg, den wir noch haben hier. 1m 
Prinzip jeden Monat, wenn es sein 
kann, zuzüglich des Einkaufes ... Wie 
sieht es drüben aus mit den Paketen? 

Flügge: Das wissen Sie doch alles. 

Jens: Ich würde Sie es nicht fragen, 
wenn ich es weiß! Ste können doch 
nicht davon ausgehen ... , im übrigen 
sind hier 'ne ganze Menge Leute ... 

(Unruhe im Saal) 

Jens: Mädels, seid doch mal ruhig, 
echt, seid doch mal ruhig! Laßt doch 
die Gemüter sich nicht erhitzen 
jetzt, . .. so die Abschaffung des 
Arrestes .•. Ach so ... 

Flügge: Drei ... 

Jens: Drei pro Jahr! Und die Kilozah1? 

Flügge: 7,5 Kilo. 

Jens: Alle drei? 

FlUgge: Nein, eins 7,5 Kilogramm. 

(Gelächter) 

Jens: Oie Abschaffung des Arrestes? 

Flügge: Bei uns gibt's Arrest. 

Jens: Es gibt Arrest also. Einzelhaft, 
alles schön mit Gitter drumrum, alles 
gibt 's ... 

Gefangener (im Hinte rgrund) : Na, 
dann wird's bei Ihnen auch bald 
einen November 89 geben. 

Jens: Also, die Angehörigen, die bei 
uns im Vollzug zu Besuch kommen, 
die können im Prinzip, also in un­
begrenztem \tlert einkaufen, wie ist 
das geregelt in Tegel? 

FlUgge: .. . Ich beende diese Diskus­
sion. Und zwar aus folgendem Grund 

Jens: 's ist die letzt e Frage. 

FlUgge: ... aus folgendem Grunde: Sie 
entwerfen mi.t dieser Auswahl von 
Fragen ein Schreckensgemälde in 
einer Weise, die eines außer Acht 
läßt, etwas, das von lhnen und von 
mir, von uns allen nicht beeinflußbar 
ist, ist die Tatsache, daß ab 3. Okto­
ber das Strafvollzugsgesetz gilt, und 
das bisher in der Bundesrepublik 
galt. Dieses setzt bestimmte Grenzen. 
Uber die wir alle nkht hinausgehen 
können, ab J, Oktober auch nicht in 
Rumtnelsburq, wo auch Ubethaupt keine 
anderen Möglichkett en bestehen. Das 
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ist Nummer eins. Daran sind wir alle 
gebunden. 

Nummer zwei, . .. äh ... , Sie haben 
eine sehr kleine Auswahl getroffen, 
von Dingen, wo Sie zur Zeit jetzt 
bestimmte Vorteile draus ersehen. Ich 
mir bisher aus Gesprächen, die ich 
mit Ihnen und auch mit anderen ge­
führt habe wir haben uns ja 
neulich darüber unterhalten, daß bei 
Ihnen vor allem eine Sorge herrscht. 
Das ist das Drogenproblem. Äh, das 
für Sie ein großes Problem sein 
würde, wenn Verlegungsaktionen 
durchgeführt werden. Diese Sorge 
muß man sehr ernst nehmen. Nur 
eines bedenken Sie bei alledem nicht: 

Die Mauer ·quer durch Berlin existiert 
nicht mehr. Oie Probleme, die im 
\'lestteil der Stadt bisher bestanden 
haben, die werden auch im Ostteil 
der Stadt in Zukunft bestehen, und 
zwar zusätzlich immer stärker 
werden. 

Die Lebensverhältnisse werden sich in 
\\'est und Ost angleichen. Es wird irr­
sinnige Übergangs- und Anpassungs­
probleme geben, einschließlich aber 
auch der Tatsache, daß auch für die 
Vollzugseinrichtung Rummelsburg und 
auch für die Vollzugseinrichtung 
Köpenick es nötig sein wird aufzu­
passen, daß nicht allzuviele Drogen 
in die Anstalt kommen, denn auch in 
jede Anstalt auf dem Gebiet der 
heutigen DDR werden, wenn sich die­
ses Problem nach und nach entwik­
kelt, Drogenabhängige, Drogenhändler 
und auch andere inhaftiert werden. 
Überall. Es gibt in der BRD - würde 
ich mal sagen - nahezu keinen dro­
genfreien Knast. Und das wird auch 
hier überall der Fall sein. Das sage 
ich Ihnen mal. 

Eine Gefangene: Noch haben wir es 
aber noch nicht! 

Flügge: Wenn das Problem . .. äh 
immer deutlicher wird, wird es auch 
erforderlich sein, bestimmte Kontrol­
len vorzunehmen, Beschränkungen 
vorzunehmen, die im Interesse der 
Gefangenen und der Angehörigen, äh 
... der Gefangenen, ... äh .. . , so daß 
eine absolute FreizUgigkelt in der 
Art wie sie zum Teil hier besteht, 
nicht aufrechtzuerhalten ist. Von 
daher ist es eine VerkUrzung der ge­
samten Diskussion. Ich könnte natür­
lich genauso umgekehrt fragen, Herr 
Trler, ... äh ... : Gibt es bei Ihnen 
offenen Vollzug? 

Gefangener: Doch! 

FlUgge: Nein, es gibt hier keinen 
offenen Vollzug, das Ist ein Irrtum! 

Eine Gefangene: Dafllr gehen wir 
aber in Urlaub und "Außensprecher"! 

Gefangene~ Haben sc drüben auch. 

Eine Gefangene: ji.l , wenn du nur 
noch vier Jahre hastl!! 

Flügge: freigang, mit Arbeit außer­
halb der Anstalt - das sind ja alles 
Dinge, die nicht nur im Gesetz ge­
regelt sind, die bei uns alltägliche 
Praxis sind! Oiesen Teil der Unter­
schiede sollten Sie natürlich genauso 
mitsehen. Darum fände ich es besser, 
wenn wir zu einem Gespräch kommen 
\o/Ürden und den Problemen, die auf 
uns alle zukommen, ernsthaft ins 
Auge blicken würden und überhaupt 
gleichzeitig die Chancen mitsehen 
würden, die in einer ... äh ... Ver­
änderung ... äh .. . der Situation be­
stehen. Und bestimmten Rahmenbedin­
gungen, die wir alle nicht ändern 
können, sind wir alle ausgesetzt, wir, 
Sie, das Vollzugspersonal - im \\esten 
wie im Osten. Und das ist irrsinnig 
schwierig. Aber so mit ganz pauscha­
len (?) kommen wir nicht weiter. 

Jens: Also, was halt den Urlaub be­
trifft, was ich dazu sagen muß: Es 
wird alles drüben geregelt ... Also 
ich kann hier im Prinzip, ich, ich ... 
gehe hier in Urlaub und habe noch 
sieben Jahre vor mir! Geht das 
drüben? . .. Das g~ht alles drüben 
nicht!! ... Und was hier die Sachen 
betrifft, die wir uns hier erkämpft 
haben, mit harten Ohrfeigen erkämpft 
haben im Prinzip, weil wir nichts ge­
schenkt gekriegt haben - das sind 
alles Sachen, die genehmigt sind, 
strafvollzugsgemäß, richtig schön ge­
nehmigt und in den "Effekten" ein­
getragen, und Sie müssen erst mal 
ein Gesetz finden, das so was rück­
gängig macht! Das ist nämlich Ihr 
Problem, das Sie dann haben, . . . und 
das können Sie nicht so einfach 

Flügge: Eben haben sich aber noch 
andere gemeldet! 

Jens: Ja, ist das vielleicht 'ne Ant­
wort? .. . Das kann doch wohl nicht 
wahr sein!!! Gibt's denn so was? 

Gefangener (schreit) : ... wie kann 
man denn einfach ( ... ) von der Re-
gierung festgelegt ( ... ) und a1l das, 
was erkämpft wurde, was hier er­
reicht wurde, wird hier beiseitegefegt! 

Jens: Das geht doch gesetzlich gar 
nicht! Das geht rechtlich gar nicht, 
aber ich krieg ja noch nicht mal 'ne 
Antwort. Hat er nicht nötig! Ist das 
noch norn!al? 

Ausländischer Gefangener: Es muß ja 
auch nicht sein, daß alle Gesetze 
der BRD-Strafvollzugseinrlchtungen 
richtig sein mUssen, wir, wir 
wollen nur von hier etwas Positives 
mitnehmen nach drUben, und darUber 
sollte man sich auch Gedanken 
machen und nicht von vornherein ab­
lehnen und abschaffen. 

Marion: Ich habe mal 'ne Frage an 
Sie, Herr FlUgge. Weil wir gerade den 
Urlaub ansprachen ... : Ich bin 1985 
zu einer lebenslangen Freiheitsstrafe 
verurteilt worden und bin 1987 zu 
elner fUnfzehnjährigeh Freiheitsstrafe 



begnadigt . So, jetzt frage ich Sie: 
Ich bekomme jetzt, am Sonnabend, 
acht Tage Urlaub ... Man nahm mir 
nur das Versprechen ab - weil es 
kritisch ist, daß ich rausgehe - aber 
ich darf raus!!, mit dem Versprechen, 
daß ich \Viede.rkomme. 

Können Sie mir garantieren, daß mir 
dieses Recht in einem Vollzug der 
BRD auch offensteht? In der noch 
]etzt-BRD, denn die DDR schließt 
sich ja an. Ich möchte diese Frage 
nur mit Ja oder Nein beantwortet 
haben. Ich habe dem Leiter dieses 
Vollzuges nur mein Versprechen ge­
geben, daß ich 'Wiederkomme - und 
ich kann auch garantieren, daß ich 
wiederkomme, davon abgesehen. Aber 

nur die Garantie von mir hat ihm ge­
nügt, daß er dieses Schreiben, diesen 
Urlaubsantrag mit Ja und seiner 
Unterschrift unterschreibt. In mich 
hineingucken kann keiner - nur mein 
Versprechen! ' Garantieren Sie mir, 
daß ich das auch bekomme, wenn ich 
in einem BRD-Strafvollzug bin7 

Flügge: lch beantworte keine Fragen 
mit Ja oder Nein, die mir so vor­
gegeben werden. 

Marion: Sie können sie mir auch aus­
führlich beantworten - das ist mir 
egal. 

Flügge: ... wenn sie schwieriger sind. 
. .. Ich kenne Sie nicht, darum garan­
tiere ich Ihnen nichts. lch unter­
halte mich auch über keinen Einzel­
fall. Denn die Senatsverwaltung für 
Justiz entscheidet auch nicht in 
Einzelfällen, und ich schon gar nicht . 
Ich denke gar nicht daran. Wenn ich 
den einzelnen nicht kenne, haben die 
Anstaltsleitung vor Ort und die Be­
diensteten ... Insofern garantiere ich 
Ihnen gar nichts .. . aber .. . äh ... 

(Unruhe im Saal) 

äh ... , das Gespräch ist unter 
ganz anderen Voraussetzungen an­
gebahnt worden ... äh ... ich bin ... 
nicht zum Verhör erschienen. Äh, wir, 
\vir haben eine Regelung in unserem 
Strafvollzugsgesetz. Und ich sage 
Ihnen, das Strafvollzugsgesetz ist für 
mich eine bindende Angelegenheit. -
Wie bitte? 

Wolfgang: Wir kennen ja nicht einen 
Paragraphen! 

Jens: Jetzt geht's aber los!! 

Flügge: Deshalb möchte ich gerne 
darüber etwas sagen ... aber wenn äh 

Gefangener: Gesetz, Gesetz, wir 
wollen nur . . . behalten 

Flügge: lch sage Ihnen, die Regelun­
gen im Strafvollzugsgesetz ... drin­
stehen. Danach hat ... kann Gefan­
genen bis zu 21 Tagen pro Jahr ge­
währt werden (Urlaub) . Und ... kann 
... Das hängt davon ab, und das sind 
die entscheidenden Punkte, ob be­
fürchtet werden muß, ob jemand 
nicht 'Wiederkommt - dann kriegt er 
keinen Urlaub. Und wenn befürchtet 
werden muß, daß während des 
Urlaubs eine neue Straftat begangen 
wird, kriegt die zu bescheidende 
Person auch keinen Urlaub. Äh, bun­
deseinheitlich gilt eigentlich, daß 
nur in den letzten 18 Monaten vor 
voraussichtlichem Entlassungstermin 
ein Urlaub möglich ist. Nur ist es in 
Berlin schon seit vielen Jahren auf 
zwei Jahre erweitert worden, und wir 
haben eine vor voraussichtlichem 
Entlassungstermin, der kann vielfach 
zu Zweidritteln sein - das gibt's bei 
Ihnen alles nicht, bei Ihnen ist es 
nur Endstrafe bisher oder äh, äh in 

einzelnen Fällen Entlassung auf Be­
währung. 

Ein Besucher: Sag mal, willste uns 
verarschen ... ? Oder ... 

Flügge: Mit Ihnen unterhalte ich mich 
nicht 1 

Besucher: Ja, ich laß mich aber un­
gern verarschen ... , weil, das stimmt 
nicht' 

Ein Gefangener: Der weiß ja selbst 
nicht, was er da sagt, wie kann er 
denn so was behaupten? ... Sie spre­
chen von Zweidritteln, hier kann ich 
auf der Hälfte entlassen werden! 
Auch als "Fünf zehnjährig er". Wer 
fünfzehn Jahre hat, der kann hier 
nach siebeneinhalb Jahren nach Hause 
gehen. Auf Bewährung. Und bei Ihnen 
habe ich 10 Jahre anstehen! 

Flügge: Seit wann? ... Seit wann? 

Mari.on: Schon immer! Das ist der 
Paragraph 349, 349! 

(Allgemeine Bejahung 
der Anwesenden) 

Flügge: Sie tun alle so, als ob das 
Strafvollzugsrecht der DDR und die 
Strafvollzugspraxis eh immer schon so 
etwas glänzendes von Verteidigungs­
würdiges gewesen ist. 

Jens: Aber Sie können doch nicht 
alles zerpflücken ... 

Heil<:e (eine Gefangene) : Das hat doch 
damit nichts zu tun! Es gab hier zum 
Beispiel drei Amnestien, haben Sie 
'ne Amnestie vorzuweisen in Ihrem 
äh, äh Bundesland? 

Flügge: Bisher haben mir alle Gefan­
genen immer erzählt, diese Amne­
stien waren alle für die Katz, weil 
sie alle nur Bewährung hatten und 
hinterher wieder eh nachverbüßen 
mußten ... 

Heil<:e: Ja, gab's denn bei Ihnen 
bisher schon mal 'ne Amnestie? 

Ein Gefangener: 1960, glaube ich, 
war die letzte! 

Flügge: 1970 war die letzte. 

( ... ) 
Jens: Herr Flügge? Herr Flügge, darf 
ich mal kurz? Ich möchte mal kurz 
im Rahmen aller was fragen. Wir 
haben uns die ganze letzte Zeit im 
Prinzip mehrfach verarschen lassen 
von was weiß ich für Leuten und 
jetzt ist ... lch möcht ganz einfach 
mal 'ne Vertrauensfrage klären. Ich 
kenne Sie nicht, Herr Flügge, ich 
weiß nicht, was Sie im Prinzip für'n 
Mensch sind - und ich möchte aus 
dem Grund mal die Vertrauensfrage 
klären. Und ich habe aus dieser 
Sache mehrere Leute herbestellt. . .. 
Äh ... im Prinzip hierhergebracht, die 
die Erfahrung im Strafvollzug haben, 
ob das nun in Tegel oder in Moabit 
ist. Sie sind von der AL hier, die 
vier Herren und ... (an alle) habt Ihr 
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was dagegen, daß wir mal 'n paar 
Fragen stellen? Hier muß einiges ge­
klärt werden. schätz ich, wenn Ihr 
alle dafür ... 

(Beifall) 

Ja? Muß ja 'ne demokratische Sache 
sein! 

(Demokratischer Beifall) 

Dann würde ich jetzt mal ... Viel­
leicht, daß einer von Euch mal an­
fängt. Daß wir ... Es ist so 'ne 
Sache, daß ... , es sind zwei Mächte, 
die sich streiten. Wir möchten 'n 
Oberblick kriegen. Was d,ie Sache 
Vertrauen angeht. Daß wir das 
machen können? 

Flügge: lch weiß jetzt nicht genau, 
wovon Du ... 

ALer (Mitglied der Knast-AG) : (?) ... 
einmal Urlaub, und einmal offener 
Vollzug. Ich erinnere mich sehr gut 
daran, daß wir im Juni eine Veran­
staltung mit der Senatsverwal... mit 
der Senatorin hatten, im Haus der 
Kirche, da hat die Senatorin gesagt, 
wir haben in Berlin - in \'Iest-Berli­
ner Knästen - zur Zeit etwa 600 
Gefangene, die sin~. fUr den offenen 
Vollzug geeignet. Ah ... , wenn ich 
das richtig sehe, ist von diesen 600 
inzwischen der eine oder andere ver­
legt worden, aber die freien Kapazi­
täten im offenen Vollzug haben sich 
nicht wesentlich reduziert. 

Da finde ich es ehrlich gesagt nicht 
fair, daß Sie den Gefangenen hier 
die Illusion - fUr mich ist es 'ne 
Illusion - vermitteln, daß ein Groß­
teil der hier Anwesenden möglicher­
weise sich in einer Anstalt des offe­
nen Vollzuges in West-Berlin sich 
wiederfindet. Zum anderen: Es gibt in 
der Bundesrepublik den § 57 StGB. 
Das entspricht in etwa Eurem 349, 
der erlaubt es zur Halbstrafe im 
extremen Ausnahmefall, und zum 
Zweidrittelzeitpunkt, die Strafe zur 
Bewährung auszusetzen. Davon 
machen die Strafvollstreckungskam­
mern in Berlin nach meiner Kenntnis 
- die letzten Zahlen stammen aus 87 
- in etwa 7 % der Fälle Gebrauch. 
Sieben! 

(Gelächter) 

Also diese Zahl, zu der rein theore­
tischen Rechtsgrundlage nichts hinzu­
zusagen, empfinde ich als weiteres 
Problem. Man milcht den Gefangenen 
lediglich ein falsches Bild. 

Und die Z&ht 7 % spielt noch 'ne 
Rolle bei dem Punkt der Seurlaubung. 
tch erinnere mich an eine Ausaabc 
des Lichtblicks - das f.st eine Zeit­
achrlft, d!e in der jVA Tegel erstellt 
wird von Gefangenen -, da hat ein 
lnaalllenvertreter lm Haus Vt tn der 
jVA Tegel, datt tat atn Hll.ua, tn dem 
ein Dtplompllychologc dtu!l Hll.us fUhrt, 
in dem e11 etnc große Zahl von 
Sozialnrboltem gibt. Also ein thoo-
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retisches Behandlungspotential, das 
sehr gut ist - das ist ein Neubau, 
der erst 1986 bezogen ... , 86 ... 
weiß ich nicht so genau, also in den 
jüngeren Jahren bezogen worden. Da 
wird im Frühjahr letzten Jahres eine 
Totalstatistik erstellt von den 
Gefangenen. Das heißt, jeder Gefan­
gene wurde gefragt: "Bist du zum 
Urlaub zugelassen, ja oder Nein." 
Und da kam genau diese Zahl heraus, 
sieben Prozent der Gefangenen. 

Es ist ganz einfach eine Tatsache, 
daß die Möglichkeit der Beurlaubung 
sehr sehr selten in der Praxis auch 
umgesetzt wird, und insofern denke 
ich, es gehört einfach zur Redlich­
keit, daß man den Leuten sagt wie 
die Praxis aussieht, nicht nur .die 
Theorie - das nützt den Leuten nicht 
viel. 

{Lauter Beifall - dann Totenstille) 

Jens: Herr Flügge, das klingt schon 
etwas anders, wie das, was Sie er­
zählt haben. 

Flügge: Nein. 

Jens: Na ... , ich fasse es so auf. So 
kommt'& rUber. Entweder verstehe lch 
ihn falsch, oder ich verstehe Sie 
falsch. Sie hatten gesagt "Kann ... ". 
Das Wort "kann" f.st bei uns sehr oft 
und häufig verantwortet worden und 
jeder hat in dem Begriff "kann" 
lrgendwas gesehen. Du Wort "kann" 
bedeutet "er kann", ja? Aber wer 
befUrwortet'l oder wer genchmtat'a? 
Oder wird er donn wtrklleh in UrlAub 
cmtlu8en odar ... darf dr tn Urlaub 
fahran , AuOcnsprecher oder sonst 
was. Ja .. . , wer bdUrwortet'l denn, 

he? . . . Und die Zahlen, die hier vor­
hin genannt wurden sind - ich kenn' 
den Herrn nicht, aber ich denke 
doch, daß die aussagekräftig sind, he 
... ? Und solche Praktiken haben wir 
selbst auch schon durch. Und die 
werden wir nicht übernehmen. Dafür 
haben wir uns nicht eingesetzt. ( ... ) 

Nach dieser Veranstaltung übernahm 
die Senatsverwaltung für Justiz mehr 
oder weniger das Kommando in den 
Ost-Berliner Knästen mit der Folge, 
daß die Öffentlichkeit (Presse usw. ) 
keinen Zugang mehr in diese Anstal­
ten erhielt. Auch den Tegeler Insas­
senvertretern wurde ein Treffen mit 
dem Rummelsburger Gefangenenrat 
verwehrt. 

Sicherlich scheute man sich, den 
Rummelsburger Gefangenen Informa­
tionen über den Berliner Strafvollzug 
aus erster Hand zukommenzulassen. 
Anläßtich eines privaten Besuches in 
(Ost-) Berlin hatte ich allerdings 
auch Gelegenheit, in Rummelsburg mit 
einigen dort Inhaftierten zu sprechen, 
die zu dieser Zeit Herrn \\lalther 
{DSU), derzeit Minister ohne beson­
_deren Geschäftsbereich, eingeladen 
hatten. 

ln den folgenden Wochen war die 
Senatsverwaltung bemUht, die (Ost- ) 
Gefangenen von den "Vorzügen" des 
Strafvollzugsgesetzes zu Uberzeugen. 
An der Basis, also in ehemaligen Ost­
Knästen, arbeiten auch heute noch 
Gruppenleiter aus Tegel, Plötzensee 
und Düppel - nach dem derzeitigen 
Informationsstand (22 . Oktober) 
sollen die meisten dieser Gefangenen 
in den offenen Vollzug verlegt 
werden. 

Als besonderer "Einzelkämpfer" in 
Sachen Oberzeugungsarbeit ist der 
allseits bekannte ehemalige Chef der 
Sicherheitstruppe Tegel dort anzu­
treffen. Seine schon damals umstrit­
tenen Methoden setzt er nun auf 
andere Gebiete fort: Knastbesichti­
gung mit Gruppen von Gefangenen als 
eine Art private Stadtrundfahrt 
brachte den betreffenden Gefangenen 
allerdings nur Ärger (Schläge) ein. 

Aber auch der Leiter der Justizvoll­
zugsanstalt Tegel tat sein Teil dazu, 
um die Gefangenen zu Uberzeugen: 
ein Rundschreiben an die Ost­
Knackies garantierte diesen {fast) 
die 2/3-Abstellung, den offenen Voll­
zug und Besitzstandwahrung ihrer 
Habe (Fernseher u. a.). 

Man darf aespannt sein, waa diese 
Oberzeuaunaaarbeit letztendlich 
bringt. tch peraönlich wUrde mir 1000 
Ost-Knaeklea 1m (West-) Berliner 
Votlzua wUnachen, dle kämpfen, zu­
mindest noch, um thre FordeNng~n 
durchzusetzen (z. S. Amne•tte), 

-kaU-
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Offener Vollzug in Berlin 
Gemäß § 10 Strafvollzugsgesetz soll ein Gefangener mi.1: seiner Zustimmung in 
eine Anstalt des offenen Vollzuges untergebracht werden. Offener Vollzug als 
Regelvollzug - wie vom Strafvollzugsgesetz vorgesehen - sollte nach den Vor­
stellungen des rot/grünen Senats (Koalitionsvereinbarungen) die Regel und 
nicht die Ausnahme sein. 

Voraussetzungen hierfür waren einerseits die Schaffung von deutlich mehr 
Haftplätzen des offenen Vollzuges sowie die Änderungen der Berliner Ausfüh­
rungsvorschriften zu § 10 StVoUzG. An dieser Stelle wollen wir die Anstalten 
des offenen Vollzuges vorstellen sowie die Unterschiede der jeweiligen An­
stalten deutlich machen. 

JVA Oüppel 

HAUS I 
Straße 518 Nr. 2, W-1000 Berlin 37 

Haftplätze: 152 - auch Freigänger 

Unterbringung: L-Mann-Stuben 

A:rbeitsmögllchkeiten: Gärtnerei, KUche, 
Schlosserei. Tischlerei, Hauskammer, 
Hausarbeiter, Maler-Kommando und 
Museumsdorf 

Fahrverbindung: Bus 3 bis Zehlendorf 
oder U-Bahn Onkel-Toms-Hiltte 

AUgemeines 

Wer die weite Anfahrt nicht scheut, 
insbesondere wenn er Freigänger ist, 
wen es nicht stört, mit mehreren Ge­
fangenen das Zimmer zu teilen (Frei­
gänger können dort kaum jemals aus­
schlafen) und Gemeinschaftstoiletten 
zu benutzen, der ist in DUppel recht 
gut aufgehoben. ~ehe, noch recht 
saubere Luft und vtel Aufenthalt im 
Freien sowie ein sehr gutes Essen, 
welches dort auch zubereitet wird, 
erwarten ihn dort. 

Fazit 

Als Anstalt des offenen Vollzuges gut 
geeignet - für Freigänger nur be­
dingt geeignet. 

HAUS II 
Söhtstra.ße 7, W-1000 Berlin 45 

Ha.ftplätze: 68 

Unterbringcmg: Einzel- und Gemein­
schaftsräume 

Arbeitsmöglichkeiten: Haus- und Gar­
tenarbeiter 

Fahrverbindung: Bus 85 bis U-Bahn 
Steglitz I S-Bahn Lichterfelde 

AUgemeines 

lm Verhältnis zum Haus 1 (DUppel) 
liegt die Söhtstraße verl<ehrsmäßig 
günstiger. Die Anforderungen und 
Vorstellungen vom "offenen" Vollzug 
sind aber hier (noch) nicht erfUUt. 
Das alte Amtsgerichtsgefängnis ist 
sowohl innen wie außen eben noch 
immer ein Gefängnis. DafUr sorgen 
Gitter, Mauem und Zellen. Aus den 
Zellen wurden die Toiletten entfernt 

- es gibt Gemeinschaftstoiletten und 
Duschen. Beabsichtigt ist, Gitter und 
Mauem, die nicht der Straßenseite 
zugekehrt sind, zu entfernen und 
andere Zellentüren einzusetzen. 

Die dort einsitzenden 68 Gefangenen 
werden von einer Sozialarbeiterin 
betreut. Untergebracht sind die 
Gefangenen in 41 Einzel-, 7 Doppel-, 
3 Dreier- und 1 Viererzelle. Als 
Freigängeranstalt, insbesondere für 
Menschen, die keine Hektik mögen, 
gut geeignet. 

NEBENANSTALT SPANDAU 
Niederneuendorfer Allee 140-150 

W-1000 Berlin 20 

Haftplätze: 222 

Unterbringung: 2-Mann-Stuben 

Arbe.itsmöglichkeiten: Haus- und Gar­
tenarbeHer 

Fahrverbindung: Bus (vor der HaustUr) 
bis U-Bahn Rathaus Spandau 

Allgemeines 

Von allen Einrichtungen des offenen 
Vollzuges in Berlin scheint mir diese 
am geeignetsten zu sein. Die einzel­
nen Häuser, aufgeteilt in gut ein­
gerichtete 2-Mann-Stuben, stehen in 
einem parkähnlichen Gelände, an dem 
nichts mehr an Knast erinnert. Viel­
leicht fltrbt das Ambiente auch auf 
die Vollzugsbediensteten ab: Seit 
Horst Detert, aber auch unter dem 
derzeitigen Anstaltsleiter, Herm 
Burlan, hat sich das Klima dort er­
heblich gebessert Freigänger 
werden nicht we-'ien jeder Kleinigkeit 
sofort "abgeschossen" , Vollzugsbeamte 
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(Gruppenbetreuer). können mehr Ver­
antwortung übernehmen und damit 
selbs tändiger, motivierter arbeiten, 
Hilfe bei der Arbeitsbeschaffung und 
Schuldenregulierung eingeschlossen. 

In allen zur JVA Düppel gehörenden 
Anstalten können Gefangene freiwillig 
an den Wochenenden soziale Arbeiten 
verrichten und erhalten dafür zu­
sätzliche Freizeit. 

Fazit 

Die Nebenanstalt Spandau ist ohne 
Einschränkung zu empfehlen! 

JV A Plötzensee 

HAUS I 
Friedrich-Olbricht- Damm 16 

W- 1000 Berlin 13 

Haftplätze: 87 (werden auf 120 er­
weitert) 

Unterbringung: Einzelräume 

Arbeitsmöglichkeiten: Wäscherei, Kfz­
Werkstatt, Bauhof, Malerei, Schlosse­
rei, Technischer Betrieb, Hausarbeiter 

Fahrverbindung: Bus 65 und 89 mit 
Anschluß an die U-Bahn 

Allgemeines 

In dieser Anstalt, vormals ein Haus 
der ]ugendstrafanstalt, gelten erst 
seit dem 17.3.1990 die Vorschriften 
für den "offenen Vollzug" - ein 
Gnmd mehr, etwas näher auf die Um­
stände dort einzugehen. 

Der erste Eindruck, den man beim 
Betreten dieser Anstalt bekommt, ist 
schlichtweg schockierend: Um die 
Anstalt herum eine hohe Mauer -
allerdings ohne Wachtürme. Die 
Pforte und der gesamt e Pforten­
bereich sind von einem hohen Sicher­
heitsstandard. und erinnern mehr an 
Tegel und Moabit, was sicher auch 
auf die Bediensteten dort abfärbt. 
Das Haus selbst unterscheidet sich 
schon vom Äußeren nicht von den 
Tegeler Häusern: Noch sind an den 
Fenstern die Gitter dran; ' sie sollen, 
wie es heißt, noch in diesem Jahr 
entfernt werden. Um tatsächlich eine 
Anstalt des "offenen" Vollzuges zu 
sein, müssen Gitter, Mauer und die 
Sicherheitspforte entfernt werden! 

Die äußere Sicherheit scheint sich 
auch auf den inneren Bereich dieser 
Anstalt zu übertragen. So erfolgt je­
weils zu den Schichtwechseln der 
Bediensteten eine Zählung, zu der 
sich die Gefangenen in ihren Sta­
tionsbereich begeben müssen. Ein 
weiteres Manko ist hier, daß leider 
auch hier im sogenannten "offenen 
Vollzug" auf die Abmessungen der 
Radiogrößen und einer Einzelfernseh­
genehmigung nach den bekannten 
Vorschriften Wert gelegt wird. 
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Vollzugslockerungen nach §§ 11, 13 
und 35 StVollzG werden auch hier 
nur aufgrund der gültigen Vorschrif­
ten gewährt. In Einzelfällen bedeutet 
das, daß Gefangene, die noch keine 
Vollzugslockerungen wie Ausgang oder 
Urlaub hatten, auch dort nicht auto­
matisch Vollzugslockerungen erhalten 
- die Zulassung erfolgt nach den 
gleichen Kriterien (Checkliste) wie 
im geschlossenen Vollzug. Solche 
Regelung - Urlaubsüberprüfung aus 
dem "offenen Vollzug" - ist für die 
Gefangenen schwer nachvollziehbar 
und ein Grund ständiger Ärgernisse. 
Hier besteht Handlungsbedarf. Gefan­
gene im offenen Vollzug müssen 
sofort für Vollzugslockerungen zu­
gelassen werden! 

Kritisch muß man auch die Versor­
gung der Gefangenen mit Dingen des 
täglichen Bedarfs (Lebensmittel, 
Tabak usw.) betrachten. Es wird den 
Gefangenen keine Möglichkeit an­
geboten, täglich einzukaufen. Der 
Einkauf kann nur monatlich über den 
geschlossenen Vollzug (Krankenhaus) 

JVA Düppel 

abgewickelt werden - auch hier muß 
eine Änderung erfolgen! 

Obwohl sich diese Anstalt hervor­
ragend als Freigängerhaus eignet, 
gibt es bisher keine Möglichkeit, von 
hier aus seinen Freigang zu machen: 
Eine unnötige erneute Verlegung des 
Gefangenen in eine entsprechende 
Anstalt (OUenhauerstraße ) ist (noch) 
erforderlich. Es bleibt zu hoffen, 
daß auch hier von seiten der 
Senatsverwaltung noch ein Umdenken 
erfolgt. 

Eine Neuerung, die es bisher in 
keiner Anstalt gibt, ist der Mitarbei­
ter beim Gruppenleiter (MGL - ein 
Ergebnis der Koordinierungskonferen­
zen) . Dieser MGL ist ein Beamter des 
allgemeinen Vollzugsdienstes und soll 
den Gruppenleiter entlasten. Er ist 
ebenso wie der GL Ansprechpartner 
der Gefangenen und kann Anträge für 
Ausgänge und Urlaub bearbeiten. 
Inwieweit sich diese Regelung auch 
fUr die Gefangenen positiv auswirkt, 
bleibt abzuwarten Klagen von 



Gefangenen liber (fast) regelmäßige 
Kürzungen der be;'lntragten Zeil für 
Ausgänge smd aus dieser Anstall 
schon zu hören. 

Trotz der bisherigen Schilderung 
sollte man diese Anstalt nicht nur 
negativ betrachten. Man ist bemüht 
{auch Beamte und Gruppenleiter), 
et~·as für die Gefangenen zu tun. Zu 
der Betreuung der Gefangenen gehört 
auch eine Psychologin, die bei etwai­
gen Schwieri~keiten den Gefangenen 
zu Gesprächen zur Verfügung steht. 
Auch im Freizeitbereich ist man be­
müht. einiges zu tun. Bisher gibt es 
drei Freizeiträume, Tischtennis und 
einen provisorischen Fitnessraum. 
Geplant ist. den Keller für Freizeit­
aktivitäten umzugestalten. 

Seit dem 17.10.1990 kann ich Haus l 
nun "live" erleben. Mein erster Ein­
druck (s. o. ) hat sich bestätigt. Es 
genügt nicht, eine Anstalt des ge­
schlossenen Vollzuges in eine Anstalt 
des offenen Vollzuges umzubenennen, 
Gitter zu entfernen und Mauern ein­
zureißen, nein, auch die Mauern in 
den Köpfen einiger Bediensteter 
müssen eingerissen werden! 

Deine erste Anlaufstelle ist die 
Hauskammer. Erinnerungen an Tegel 
zu Zeiten der Sicherhei.tsa.bteilung 
kommen auf! Wenn Mann nicht eine 
Erklärung unterschreibt, daß er 
bereit ist, irgendwann nach Auffor­
derung eine Urinprobe abzugeben, 
gerät er in den Verdacht, Drogen­
konsument zu sein (Nötigung??). 

Nebenanstalt Spandau (Hakenfelde) 

Der Sozialarbeiter (es gibt noch zwei 
Sozialarbeiterinnen) hat feste 
Sprechstunden - insgesa.mt 8 Stunden 
in der Woche! {\Vas macht er eigent­
lich die übrige Zeit?) 

10 Tage Bearbeitungszeit fur Urlaub 
nach § 13!! 

Urlauber/Ausgänger. die nachweislich 
keine Alkoholproblematik haben, 
müssen bei der RUckkehr "pusten" 
(noch nicht mal in Tegel Ublich) . 

Radiogröße wie in Tegel {10 L) , in 
anderen offenen Anstalten kein 
Thema, Einzelfernseher wie in Tegel. 

Zwang, bei der Arbeit Blauzeug zu 
tragen. 

HAUS IV 
Ollenhauerstr. 128, W-1000 Berlin 52 

Haftplätze: 90 

Unterbringung: Einzel- und 2-Mann­
Stuben (überwiegend) 

Arbeitsmöglichkeiten: Hausarbeiter und 
Gärtner- Kommando, Schlosserei und 
Tischlerei 

FahrverbUrniung: U-Bahn Kurt-Schu-
rnacher- Platz und Busse 

HAUS V 
Saatwinlder D. 1, W-1000 Berlin 13 

Haftplätze: 80 

Unterbringung: Gemeinschaftsräume 

Arbeit smöglichkeiten: Wäscherei, Kfz­
Werkstatt, Hausarbeiter 

Fahrverbindung: Bus 65 und 89 mit 
Anschluß an die U- Bahn 

FREI GANG 
Zulassung 

12 Monate, bei einer Ausbildungsmaß­
nahme bis zu 15 Monate vor dem 
voraussichtlichen Strafende. Die Zu­
lassung zum Freigang erfolgt am Tag 
der Arbeitsaufnahme oder wenn die 
Ausbildungsmaßnahme beginnt. 

Vorausset zungen 

Polizeiliche Anmeldung, Lohnsteuer­
karte, Versicherungsheft. Der Arbeit­
geber muß eine Einstellungsbescheini­
gung ausfüllen, der Gefangene muß 
eine Abtretungserklärung über sein 
Einkommen an die Anstalt unter­
schreiben - die Anstalt führt das 
Konto des Gefangenen und führt 
eventuelle Schulden an die Gläubiger 
ab. 

Arbeitsstellen 

Nicht zugelassen werden in der Regel 
der eigene Betrieb, der Betrieb naher 
Angehöriger, Kneipen, bordellartige 
Betriebe o. ä . (Ausnahmen sind nur 
mit Zustimmung der Aufsichtsbehörde 
möglich). Flir die Arbeitssuche 
werden gemäß § 11 StVollzG Aus­
gänge gewährt. 

Rahmenzeit 

Als Freigänger wird dem Gefangenen 
eine Rahmenzeit eingeräumt, die ihm 
ermöglicht, seine Arbeits- oder Aus­
bildungsstelle aufzusuchen, für seine 
Versorgung notwendige Sachen einzu­
kaufen und in die Anstalt zurückzu­
kehren. Die Rahmenzeit soll auch 
dazu dienen, den Kontakt zu dem 
sozialen Umfeld aufrechtzuerhalten. 
ln der Regel gewähren die Anstalten 
folgende Rahmenzeiten (einschließlich 
Arbeitszeit) : 

- im ersten Monat 13 Stunden 

- im zweiten Monat 1t. Stunden 

- im dritten Monat 16 Stunden 

Die Gewährung dieser Rahmenzeiten 
setzt beanstandungsfreies Vollzugs­
und Arbeitsverhalten des Freigängers 
voraus. 

Kosten des Freigangs 

Als Freigänger muß der Gefangene 
DM 8,08 pro Tag an die Anstalt 
zahlen. Die Kosten ermäßigen sich 
bei 

2-Mann-Stube auf DM 6,46 

3-Mann- Stube auf DM 5,66 

4-Mann- Stube auf DM 4,04 

täglich. 
- kali-
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\I 4 'ltlii:J Fachdienst 
~\ 1 11 1nte~r~tionsberatung 
~ Berhn 

Der "Fachdienst Integrationsbera­
tung Berli.n (FlBB) wurde im Oktober 
1989 eingerichtet. Das Projekt ver­
folgt sch"Weq>unktmä.ßi~ drei Ziele: 

Eingliederung von sozial benach­
teiligten, behinderten und länger­
fristig erwerbslosen jungen Men­
schen in reguläre Ausbildungs­
und Beschäftigungsverhältnisse 
von Klein- und Mittelbetrieben. 

Betriebe dahingehend zu motivie­
ren und zu unterstützen, diese 
Jugendlichen und/oder Behinderten 
bei der Lehrstellen- oder Arbeits­
platzvergabe stärker zu berück­
sichtigen. Dabei soll gleichzeitig 
ein Beitrag zur NacbVJUchssiche­
rung bzw. zur Behebung des 
Fachkräftemangels geleistet 
"Werden. 

Senkung der hohen Abbrecher­
quote bei Auszubildenden. 

Der Fachdienst beschäftigt der­
zeit 17 Mitarbeiter, die in einem 
vi.ermonatigen Grundkurs zu Fach­
beraternl-i.nnen ausgebildet 'WUrden. 
Das FlBB 'Wird durch die Senats­
verwaltung für Arbeit, Verkehr und 
Betriebe und das Landesarbeitsamt 
zunächst für zwei Jahre finanziert . 
Träger des Projekts ist das " Institut 
fUr Sozialforschung und Betriebs­
pädagogik e . V." (ISB). 

Zum Z"Weck der Zielsetzung - der 
dauerhaften Integration benachteilig­
ter Menschen in reguläre Ausbil­
dungs- und Arbeitsverhältnisse auf 
dem 1. Arbeitsmarkt -, "Werden kleine 
und mittlere Hand"Werks- und Arbeits­
betriebe kontaktiert, um Ausbildungs­
und Arbeitsplätze fUr die Klienten zu 
finden. 

Durch die bisherige Tätigkeit des 
FIBB hat sich als eine der Ziel­
gruppen jene herauskrlstallisiert, die, 
aus "Welchen Gründen auch immer, mit 
dem Gesetz in Konflikt geraten ist. 
Die Zusammenarbeit mit verschiedenen 
]ugendgerichtshilfen, Bewährungs­
helfern, Anstalten des offenen Voll­
zugs so'Wie mit Inhaftierten in Plöt­
zensee, haben das Institut dazu ver­
anlaßt, seine Angebote auch den 
Gefangenen der Justizvollzugsanstalt 
Tegel nahezubringen, um im Rahmen 
der Entlassun~Ssvorbereitung die 
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Chancen zur anschließenden Arbeits­
aufnahme zu verbessern. 

Hier noch ein paar Zahlen und 
Fakten aus der FIBB-internen Stati­
stik (Stand 4.9.1990): Das FlBB 
kooperiert bislang mit 90 Betrieben, 
mit 31 Unternehmen davon bestehen 
längerfristige Kooperationsvereinba-

rungen. Mit insgesamt ca. 50 Arbeits­
vermittlern, Arbeitsberatern, Ab­
schnittsleitern oder Reha-SS-Beratern 
aller fünf Arbeitsämter hat sich eine 
Zusammenarbeit entwickelt. Außerdem 
kooperiert FlBB mit den Job-Clubs 
und den Sozialbetreuern in den 
Arbeitsämtern. 

• ____________ l:;!l§l 
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Hilfe für Betroffene 
Seminar der DAH -

"Basisinformation für die Betreuung 
·von Strafgefangenen mit HIV/AIDS" 
war das Thema eines sogenannten 
" Einsteigerseminars" vom 14. bis 16. 
Sept ember 1990 in Hamburg. Veran­
stalter war die Deutsche AIDS-Hilfe. 
geleitet und moderiert vurde dieses 
Seminar von Michael Gähner, Mitar­
beiter der DAH und Referent für 
Menschen in Haft sowie Ulrich 
Reinsch (DAH). 

Weitere Teilnehmer dieses Seminars 
waren neben den angehenden Betreu­
ern die zwei "altgedienten" Betreu­
erinnen, Frau Avenarius, die schon 
seit über 20 Jahren Strafgefangene 
betreut, und Frau Lisa Riedel aus 
Bamberg. Zwei Redakteure von Gefan­
genenzeitungen, aus Bremen vom 
"Diskus" und aus Berlin von "der 
lichtblick'', konnten zum Gelingen 
dieses Seminars beitragen. 

An dieser Stelle möchte ich gern 
einige Worte zu Frau Riedel sagen. 
Sie ist 7!. Jahre alt und betreut 
jugendliche Strafgefangene unent­
geltlich, aber mit viel Herz. Trotz 
ihres hohen Alters, das man ihr im 
Ubrigen kaum glauben mag, und ihrem 
nicht immer einfachen Leben - unter 
der Nazidikt atur wurde sie ins KZ 
gesperrt -, sprüht sie voll Energie 
und Herzlichkeit. Viel Zeit, Energie 
aber auch Geld investiert sie in der 
Betreuung jugendlicher Strafgefan­
gener, ihrer Kinder, wie sie selbst 
sagt. Selbst nach dem Gefängnisauf­
enthalt der von ihr Betreuten endet 
ihre Arbeit nicht. Hilfe bei der Woh­
nungs- und Arbeitssuche, Zusammen­
arbeit mit Bewährungshelfern, ist für 
Lisa selbstverständlich. 

Frauen wie Lisa, Frau Avenarius und 
nicht zuletzt Birgitta Wolf sind 
Glücksfälle für die Gefangenenberreu­
ung! 

Das Hamburger Einsteigerseminar 
hatte zum Ziel neue Betreuungskräfte, 
meist junge Leute aus den regionalen 
AIDS- Hilfen, auf die Arbeit mit 
Strafgefangenen vor zubereiten. Vor­
rangig waren hierbei Informationen 
zu 

Strafvollzug in Deutschland 

- Pr ävention durch Gefangenenzei­
tungen 

- Ge fahren it.ir Betreuer im Strafvoll­
zug 

- Einführung in das Strafvollzugs­
gesetz 

- Medizinische Versorgung im Straf­
vollzug 

- Subkultur im Strafvollzug 

- Aufgaben eines Betreuers im Straf-
vollzug 

Über den deutschen Strafvollzug, ins­
besondere den unterschiedlichen 
Strafvollzug der einzelnen Bundes­
länder (der Strafvollzug ist Länder­
sache und wird durch Verwaltungs­
vorschriften bzw. Ausführungsvor­
schriften der Justizministerien ge­
regelt) referierte Michael Gähner. Es 
folgte eine kurze Einführung in die 
für die Betreuung notwendigen Para­
graphen des Strafvollzugsgesetzes. 
Die medizinische Versorgung HIV-infi­
zierter oder schon Al OS-erkrankter 
Gefangener, deren Ängste und Nöte, 
konnte aufgrund der Schilderung 
eines Betroffenen, einem Berliner 
Strafgefangenen, besonders deutlich 
gemacht werden. 

Rauschgiftproblematik und Subkultur 
in den Gefängnissen - auch darüber 
wurden die angehenden Betreuer aus­
führlich informiert. Dieses Problem 
birgt nämlich leider auch Gefahren 
für die Betreuer. Es kommt leider 
vor, daß Gefangene, die von Außen­
stehenden betreut werden, zu ihren 
Betreuern ein besonderes Vertrauens­
verhältnis aufbauen und dieses dann 
zum Nachteil des Betreuers, letzt­
endlich aber auch zum eigenen Nach­
teil ausnutzen wollen. Meist fängt 
alles ganz harmlos an. Bitten um 
kleine Gefälligkeiten, dieses und 
jenes in die Anstalt einzubringen 
(z. B. Geld), die direkte Bitte um 
Geld oder Kleidung - es wird ge­
bettelt, gejammert und gedroht -
glücklicherweise sind dies nur Einzel­
fälle, Ausnahmen. 

Betreuer im Strafvollzug können 
Inhaftierten auf unterschiedliche Art 
helfen. Meist genügen schon Gesprä­
che und ein wenig persönliche An­
teilnahme. Darüber hinaus kann der 
Betreuer Kontakte zu den Vollzugs­
behörden, Anstaltsleiter, Bewährungs­
helfer, Selbsthilfegruppen usw. 
suchen, die dem HlV-infizierten Ge­
fangenen zu einer vorzeitigen Ent­
lassung verhelfen könnten. Für 
Fragen, die in diesen Zusammenhän­
gen entstehen, werden sicher Spezia­
listen der regionalen AIDS-Hilfen 
sowie Mitarbeiter der Gefangenenzei­
tungen zur Verfügung stehen. 

Aller Anfang ist schwer, das gilt in 
besonderem Maße für Betreuer im 
Strafvollzug. Auch Enttäuschungen 
werden nicht ausbleiben. Und doch, 
ich glaube, es lohnt sich, anderen 
Menschen zu helfen. 

-kali-

Dreck 
am 
Stecken 

Ein 
Theottmü<k 
ÜDtt 
Suvctitil 
und AIDS 

Das Musiktheater ERNST tritt am 
24- November 1990 im Kultursaal 
der ]ustizvoll..zugsanstalt Tegel 
auf. "Dreck am Stecken" wurde 
schon mal in Tegel gespielt, in 
der Teilanstalt VI - im Sou:mer 
1989 von der Theaterproduktion 
Strahl aus Berlin. 

Die Idee zu "Dreck am Stecken" 
entstand im Ftiihjahr 1987. nach­
dem Reiner Strahl und Gila 
Schmitt er:fahren haben, daß Men­
schen aus ihrem Bekanntenkreis 
HIV- positiv bzw. an AIDS er­
krankt sind. Im April 1988 leite­
ten sie ein Theaterseminar zu 
diesem 'Ibema an. Hieraus bildete 
sich schließlich das erste Ensemble 
für "Dreck am Stecken". 

Nach vielen Gesprächen mit Be­
troffenen und vor allem Kontak­
ten zu Berliner Schoolworkerinnen 
entvi.ckelte sich das Bedürfnis. ein 
Stück auch für jugendliche zu 
schreiben. Die Premiere war im 
<lctober 1988. Das Stück wird 
laufend aktual.istert und weiter­
entwickett - nicht zuletzt durch 
die Auseinandersetzung mit dem 
Publikum. Bestandteil jeder Auf­
fühnmg ist deshalb ein anschlie­
ßendes Gespräch mit den Zu­
schauerlrmen. 

Eine Neu-Inszenierung mit Songs 
und life gespielter Musik entstand 
Anfang 1990 durch die Zusammen­
arbeit von Gila Schmitt und dem 
Musiktheater ERNST. 

Schwerpunkt des Thea terstück.s 
"Dreck am Stecken" ist nicht die 
medizinische Aufklärortg - oder 
Ängste und Verhaltensweisen mo­
ralisierend zu bewerten. sondern 
Reaktionen und Haltungen zu er­
gründen und aufzuzeigen. Das 
Stück soll sensibel machen für 
Ursachen von Ablehnung. Es soll 
Offenheit, Solidarität, Verantwor­
t ung und konstruktive Auseinan­
derset zung !ordern. 

ERNST Musiktheater 
Goethestraße 76 
4150 Krefeld 
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Selbstverständnisdiskussion 
und immer noch 
kein Ende? 
Ziun Anspruch an die Arbeit von AIDS-Hilfen im Strafvollzug 

Eigentlich hatte ich gehofft. 'Wir könnten auf der Grundlage des Selbstver­
ständnispapiers der DAH. (regionale AIDS-Hilfen und Bundesgesc.häftsstelle) nun 
daran arbeiten. t.mSeren Anspruch und unsere Arbeit im Strafvollzug zu 
formulieren. Leider - aus vielen an dieser Stelle nicht zu auszuführenden 
Grunden - fehlt uns diese Voraussetzung noch. 

Dennoch sollten wir, meiner Meinung nach, diese längst überfällige Diskussion 
nun gründlich führen. und ich hoffe. es gelingt uns, auf der nächsten Mi.t­
gliedetversaß'IDl.ung ein Positionspapier vorzulegen. welches unseren gesell­
schaftlichen und politischen Anspruch in diesem 'latigkeitsfeld beschreibt.. 

ln der Vergangenheit haben eine 
Vielzahl von regionalen AIDS-Hilfen 
die Arbeit im Strafvollzug aufgenom­
men, was dazu führte, daß auch in 
der Bundesgeschäftsstelle im Referat 
"Drogen und Strafvollzug" ein eigen­
ständiger Bereich für diese Arbeit 
eingerichtet wurde. 

\oJie so oft im Rahmen der Arbeit von 
regionalen AIDS-RUfen liegt der 
Impuls zur Aufnahme dieser Arbeit 
darin, daß etablierte Systeme, in 
diesem Fall der Strafvollzug, nicht in 
der Lage waren, angemessen und sen­
sibel auf das neue Phänomen "AIDS" 
zu reagieren. Panik, Hysterie und Un­
wissenheit fUhrten zu einer Vielzahl 
von Diskriminierungen, die die so­
wieso durch Positiv- oder Kranksein 
vorhandene schlechte psychische 
Situation der Betroffenen schier ins 
Unermeßliche steigerte. 

Wen wundert es da, wenn die Arbeit 
der regionalen AIDS-Hilfen gerade 
als Interessenverband der von AIDS 
betroffenen Menschen sich darauf 
ausrichtete, diese unhaltbare Situa­
tion fUr positive Inhaftierte zu ver­
bessern. Bereits frUh wurden Forde­
rungen formuliert, durch deren Um­
setzung das Leben fUr inhaftierte 
Menschen mit HIV/AIDS und Angehö­
rige der besonders betroffenen ge­
sellschaftlichen Randgruppen im 
Strafvollzug verbessert werden sollte. 
Eine Reihe dieser Forderungen wurden 
vom Strafvollzug tatsächlich auf­
genommen und umgesetzt. Wir regio­
nalen AIDS-HUfen halfen bei der Um­
setzung der so entstandenen Richt­
linien fUr den Umgang mtt positiven 
Menschen im Strafvollzug durch eine 
Vielzahl anstaltsinterner Öffentlich­
keits- und Aufl<lärungsarbe1.t. Wir 
halfen und helfen, das Problem AIDS 
1m Strafvoltzug Intern zu bewältigen. 
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Daß eine Vielzahl unserer Forderun­
gen, gerade im Bereich Primllrpräven­
tion ( Spritzenvergabe/Kondomzugäng­
lichkeit) nicht erfUllt wurden, darf 
uns bei dem System Strafvollzug, so 
wie es ist, zwar nicht verwundern, 
soll aber auch an dieser Stelle nicht 
unerwltlmt bleiben. 

Im Rahmen dieses Artikels will ich 
auf diese Frage weniger eingehen, 
vielmehr will ich immer wieder be­
reits genannte alte Forderungen noch 
einmal mit unserer praktischen Arbeit 
konfrontieren. 

- Menschen mit HlV und AIDS ge­
hören nicht in den Strafvollzug. 

- Die medizinische Versorgung von 
Positiven und A lOS-Kranken gehört 
in die Hand externer fachkundiger 
Spezialisten (Stichwort frete Arzt­
wahl). 

- Drogengebrauchende Menschen ge-
hören nicht in den Knast . 

Betrachte ich mir heute diese For­
derungen, so gehen mir hierbei zwei 
Fragen durch den Kopf. 

Die erste ist die Frage danach, ob 
wir durch unsere Arbeit im Strafvoll­
zug nicht erst dazu beigetragen 
haben, daß das Problem HlV und 
AIDS im Strafvollzug scheinbar ober­
flächlich gelöst wurde. Haben wir mit 
unserem Engagement gegen die Not 
Positiver und AlDS-Kranker geholfen, 
die Frage nach der Raftverschonung 
aus der Diskussion zu bringen? 

lst die Forderung nach Substitution 
im Strafvollzug nicht eine, die es in 
ihrer Konsequenz noch einfacher 
macht, Drogengebraucherinnen zu in­
haftieren? 

Der andere Aspekt ist die Frage da­
nach, ob wir alle aus Überzeugung 
hinter diesen Forderungen stehen. 
Haben wir nicht alle auch Feindbilder 
und ein Sicherheitsbedürfuis, aus dem 
heraus es auch für uns Menschen 
gibt, bei denen wir froh sind, wenn 
sie in Haft sind? Oder wie sieht es 
aus mit dem positiven gewalttätigen 
Neonazi? 

Bei diesen, nur an der Oberfläche 
angerissenen Fragen ist mir klar, daß 
die Arbeit im Strafvollzug wie 
sicherlich auch die Arbeit der DAH 
im allg~einen immer zwei Aspekte , 
beinhalten muß: 

1. Mit welchem gesellschaftskritischen 
und gesellschaftverändernden 
Aspekt arbeiten wir? 

2. Wie gelingt es uns in der derzei­
tigen gesellschaftlichen Situation, 
für uns optimale Lebens- und Ver­
sorgungsstrukturen zu erlangen? 

Dieser doppelte Anspruch i.st höchst 
konfliktgeladen, da er sich in der 
konkreten Arbeit durchaus gegen­
seitig behindern kann. 

Um diese Fragen und insbesondere um 
die Definition des gesellschaftspoliti­
schen Anspruchs soll es in der 
Selbstverständnisdiskussion "Straf­
vollzug" gehen. Darüber hinaus soll 
uns auch die Frage nach der Veran­
kerung und der Stellung der Knast­
arbeit in den AIDS- Hilfen beschäf­
tigen. 

Ober viele Reaktionen zu meinem Pro­
blemaufriß wUrde ich mich freuen. 
Zudem hoffe ich, daß viele Mitarbei­
ter der Knastgruppen in den regio­
nalen AIDS-Hilfen sich an der Dis­
kussion betentgen, um vor Ort mit­
zuhelfen, die Arbeit der AIDS-Hilfen 
mit lnhaftierten zu intensivieren. 

Reinhard Helkamp 
VorstandsmitQUed der OAH 
(Zuschriften bitte an die DAH. 
Nestorstraße 8-9. W-1000 Berlin 31l 



Ein Tag Haft 
im ,,Leben•• eines Positiven 

Ein Bericht aus der Untersuchungshaft in Moabit 

Stell dir vor, vielleicht kennst du 
die Situation auch, du fährst ein. 
Mehr oder weniger nachhaltig hat 
man dir den HIV-Antikörpertest 
"empfohlen", mehr oder weniger sen­
sibel hat man dir das positive Test­
ergebnis mitgeteilt. 23 Stunden Ein­
zeleinschluß, irgendwann Verhandlui"lg, 
entweder kommst du raus (unwahr­
scheinlich) oder bleibst drei bis fünf 
Jahre drin. 35er ausgespielt, als 
BThler keine 2/3. 

Positiv = AIDS = Tod1 

Turkey vorbei, nackt, ohne Drogen­
haut. Gefühle kommen, pralle, ohne 
Schutz, keine Übung sie abzuwehren. 
Eingeschlossen. Allein. 

Die Haut juckt, die Haut juckt über­
all, du könntest dich totkratzen. 
Ganz normal, haben sie gesagt, das 
ist nicht gefährlich, das ist das 
Virus, sagen sie, zuerst geht er auf 
die Haut, er macht die Haut trocken, 
deshalb juckt sie, ganz normal. Du 
kratzt und kratzt, Scheiß Pullover, 
reißt ihn dir vom Körper. Du frierst, 
Moabit ist kalt. Du hUUst dich in 
deine Plastikdecke. 

Einmal zusätzliches Wannenbad in der 
Woche hast du bekommen und statt 
2mal Duschen die Woche darfst du 
baden auf Verordnung. Und wieder 
hast du 'nen Vormelder geschickt zum 
Arzt, gewartet, den Arzt dann be­
quatscht, du stehst gut mit ihm, und 
sogar medizinisches Waschzeug und 
Hautcreme bekommen. Dem Duschkal­
faktor hast du vom Pferd erzählt, 
von wegen deiner sensiblen Haut. 
Muß ja nicht jeder wissen, daß du 
die Pest hast. - Aber es juckt trotz­
dem. Du kratzt. 

Und Salben gegen deine Pilze hast du 
bekommen. Pilze sind normal, haben 
sie gesagt, die kommen. Auf jedem 
Menschen leben Millionen von Pilzen, 
und wenn das Abwehrsystem nicht 
mehr so stark ist, dann vermehren 
sie sich. Millionen von Pilzen . . . Sie 
sind doch nur an deinen Füßen, 
Nägeln, im Mund noch gar nicht, 
Rachen auch nicht, nicht wie bei dem 
neben dir vom Hofgang. der hat ganz 
komisch gesprochen, stinkt aus dem 
Mund, ihm wachsen sie die Speise-

röhre rauf, oder runter? Er lutscht 
brav sein Lutschzeug, sie haben ihm 
sogar gesagt wie die Tabletten 
heißen. Wie der aussieht. Ein 
Gerippe. Kommt vom Klo nicht runter. 
Darminfekt. Angenehm, Klo auf Zelle. 
Ungesalzenen gekochten Reis essen, 
hast du mal gelesen. Wer wird dir 
hier Reis kochen? 

Angst. Angst. Quatscht der, mit dem 
du eingefahren bist? Was sagst du 
bei der Verhandlung? Wann wird die 
Verhandlung sein? Dein Kopf rotiert, 
rotiert. Du kannst ihn nicht anhalten. 

\villst dir 'nen Kaffee machen, hast 
kein Heißwasser, warst beim Anwalt­
sprecher, hast vergessen, die Ther­
moskanne rauszustellen wo's Heiß­
wasser gab. Der Schließer, der 
Dienst hat, läßt dich keins holen. 
Neuli,.ch ha:t er dich gelassen, aber 
der Kalfaktor hatte keine Lust - und 
du keinen Tabak, ihn zu bewegen. -
Rauchen, eine nach der anderen, 
brauchst dir's nicht einzuteilen, 
kriegst jetzt Geld aufs Konto, nicht 
wie die armen Schweine, die beim 
Hofgang die weggeschmissenen Kippen 
aufsammeln müssen. 

Kopfschmerzen, mein armer Kopf. Zum 
Fenster, frische Luft, frieren. 
Fieber? Quatsch. 

Es juckt. Positiv, was heißt schon 
positiv. Muß ja nicht ausbrechen, 
AIDS. Und wenn schon. ohnehin alles 
Scheiße, kein Bock mehr, im Knast 
verrecken? Die lassen mich hier ver­
recken, die Schweine. Hier komm' ich 
nicht mehr lebend raus. Schweißaus­
bruch, Angst. Die Schweine, die 
Drecksäue. \oJut, totale Wut, Haß. 
Kein Heißwasser. Es juckt. ich kratze 
bis ich blute. Die lassen mich ver­
recken. Die lassen mich erst raus, 
wenn ich nicht mehr laufen kann, 
verfaule. Quatsch, es ist doch nichts, 
meine Werte sind gut, haben sie ge­
sagt, muß ja nicht sein, daß sie 
schlechter werden. Fast alle, die ich 
kenne, sind positiv. Ist doch normal. 
Normal? - Wie hat sich die Szene 
verändert, brutal war's schon immer, 
aber jetzt? Die lebenden Leichen, 
die da rumkrauchen, runtergekommen, 
Knast rein. Knast raus, Elend, eklig, 
picklig, eitrig, offene Wunden, die 

nicht heUen. Der Virus geht erst mal 
auf die Haut. Auf die Haut? Und 
dann? In den Kopf? lch habe ge­
hört, der Virus geht in den Kopf. 
Blöde werden? Ich werd' blöde hier. 
Tür zu, 8 rrf Zelle, Tisch, Bett, i.ch 
werd' noch blöde hier. Ablenken. 
Lesen. Eintauchen in eine andre 
Welt, und wenn's der Krimi ist. Kon­
zentration! - Das Licht geht aus. 
Scheiße. Schlafen. Der Kopf rotiert. 
Einschlafen!! 

Du schläfst ein. 

Horrorträume jagen dich hoch. Angst, 
Angst, Panik. Pitschnaß alles, pitsch­
naß geschwitzt, du liegst in einer 
Lache. 

Kalt. Aufstehen, nasse Klamotten 
ausziehen, Laken abziehen. Du frierst 
so, zitterst, Zähne schlagen aufein­
ander, waschen, den kalten Schweiß 
wegwaschen kaltes Wasser auf 
Zelle . Abtrocknen, trockne Sachen 
anziehen, eine rauchen. Decke um­
legen, ruhig, ruhig werden. Decke ist 
feucht. Zitter, geh weg! - Langsam 
wirst du ruhiger, dir wird wieder 
wärmer. Nachtschweiß ist normal, 
sagen sie, der Virus ist aktiv, dein 
Körper wehrt sich dagegen. 

Der Virus. Fetzen von deinem Traum 
kommen dir vor die Augen, Angst 
kommt wieder hoch. Du bist hellwach. 
Ablenken! Im Dunklen wringst du dein 
Laken aus, hängst es vors Fenster 
zum Trocknen. Suchst dein großes 
Halstuch, legst es über die Matratze. 
Ablenken: Mit dem Feuerzeuglicht ein 
paar Zeilen Krimi mehr, verbrennst 
dir den Daumen. Scheiße. Flamme 
llli.rd kleiner. Denken, nur nicht 
denken. Eine rauchen. - Du willst 
schlafen, kriechst zwischen Halstuch 
und feuchte Plastikdecke. Embryonal­
haltung. 

Scheiß- Träume . Dein eigenes Wimmern 
weckt dich auf. Es dämmert draußen. 
Endlich ist die Nacht vorbei. 
Waschen, kaltes Wasser macht frisch, 
sagt man, noch einmal kramst du 
trockne Sachen raus zum \ofechseln, 
Pullover an. Laken noch feucht, 
stinkt: alle 14 Tage ein frisches 
Laken, alle Woche neue Handtücher, 
wenn nichts dazwischenkommt. 

Du hast diese Woche Frühfreistunde, 
eine Stunde andere Menschen spre­
chen. Eine Stunde dieselben Ge­
schichten, Dopegeschichten, sie hän­
gen dir zu den Ohren raus, den 
anderen auch. Du hörst dich selber 
reden, geilst dich selber auf 

- in der Ecke, nimmst die Spritze, 
haust sie dir rein, durch den Stoff 
ins Bein, scheißegal, Vene so schnell 
nicht zu finden, gibst sie weiter, 
voller Hektik. Nur nichts denken und 
nur nichts fUhlen. 

Ruhe endlich. 

(Ver fasser ist der Redaktion bekannt) 
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Auf diesen Seiten haben die Leser das Wort. Ihre Wünsche, Anregungen, 
Forderungen, Kritik und Urteil, müssen sich nicht unbedingt mit der 
Meinung der Redaktion decken . Die Red. behält sich vor, Beiträge - dem 
Sinn entsf)rechend - zu kürzen . Anonyme Briefe haben keine Chance . 

Liebe Redaktionsmitglieder, 

ich halte es doch für 
angezeigt, Euch bzw. an­
dere Inhaftierte betreff 
TarU1ohnfoDderungen davon 
zu informieren, daß ich 
vom Landgericht Berlin -
547 StVK (Vollz) 5.90 -
dafür Prozeßkostenhilfe 
bekommen habe, unter Bei­
ordnung von Rechtsanwalt 
Eisenberg in Berlin, wo­
rüber auch der Tagesspie­
gel und RIAS l1 berichtet 
haben. 

Nun hat mir das Kam­
mergericht unter 5 Ws 
152.90 Vollz mitgeteilt, die 
Rechtsbeschwerde sei ab­
gewiesen, was mich ver­
anlaßt hat, die Europäische 
Kornmission für Menschen­
rechte in Straßburg per 
Beschwerde gegen ihre ver­
letzte Konvention anzu­
schreiben. Wer möchte, 
kann gerne eine Abschrift 
des Beschlusses haben. 

Ich würde doch jedem 
raten, bei der Arbeitsver­
waltung Tariflohn zu be­
antragen, was sie ablehnen 
werden, dann vor der 
Strafvollstreckungskammer 
Antrag auf gerichtliche 
Entscheidung zu stellen 
bzw. ebenfalls in die 
Rechtsbeschwerde zu gehen, 
die ohne Anwalt beim Ur­
kundsbeamten aufgegeben 
werden kann. Diesen Weg 
muß man gehen, um ab dem 
3.10. Verfassungsbeschwerde 
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einlegen zu können, ggf. 
Straßburg anzurufen (Er­
schöpfung des Rechtsweges) . 

Damit die Justiz merkt, 
daß man sich nicht mehr 
ausbeuten lassen wird, rate 
ich das reichlich zu tun 
und reichlich die Arbeit 
(Sklavenarbeit) zu verwei­
gern und Euch nicht von 
Drohungen und TV- Verboten 
einschüchtern zu lassen. 
Denn mit massenhaften 
Arbeitsverweigerungen 
trefft Ihr doch die ] ustiz 
mehr und sinnvoller als mit 
Sitzstreiks oder sonst halt­
losen Forderungen. 

Hier geht's denen doch 
an den Geldbeutel. Wenn 
man sich da nur e1mg 
wäre, lassen die sich- auch 
was einfallen. So kann's 
doch nicht weitergehen, 
was jeder einsehen sollte. 
Wir haben Strafe bekommen, 
aber sind nicht zur Aus­
beutung freigegeben worden 
was doch Fakt ist. 

Mit freundlichen Grüßen 

Heinz Tempel 
]VA Berlin-Tegel, TA 11 

Sehr geehrte Damen und 
Herren, liebe Leute, 

das Jahr 1990 wird in 
die Geschichte des Straf­
vollzugs der BRD als das 
Jahr eingehen, in dem die 
Gefangenen begonnen haben, 

sich in ihre eigenen An­
gelegenheiten einzumischen 
- als Jahr der Knastkämpfe! 

Das Kernprinzip des 
Strafvollzuges, die Isola­
tion, beherrschte bislang 
auch die Kämpfe der Ge­
fangenen. Jede JVA wer­
kelte isoliert vor sich hin. 

PHOENIX versuchte die­
ses Prinzip mit einem Auf­
ruf zum Mahnfasten im 
August 1990 zu durchbre­
chen. Teilweise gelang dies 
auch. 

Unser Mahnen aber ver­
hallte bedauerlicherweise 
weitgehend ungehört. Die 
Diskussion um die Durch­
setzung des Strafvollzugs­
gesetzes ist so wenig vor­
angekommen wie das Bemü­
hen um ein Strafnachlaß-

gesetz, das die "normalen" 
Gefangenen nicht aus­
schließt. 

So ruft PHOENIX jetzt 
alle Gefangenen in Deutsch­
land auf, sich dem Straf­
vollzug anzupassen und die 
Arbeit niederzulegen. Alle 
Knastbetriebe müssen be­
streikt werden, bis unsere 
8 Forderungen mit uns kon­
struktiv diskutiert werden! 

1. Gleichstellung der 
ausländischen Gefangenen! 

2. Tariflohn und Auf­
nahme in die Sozialversi­
cherungen 

3 . Abschaffung von Iso­
lations-, Käfigzellen und 
Trakten 

4. Förderung der sozia-
len Bindungen Besuch, 
Urlaub etc. 

5. Ausbau des offenen 
Vollzugs zum Regelvollzug 

6. Entkrimininalisierung 
der Drogenkranken 

7. Entlassung der HlV­
Positiven 

8. Abschaffung der Post­
zensur 

Wir unterstützen mit 
unserer Aktion aber auch 
die Forderung nach einem 
Strafnachlaßgesetz, das in 
angemessener Form den 
exorbitant hohen Strafen in 
der BRD Rechnung trägt . 
Wir bitten, diesen Aufruf 
zu unterstützen und zu 
verbreiten. Es ist ein trau­
riges Kapitel, daß die 
Gefangenen für die Durch­
setzung bestehender 
Gesetze in den Streik tre­
ten müssen! 

Mit freundlichem Gruß 

Milberg 
PHOENIX 
Verein für 
soziale Selbsthilfe 
Wilhelmsh. Allee 190 
\'1- 3500 Kassel 



Liebe 
schaft, 

Redaktionsgemein-

in Eurer letzten Aus­
gabe wurde ein Artikel 
über die Schule veröffent­
licht, in dem unter anderem 
die Ablösung des Schul­
leiters, Herrn Stöppel, ver­
langt "-'Urde. 

Insbesondere diesen 
Punkt möchten wir aber 
kritisieren, vor allem da 
die Vokabel "wir" auch uns 
als Gefangene einschließt. 
Wir distanzieren uns von 
dieser Forderung und 
wollen hierbei auch mal 
festhalten, daß es eigent­
lich unverständlich ist, daß 
der Schreiber jener Zeilen 
sich offensichtlich hat an­
schieben lassen, solches zu 
verfa.ssen. 

Das heißt nicht, das im 
großen und ganzen die 
Vorwürfe wohl gerecht-
fertigt sind, bezUglieh 
Herrn Stöppel aber doch 
sicher nicht. 

Dazu persönlicherweise 
ein ausländischer Mitschü­
ler: Ich kenne unseren 
Schuldirektor eine Zeitlang 
und kann also behaupten, 
daß er eine ganz hervor-

\ ragende Lehrkraft ist. Er 
bemüht sich einzeln um 
seine "Probanden" und er­
klärt auch Begriffsstutzigen 
so lange, bis es verstanden 
wird. 

Als Direktor schätze ich 
ihn angemessen und 
schließe mich völlig von 
der Forderung nach Ab­
setzung o. ä. aus. Er macht 
weder einen Unterachted 
zwischen den SchUlern was 
die Lehrstufe betrtfft noch 
ob sie Ausländer sind oder 
Deutsche. Er ist gerecht in 
seiner Beurteilung, und ich 
finde die olleinilie Ver­
öffentlichung des Brlefea 
oder Arttkelt dea Herrn 
Fromm unOborlegt von Euch 
und unkorrekt von dam 
Schreiber, der Herrn 

Stöppe1 so gut wie nicht 
kennt. 

Wir bitten, dieses 
Schrr i'-Jen als offenen Brief 
zu drucken, wenn möglich 
in der folgenden Ausgabe. 
\oJir, die Schüler, schließen 
uns diesem an. 

Mit freundlichen Grüßen 

Die unterzeichnenden Schü­
ler der JV A Tegel 
( 21 Unterschriften) 

Liebe Gefangene, 
lieber Gefangener, 

wir von der Nothilfe 
Birgitta \Volf e. V. betreuen 
Gefangene in der ganzen 
Bundesrepublik. Etwas deut­
licher gesagt, heißt das, 
wir kümmern uns um Euch 
Gefangene, falls Ihr Hilfe 
von Dritten benötigen soll­
tet. 

Gleichzeitig sind wir 
bereit, mit Euch einen 
Briefkontakt aufzubauen, 
falls Ihr von "draußen" 
keine Post bekommen soll­
tet. 

Wir persönlich sind näm­
lich der Meinung, daß es 
für einen Gefangenen wich­
tig ist, daß er mal jeman­
dem schreiben kann, der 
ihm auch zurückschreibt. 
Wir haben auch Erfahrungen 
mit dem Vollzug, so daß 
wir Euch auch Tips geben 
können, falls mal was nicht 
so klappt wie es soll. 
Sollte sich zwischen uns 
reger Briefkontakt ent­
wickelt haben, so wUrden 
wir Euch auch besuchen 
kommen, damit wir uns per­
sönlich kennenlernen. Denn 
wenn man sich persönlich 
kennt, ist es einfacher, 
jemandem zu helfen, und 
das wollen wir. 

Nun etwas zu unserer 
Person: Wir, das heißt 
Birgitt und ich, arbeiten 
ehrenamtlich in der Not­
hUfe Btrgitta Wolf e . V.l 

Btrgitt arbeitet als 
Alten- und Famtuenpflege­
helfertn innerhalb der So­
zia1stat1on der Diakonie. 
Gleichzeitig hat Btra1tt noch 
eine Famnte, die sie voll 
und ganz auslastet. Aber 
trotzdem bemUht sie sich, 
doß sie Euch helfen kann. 

lch selber arbeite als 
FotoverkäuFer in einam 
F'otogeachäft in Moera, Dll 
ich ledlj bin und auch 
eonat keinen AnhMg habe, 

kann ich mich in der freien 
Zeit voll füt' Euch ein­
setzen. Falls Ihr uns 
schreiben wollt, so schreibt 
bitte an folgende Adresse: 

Birgitt Nyberg 
Andreas Müller 
Nothilfe Birgitta Wolf e. V. 
Liegnitzerstraße 9 
W-4133 Neukirchen-Vluyn 

Wir 
jeden 
freuen. 
uns!!! 

würden uns über 
Brief von Euch 

Kurzum, schreibt 

Tschüß, bis bald 

Birgitt Nyberg 
Andreas Müller 

Hallo Lichtblickredaktion, 

zu der Lichtblick-Aus­
gabe September 90, Artikel 
Krüger, möchte ich sagen, 
daß der Lichtblick gut ist, 
aber in dem Artikel Krüger 
wUrde ich Euch raten, 
bevor Ihr schreibt, Euch 
mal zu informieren, denn 
hier werden schrtftlich 
Knackies diskriminiert. 

Es ist eine LUge, wenn 
sesehrleben wird, daß wenn 
er angeblich um Brot 
betteln muß, es ihm hin­
geworfen wird. Erstens, er 
hat DUttkost und zweitens, 
wenn er gefraat hat, hat 
er Brot bekommen und das 
freundlich, denn ich btn 
KUchenkaUt und fUhle mich 
persönlich anaeaprochen, 
und wie tch mltkrl.ege, ich 
achtobe lhn eolbor mal mtt 
dem Rollatuhl tn den F'ern-

sehraum und verlange 
nichts. und wenn er auf 
die Toilette gesetzt wird, 
wird auch nichts verlangt, 
und w'enn er da Komplexe 
hat, daß er was geben 
muß, so ist es sein Ding, 
verlangt wird nichts. 

Ich möchte bitten, zur 
Richtigstellung, dieses im 
nächsten Lichtblick zu ver­
öffentlichen, denn hier 
geht es gegen Knackies. 

Gruß 

Peter Pankow 
JVA Berlin-Tegel, PN-Abt. 

P.S.: Es ist traurig auch 
mit Schaffrath, daß lhr 

den Dreck ohne Rückspra­
che abdruckt, die meisten 
sind nicht krank, sondern 
asozial, aber nicht auf die 
Kosten der Hausarbeiter. 
Wer noch nicht mal einen 
Besen in die Hand nimmt, 
für den machen wir uns 
nicht zum Karnevalsprinzen. 

Bitte rtchti.gstellen: Die 
Darstellung der Behandlung 
durch die Kalfaktoren ent­
spricht nicht dem Wortlaut 
1m wahrhaftigen Sinne! 

Niemals ist von mir er­
wähnt worden, daß mir dae 
Essen "hingeschmissen" 
wurde. Die persönlichen 
Gaben meineraette stnd 
freiwilUR erfo\it, in Kame­
ra.dac:haft der HHrelelltuna. 

Ronnld Krüscr 
JVA Barlin-Tcaal, PN-Abt. 
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Hallo, Redaktion vom Licht­
blick! 

Erst einmal möchte ich 
Euch sagen, daß ich ein 
ganz treuer Leser vom 
Lichtblick bin und diesen 
auch ständig aufmerksam 

· durchblättere. Selbst wenn 
man wohl nicht viel er­
reichen kann, ist es doch 
gut, daß es Euch gibt. Nun 
zu meinem Anliegen: 

Ich bin nun hier in der 
PN-Abteilung seit 89, kurz 
vor Weihnachten, und weiß, 
daß hier sehr viel ver­
besserungswürdig i.st. Ich 
lese immer wieder mal im 
Lichtblick von diesem oder 
jenem irgendwelche Be­
schwerden über die PN, 
Pflegebeamten oder Ärzte, 
aber mir tropft das Auge, 
wenn ich so einen Mist von 
Roland Krüger, der im Roll­
stuhl sitzt, Frank Schaff­
rath oder Torsten Mau 
lesen muß, wobei Torsten 
Mau ja immer noch ver­
sucht hat, die Realitäten 
zu sehen und dabei wohl 
wirklich em1ges verwech­
selt hat und trotzdem ein 
guter Kerl ist. 

Ein Roland Krüger hat 
hier keine Freunde, das 
stimmt, wenn er das be­
hauptet, aber das liegt an 
ihm selbst und an keinem 
anderen. Die Pflegebeamten 
geben sich hier ~klich 
gemeinsam mit den Arzten 
sehr viel Mühe mit ihm. 

Nun gut, es gibt hier 
diese sogenannten Beton­
spritzen, aber sie werden 
hier nicht verteilt wie das 
tägliche Essen, die Ärzte 
wissen hier sehr wohl, wann 
und wem sie hier eine sol­
che Spritze geben, und 
ihnen selbst ist auch nicht 
gerade wohl dabei, wenn 
man zu solchen Mitteln 
greifen muß, aber immerhin 
können sie einschätzen, 
wann ein oder mehrere 
Leben oder die Gesundheit 
mehrerer in Gefahr ist oder 
nicht; ja dann bleibt ihnen 
auch keine andere Wahl. 

Ich selbst war total am 
Ende als ich verhaftet 
wurde und wäre ganz 
sicher schon tot, wenn hier 
em1ge Ärzte oder Pflege­
beamte und viele andere 
nicht gewesen wären. Sie 
alle haben mir sehr ge­
holfen, mein schweres Los, 
sagen wir mal, zu ertra­
gen. \'/ie oft habe ich ge­
sagt, "Ihr seid Ratten" und 
andere Schmähworte, aber 
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sie waren und sind nicht 
nachtragend. Manchmal 
glaube ich, oder wir, 
halten sie mehr oder \veni­
ger unbewußt für Götter, 
die alles können, und dabei 
haben die armen Kerle es 
auch nicht einfach, immer 
nur den ganzen Tag zu 
lächeln und korrekt zu 
sein. Ich möchte mal die 
Leute hier im Amt sehen, 
wie sie sich verhalten 
würden, die sich über die 
Ärzte oder die Beamten 
beschweren, dann, so 
glaube ich, würde es uns 
dreckiger gehen. 

Die Ärzte brauchen ein­
fach von allen und jedem 
Unterstützung wie z . B. 
Professor Rasch, vielleicht 
auch durch Euren Beitrag, 
nur so kann eine angeneh­
mere Atmosphäre zwischen 
Ärzten und Pflegebeamten 
aufgebaut und uns letztlich 
wirklich geholfen werden. 

Mit freundlichen Grüßen 

Peter Halle 
]VA Berlin-Tegel, PN-Abt. 

Anm. d. Red.: Zu den 
beiden Beiträgen aus und 
über die PN-Abteilung in 
unserer letzten Ausgabe 
erreichte uns noch ein 
dritter Leserbrief. Die 
Verfasser sprechen sich 
in i hrem Schreiben ein­
deutig gegen die beiden 
Artikel aus . In dem Brief 
sind jedoch eine Reihe 
von Angaben und A'ußerun­
gen enthalten, die wir so 
nicht veröffentlichen, 
weil wir keine "Lampen" 
abdrucken. 

Hallo Lichtblicker! 

in Eurer Ausgabe Aug./ 
Sept. 1990 habt lhr mein 
Gedicht "Asozial" falsch 

begonnen und somit die ge­
wollte lronie "weggenom­
men" ... Hier das Gedicht 
im vollen Text: 

Asozial 
(Lied eines Straf­

gefangenen} 

bin a sozial! 
Dös vasteht ihr fei net, 

aba dös wui i euch er­
klären ... 

Also uff jut berline­
risch: Ick bin ooch so­
zial ... ! 

Ach so, det könnt'ta 
imma noch nich janz va­
stehn ... 

Als dann mal auf gut 
deutsch ... Ich bin auch 
sozial! Ich bin zwar krimi­
nell aber schon seit langer 
Zeit habe ich so circa 0,5 
Justizvollzugsbeamte, 12,8 
Polizisten, 2,4 Staatsan­
wälte, 1,2 Richter, 8,0 
Rechtsanwälte und 0, 7 
Seelsorger beschäftigt ... ! 

Das können sie immer 
noch nicht ganz verstehen 
... ? ! Ich erklär' s mal: 

Dadurch, daß ich und 
andere inhaftiert sind, 
werden allein in Berlin 
(\'lest) beschäftigt: 

2 750 Justizvollzugsbe-
amte, 22 .000 Polizisten, 
160 Staatsanwälte, 320 
Richter, 284 Sozialarbeiter, 
322 Rechtsanwälte und 
leider nur ... 20 Seelsorger. 

Nun teile man alle 
Beschäftigten durch die 
Anzahl der Inhaftierten 
und stellt fest, daß auf 
jeden "Knacki" rund 6,46 
Staatsbeamte kommen 
Toll, was ... ? !! 

Nun nehme man ein 
Durchschnittsgehalt von DM 
3 500, das ergibt bei 
25 856 Bediensteten einen 
Betrag von ... : 15 Milliar­
den, 836 Millionen und ein 
paar "zerquetschte" deut­
sche Märker Umsatz im Jahr 

Hierbei habe ich gar 
nicht berechnet, wieviel 
Nebenindustrie durch uns 
arbeiten kann ... 

Textil Uniformen, 
Wäsche, Knacki-Kluft, etc., 
etc. 

Leder ... Stiefel, Schuhe 
und vieles andere ... 

Papier Forrrmuuu-
laaaaareeeee ... ! 

Landwirtschaft ... ! Hier 
könnte der "Butterberg" 
abgebaut werden! 

Medizin Wenn man 
sich auch fragt, wo fähige 
Ärzte und Personal für die 
1 nsassen sind ... ? ! 

Sozialtherapie .. . 
Sozialarbeiter .. . 
Sozialämter 
Ämter Ämter 

Ämter ... 
Amtsinhaber ... Amtsin­

haber .. . Amtsinhaber (auch 
bedeutend wichtige, wie 
einige meinen ... } 

Funktionsträger ... Funk-
tionsträger (manchmal 
sogar engagierte ... ) 

Und ihr behauptet, ich 
sei, weil ich kriminell bin, 
asozial ... ??! 

Ich behaupte (nach all 
dem was ich errechnet 
habe! }: Wer nicht kriminell 
ist, der ist nicht nur aso­
zial Der ist kriminell 
(Berlin 1985} 

\'Ierner Rixdorf 
Berlin-Schöneberg 

"Fiat justitia 
mundus" (Das 
durchgezogen, 
die Welt zum 
... ) 

et pereat 
Gesetz wird 

und wenn 
Teufel geht 

Hallo Lichtblicker ... ! 

Die Welt ist zwar nicht 
zum Teufel gegangen, aber 
das Gesetz wurde durch­
gezogen. In Zusammenhang 
mit den Randalen und eini­
gen mutwilligen Hofgangs­
verlängerungen in der Zeit 
vom 30.9. bis 4.10.90 prä­
sentierte die Staatsgewalt 
nun ihre Rechnung. 

Da Kollektivstrafen im 
Grunde genommen nicht zu­
lässig sind, fand sich ein 
\'leg, um dennoch die an der 
Hofgangverlängerung betei­
ligten Insassen der JV A 
Bernau - ca. 200 - einzeln 
durch disziplinarische Maß­
nahmen mit Hausstrafen zu 
belegen, gerichtliche 
Schritte sind bei einzelnen 
vorbehalten. 

Die ausgesprochenen 
Hausstrafen ähneln sich 
zum größten Teil: eine 
Woche Hofgangsperre, vier 
Wochen Freizeitsperre sowie 
vier Wochen Arbeitsverbot 
(wobei zu bedenken ist, 
daß automatisch mit diesen 
vier Wochen Arbeitsverbot 
zwangsläufig eine zwei­
monatige Einkaufssperre 
ohne diese auszusprechen -
verhängt wurde). 

Natürlich stellte ich mir 
die Frage nach dem Sinn 
dieser disziplinarischen 
Maßnahme Ich konnte 
keinen erkennen, denn ein-



gesperrt bin ich ja schon, 
und ob ich die normale 
Aufschlußzeit und die zwei 
Stunden Fernsehen zur Ab­
wechslung mit einem guten 
Buch überbrücke, spielt es 
gar keine wesentliche 
Rolle, ob die Zellentüre 
offen oder geschlossen ist. 
Mit dem Arbeitsverbot 1st 
das eine ganz andere An­
gelegenheit, denn darin er­
kenne ich deutlich, daß es 
dieser Justiz nicht im 
geringsten daran liegt, sich 
den auftretenden Problem­
fragen zu stellen, sondern 
diese durch repressive Agi­
tation lediglich zu ver­
schieben. Man demonstriert, 
situationsbedingt. die All­
mächtigkeit wo man nur 
kann, wer weiß, vielleicht 
gelingt es wieder, die ver­
lorene Autorität zu ge­
winnen. Denn man darf 
nicht vergessen, daß alles 
was geschieht, im Sinne der 
Resozialisierung des Straf­
täters vereinbart werden 
muß. 

Bei einem Verlust der 
Autorität ist ja auch das 
Spiegelbild des Vorbildes in 
winzige Splitter zerbrochen 
und damit wäre ja die re­
präsentative Vorstellung 
eines Rollenmodells wie 
eine Seifenblase geplatzt. 

Sicher, die Verantwort­
lichen des Strafvollzugs­
wesens sehen sich in ihrer 
Agitation durchaus bestä­
tigt, denn es herrscht 
wieder "Friede, Freude, 
Eierkuchen". Nachts kann 
man wieder ruhig schlafen, 
ohne durch die nervenauf­
reibenden Töne des ble­
chernen Eßgeschirrs aus 
der nächtlichen Ruhe her­
ausgerissen zu werden. Die 
bayrische Justizministerin, 
Frau Mathilde Berghofer­
\~eichner, braucht sich 
keine Sorgen mehr zu 
machen, welche sie durch 
eine Pressemitteilung der 
Deutschen Presse-Agentur 
vom 5.10.90 in der SDZ ge­
genüber der Öffentlichkeit 
verlauten ließ: Sie würde 
nämlich besorgt darüber 
sein, daß auf Grund der 
herrschenden lautstarken 
Lärmbelästigung in ver­
schiedenen Justizvollzugs­
anstalten bei der Bevölke­
rung eine "resozialisie­
rungsfeindliche" Haltung 
entstehen könnte. Und der 
Vollzugsalltag hat wieder 
zum größten Teil das 
Niveau der Normalität zu­
rilckgewonnen. 

Doch eines sei gesagt : 
Wer sich durch die äußere 
Gelassenheit der Verant­
wortlichen täuschen läßt, 
hat irgendeinen Punkt 
übersehen, denn auch die 
Verantwortlichen haben 
oder werden es einsehen 
müssen. daß das eigentliche 
Problem mit Maßregelungen 
nicht zu lösen ist. 

Wenn sie nämlich er­
kannt haben, daß das 
größte Einzelproblem jeder 
Organisation - so auch der 
Justiz - darin besteht, daß 
sie den auftretenden Pro­
blemen direkt ins Gesicht 
blicken, ohne dagegen 
etwas zu unternehmen, in 
der Annahme, sie wUrden 
von alleine verschwinden, 
wenn sie nur lange genug 
in dem Stuhl sitzen bleiben. 
Wenn diese Erkenntnis ge­
wonnen und ernstgenommen 
wird, dann wird die äußere 
Gelassenheit mit der inne­
ren Ruhe vereinbarungs­
fähig sein. ln diesem Fall 
würde es nämlich keinen 
der Verantwortlichen ein­
fallen, psychologische Pro­
blemfragen mit gesetzlichen 
Antworten zu quittieren. 

Denn beide Seiten soll­
ten eines wissen, sowohl 
die Gefangenen als auch 
die Verantwortlichen: Man 
kann niemals mit Neutrali­
tät glänzen, denn man ist 
entweder ein Teil des Pro­
blems oder ein Teil der 
Lösung, eine dritte Alter­
native existiert nicht. 

Mit Sicherheit gibt es 
eine große Zahl der inhaf­
tierten und der nicht in­
haftierten Menschen, die 
jetzt mitleidig mit dem 
Kopf wacke In und sagen: 
"Seht, was hat das ganze 
Theater für einen Zweck 
erfüllt; nichts ist dabei 
herausgekommen außer Be­
strafung. Keinen Schritt 
seid lhr weiter als bisher, 
und ändern wird sich so 
schnell auch nichts!" 

Meine persönliche Mei­
nung ist durchaus nicht die 
gleiche, und ich kann ge­
trost versichern, daß ich 
mich mit den Gedanken 
dieser Menschen nicht 
identifizieren kann. Warum 
dies der Fall ist, kann ich 
durchaus begründen. 

Allseits ist es sehr wohl 
bekannt, daß ein Staats­
apparat eine recht kompli­
zierte Aufbaustruktur hat, 
ein Kettensystem, welches 
nicht in wenigen Minuten 
zu bewältigen ist. lnfolge-

dessen drehen sich die 
Räder relativ langsam. 
Manchmal sind Erfolge oder 
Mißerfolge erst nach 
Jahren erkennbar. 

Aber dies nur vorweg­
genommen, daß es Menschen 
gibt, die der Meinung sind, 
daß die Proteste der Ge­
fangenen nichts gebracht 
hätten, liegt einzig und 
alleine an der Tatsache, 
daß sie keinerlei Verän­
derungen sichtbar erkennen 
können. Das werden sie 
auch die nächste leit nicht 
sehen können, denn in 
erster Linie muß ein 
Staatsapparat sein Gesicht 
gegenüber der Öffentlich­
keit wahren, sonst würde 
dieser auf eine Art und 
Weise die Unfähigkeit 
gegenüber der Wählerschaft 
reflektieren, was unweiger­
lich politische Konsequen­
zen zur Folge hätte. 

Diese Tatsache erkennen 
sehr wenige und demzufolge 
die erwähnte Meinung. Kein 
Feuer brennt ohne Funken. 
Die jahrelange Frustation, 
Depression, Unzufriedenheit, 
Wut, Zorn, Qual, Verzweü­
lung, Kummer und Trauer, 
waren das Brennmaterial -
die Wiedervereinigung und 
die damit erhoffte Amnestie 
der winzige Funken. wel­
cher unaufhaltsam das 
Feuer der Gefühle über die 
Grenzen des menschlichen 
Vakuums licherloh hat 
brennen lassen. 

Auch wenn die Demon­
stration der Staatsgewalt 
das Feuer unter Kontrolle 
bekommen hat, ist dieses 
keineswegs ausgegangen 
und das ist eine Tatsache, 

welche die Verantwortlichen 
sehr wohl bereits erkannt 
haben. Sie wissen, wenn sie 
nicht in absehbarer Zeit, 
welche aus verschiedenen 
Aspeklen durchaus ver­
ständlich und erforderlich 
ist, keine Kompromißbereit­
schaft oder Dialoginitiative 
zeigen, sich Eskalationen in 
noch größerem Umfang wie­
derholen können. 

Dabei ist es vollkommen 
nebensächlich, ob dies in 
zwei, drei oder fünf Jahren 
aktuell sein wird. 

Die Bediensteten der 
Strafvollstreckungsexekutive 
sind, je nach der Funktion 
welche sie ausüben, ent­
weder Offiziere oder Infan­
teristen einer modernen 
Gesellschaft. Sei es wie es 
ist, in beiden Fällen Sind 
sie nur Befehlsempfänger 
und können im großen und 
ganzen keine eigenmächti­
gen Veränderungen voll­
ziehen, auch dann nicht, 
wenn sie eingesehen haben, 
daß solche auf gewissen 
Vollstreckungsebenen drin­
gend nötig wären. 

Deswegen, Kollegen, tSt 
es absolut sinnlos, den 
aufgestauten Frust und 
Zorn auf die Bediensteten 
abzuladen, denn sie sind 
genauso Mensch ~1e du und 
ich. Mit einem Vers aus 
meiner Lebensmottokiste 
möchte ich euch Glück und 
Freiheit wt.mschen: Warum 
die Vergangenheit beweinen, 
meine Tränen würden mich 
die Zukunft nicht sehen 
lassen! 

Miro Lorber 
JVA Bernau 
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(Der Tagesspiegel vom 17.10.1990) 
(Die Tageszeitung vom 31.8.1990) 

Landesregierung beschloß für Teufelskreis: HIVund He 
148 Strafgefangene Weihnachtsamnestie »Abseits - Aids-Kranke hinter Gittern« I Die Aids-Hilfe zeigt Pie 

Von früheren Gerlebten in Ost-Berlln verurte1lt 
Aus AD1aJI des Weihnachtsfestes werden ln 

Berliner Strafanlt&lt1111 lnhaftie:rte Gefaneene 
1m Gnadenwege voneltig entlassen. Die aeit 
dem 3. Oktober von Senat Wld Maptrat 
getragene I.andesreaJerung faßte ges1erll einen 
ent.sprechet~den Beschlutl, der fonneU eUer· 
dinge nur fi1r Strafgelengene gUt. die von 
~eren Gerichten in Ost-Berlin verurteilt 
worden sind. 

Amnestie mit von.eitigen Entlat~W~gen groß. 
tiiglg verfahnD sei. 

Wilm•rsdorf.GefangenimTeufels- venzennUrbende Wanen auf den h.lngen an einer • 
l.tets. Oie besonderr Problematik Ausbntchderl<ra.nkheitl.nderEnge a!soeinerlnjclnioru 
,.on ~enschen mit HJV oder Aids im einer8·Quadratmeter·Zelk. Der Be- Gen WUst. Aids· 
Srraf•ollzug"'"llr'Tbemaeine•P1akal· tm:httrder Enlwilrfe kannel'1hllen, JV As An den R 
~~oenbe.,.erbs.dendie OeuucheAid:o· daß sichalldies oft nur im Drogen· Streichbolzschachto 
Hilfe 1989 in bundesdeuuchcn und rauschenragenüßt dieGcfangenendie• 

Justiz.sellatorin Jut.ta llmbach. det die Gna· 
deukompetenz fi1r West-Berlin zustalld. hatte 
bereits am 17. September eine entsprechende 
Anordnung fi1r die~nf$en Gefangenen erlURn, 
die von West-Berliner Gerichten verurteilt 
worden waren. Die getreDllte EnUcheldung war 
erforderlich. weil dem Magistrat fi1r die von 
~eren Ost-Berliner Gerichten Verurteilten 
die Gnadenkompetenz aUein zusteht. 

Die von dem Weih.nacht13114denerweia Be­
troffenen werden am 23. Oktober entlassen. Es 
handelt aich um Personen, deren Stralverbil· 
llungsende ohnebin l.n die Zelt vom 24. Oktober 
1990 bis 15. Januar 1991 gefaUen w!re. 
Ausgeschlossen von der vorzeitigen Entlassung 
&ind nach Angaben von Frau Umbach aUe 
HAftlinge. die wegen schwerer Straftaten ver­
urteilt wurden. """ Beispiel weeen Rauachgift­
handelt. Se:rllal· oder Gewalttaten. oder die 
während dea Strafvollzuges atralf!llJg geworden 
&ind. 

Oarilber binaus gibt es. wie die Justizsena. 
torl.n mJlteUte. derzeit etwa 80 Biluelgnaden­
verfahren. die von H&ltlingen aus dem OstleU 
der Stadt beantragt wurden. Dleae selen nach 
dem 3. Oktober llbergeben worden und ,.1lrden 
jelrt geprillt. Ferner sind rund 800 Kassations­
verfahren von Ostlichen H!ltll.ngen Im Gange, 
die sich unter dem DDR-ResiJne zu Unrecht 
verurteilt filhlten. Gru 

BerhnerGefängnissenvcranstaltete. Heroin ISt 10 den Knästen IIUWI• del filrdennächster 
·Abr.tr\$- Aids-Kranke hinter Git· schendieDroge Nummerems. Unter Anstalt endlich 
tcm• i>t der Titel einer Ausstellung. den 2.000 Gefangenen im geschlos· ten aufzustellen. se 
dleJetZtllldenRäumcnder Aids·Hilfe seneo Vollzug der grollen WestberlJ· wonlicben nach wie 
m der Meinellestraße 12 zu sehen oer loabZ\o!lzugsansmlre:n (IV As) tisch UlllllÖgliche \ 
Sind g.blesnaci\Sc~tzungenderBcrlintr Drogenl;DnSU~t~>. I 

Auf .SO Plalcaten, wnder kindbcb· Aids·HJlfe rruttlel"'"eile 300 bis 350 Augen·m-Pohulc 
naoven Strichzekhnung b1s h1n zum Fi~er 1m Gciingnis ist 1 
professionellen Mehrfarbendruck. LagderKnastpreislürdasGramm zltrt. 
vermiueln die betroffenen Ge fange· Heroin nllth •or einigen Jahren bei Immerhinwurde 
neneinbedrüeltendesOcsamtbild ih- SOODM. wirdesgegenwärtig filrnur wohiinBremenals• 
rer Situ•llon: Isolation. Disk.riminie- noch 300 DM gehandelt. DieKon.o;e- natskommissionen 
rung ochv.11lcr Insassen. mangelnde qutnz Oie Zahl der Heroinabbin&i· \löglitbkert der ' 
medlluli)Che Versorguns. das ner· gcnsteigtrap1dc. 8inui5Gcfangene Spnubesreckeindl 

Von den Welhnachtagnadenerwe!Rn sind 
nach Angaben von Frau Limbach insge.samt 
voraussichUJch 148 Strafgefangene bettotlen. 
davon nur 6 aus den Osten der Stadt. Hlenu 
erl!uterte Frau Umbach. man habe den Ein· 
druck. daß man bel der drüben verwallten 

(Die Tageszeitung vom 25.8.1990) 

(Der Ta~esspiegel vom 25.10.1990) 

Häftlingsverlegung in West-Berl 
Vollzug im November abgeschlo: 

Erst Revolte, dann Revanche 
Zukunft der Ost-DerliDer HaftaDStal1en noch ungewiß 

Die Verlegung deT Im O.tteil Berlina J.nha!. 
UerteA PelSOneo 1.n den Westteil der Stadt aoll 
bereU. Ende November ebgesclllonen sein. 
Damit sei der Termin filr den Umzuc:J: der 

der ehemallgc DDR nicht ' 
Offenen Volb:ua ilbemommen , 
den Weg in die andere Stadihn 
Uchen VerkehnmJtteln zurilckae 

Wie die Poillei die Straubinger Gefangenenrevolte niederschlug ~~~t~~ ~..!r~-;:_uersa~:' ~~!s .. r:h~ 
• Coroel ChristoUel jetzt auf Anfrage. lns&el&lllt 

Durch du Hlntukom.men de 
suchwtgshlftlloge und 93 Stralge: 
es l.n Berlin ab't{lgUch der ISO 
Rum.melsbura und Köpenlclt !Jl 
tnhaf1lerte Personen. Somit 1 

genulrten Stnfa.o.stalten bei l.c 
Haftplatzen und zusAtzlieh vorha. 
veplätzen weiterhin genügend ~ 
banden, aaglo ChristoHeL 

AllS Miill<hen Karstin Hartlp 

Wihmlddas baymscbc 1US11Zmini-
1tcrium nachden jilngsttn Gcfange­
nenpro~CS~tn und der Verlegung von 
llerhundenHiftlingcnwiedervonei· 
nem • fast oormalcn AUt.ag • in der 
IV A Strallbing spricht, h.tufeo sieb 
die Hinweise, daß es be1111 Jiingstea 
Poi=1CUIS81Z mderumstnlleoen Iu· 
stizvoUzugsanslllt besonders brutal 
zugegangen ist. 

Wie bereits benchtet. h.anen sieb 
rund hundert Gcfaneene am 3. Au· 
g~~stgeweigen, in ihre ZeUen111rilck· 
zugehen, und staadessen die Nact11 
auf den Dächernder ehemaligen Pol­
stereJunddesSchulgebiudesder NA 
vetbnclu. In einer Blituktion •on 
eerade 16 Minwtn wareo sie dsnn 
von der Polizei am nklultll Morgen 
um5.30Ubrheruntergcholtundum­
gehendmdie MQnehner NA Stadel· 
helm verlegt won!en. Dabei soU ein 
wegen Polizistenmordes zu lcbc.os· 
langer Haft V crutttOter versucht ba· 
ben, einen Polizilu:n vom Dach zu 
S108e11. lnzv.uc.hen llc&ell den baye­
ruchen Grilnen jedoch acnaum In· 
fonnationen Ober dJesen Nacht· und 
NebeleinsalZ vor. ln denen Obercin· 

swnmend•onderBruta.btitderbc:te•· 
ligteu Poli.mreo und \'ollzupbc· 
d~dieRcdeist. 

In Briefen an die l..andt.agabgcon!­
nere der Gnlncn. Marianne ROihc. 
betonten meluereander Aktion betei­
ligten Gefangene unabhängig von· 
eul&nder die friedliche Absichtihres 
SUcik.suoddas rücksichtslose Vorge­
ben der Etosatzlail"te. Unabb~J1a!g 
•-onclllolnder scbildetttn ehe 111lttlcr· 
\\·edc IIICb Stadelheim verlegten 
HiJ\Irngc. daß auf dem Dach all&e­
mern die Parole .Keine Gewalt und 
kerne Provolcationen, egal was pas­
sien• auseegeben und ein Transpa· 
re.nt mit der Aufscluüt . Keine Ge· 
.,.alt" aufgchingrwordensei ElnGe­
spmlupartner llll1 • Entsclle!dunp· 
ge11;alt" Kl Ihnen• Cl"'l'C!Jett worden. 
GegenS. 30Ubrhiaendsnndm Hub­
schrauber als AblenlNngsmanilver 
das IYA·Dach angeflogen, das zur 
gleichen Zeit von der Bereitschafts· 
pollzcl gestGrmt wurde, wibrend die 
Gefangenen aus Dachluken heraus 
mit Gummigeschossen beschauen 
wurden. Oie Po!iz.tru:n Uten, so die 
GbmiJUUJI\JI\Udcn Berichteder Be· 
tcillpn, rrut . Schuß\l<ttfen, Mes· 
um, KnOppein und anderem Ocrtr• 

(Die Tage5.zeitung vom 5.10.1990) 

bewaffnnge"esen. Ei~ Gefangener selenzum jemgen Zeltpunkt 261 HMUJnae aua 
sdulden die Wlder$pruclilicben Be· Ost-Berlin in die wat.Uche Stedthlllte '-erle&t 
fehlederEwat%kttfte .OerGeftn· worcleD. darunter alle 168 UntersUchungsgefan. 
genc bebm Pnigcl, weM er aufste· genen. Oie Zahl der noch in den HG!tanttalteA 
ben wollte. weil die$ gefordert Rummelsburg und K6peniclt befindlichiiD Straf· 
wurde,undPrüeel. WeMersiehnicht gelangeneu Uege damit bel ISO. 

Wie der Juatluprecher weitere 
derzeit gep:Qf!, ob und wie 
leentehenden beziehungswelle 
Geimgolsae in Zukunft gen.utzt w 
Oie Verleguni aller l.n Ost-Berl 
Personen wv bereits vor llnaerez 
sen worden. Sie beroht auf d4 
baulichen Z111tand der 6sUJchen }-

gleich wreder hln!cgre. • Der Fußbo· Oie Verlegung der Untersuchungsb!ftlinge 
dendesN A·Musikswes. indemdie e.ua den drei U-Haftanstalten Hohenach6Dhau· 
MeurereraurwtffeounterSucluwur- sen. Uchten.beri und • Pankow ael bereits 
den,seunudetnBhnderVerleuten zwischen dem oL und 10. Oktober vollzogen 
besclmuettge"cset~.druwnTerlan worden. erkl!rte ChrlatolfeL Von den ISOnoch 
den HlliRn rn den Raum gezogen Im Osttell der Stadt Inhaftierten belWen Iolch 
WUiden Schließlieb seien sie dann 120 in der Mannerhaftanttalt Rum.me!Jburg, die 
mit deran 1111ch hinten gedrehten Ar· O.brlJ!en 30 in der Frauenhaftanstalt Kllpenlck. 
men abgefilhtt worden. da.8 sie .mir ChristoUel sagte weiter, d41l z~ HMUlnge eua 
demKopfetwuehnZentimererüber der Hutanstalt Rummelsbu.rg, die l.n den- in 
dem Boden nur noch in der Hock~ (Berliner Morgenpost vom ~.9.1990) (Der Tagesspiegel vom 
trippeln" kon.ruen Sämtliche lktet· 45 Häft' Jin f b- 'cl tigten~Re•oJre~~o"rdenoocbmder- ge S~ge ~ngener er angte st 
selben:-;achl\eriCJI.ZWeivonihnen I te B uf 10 semer Tegeler Zelle 
befindcn steh derurt oocb im Hun· erD ß er Mit Verbandsmaterlai hat sich in der I' 
gerstreik. um Ihre ·Rüclc\'erlegung •& Räftl.inge haben 198~ in den zum Sonntag ein 34j&hrlger Strafgefangene 
nach Stnubin&lll erreJchen. Dotter- Berllller Gefängnlaaen eJne Berufs. Feoater ael.ner Zelle ln der Just:lzvollzugl<lt 
klänesichderumstriacnenAnstalts· auablldWli abeeachlouen, weiten Tegel erb!ngt. Der Mann wurde am Sor 
leiterHans·loacl\imOttoinzwischen 148 lnhatt!erte haben eJnen Lehr. moraen von Bedle~~~teten der Allltalt 
bereit, rrut den Hlftlinaen_libereinen PIII mit Erfol& dwdllaufen. Ane• aufaefunden. Die Juatlsverwaltung teilte 
Teil ihrer Fon!eronaen zu reden. So llC!l:tta der IChwlertlm ~- da.& keinerlei An reichen lilr die Gefahr 
saU als tr\lCJ das Sponangebol in rm, u.nter denen bentllicbe Au. Selbattlltllllg bntandeo hltteo. alt der G 
Suaulnng ~erbcu~n werden. Em bUdUili Im S~ollzui Nttftrtde, aene am Sollliebend aeaeo 22 Uhr • 
Au(scblußdcr Zellcnbil MinerMcht wertete Jllllluenatorln Jutta Ll.m. ..Nad\tvend\lu!' aenommen wutde. Bin 
wurdeJedoch abaelchnr bacb ciJue Zahl.tn aiJ betonden achledabrlel oder andere Hl.nwe.lae auf 

erll'eullch. Fllr dle Zulcunft will1le MoUv der Selblttlltuna aalen nicht aelu. 
die AuabUdun1 tür Auallnder Im worden. Oie Leiche dea Gefangenen. der 
Volllulvtrbe~ttm. luk vom Leodaerlcht Berl!n we&en vereuc 

))Amnestie wann - wenn nicht ietzt« 
Totachlaaa n einer Frelheltnuale voll 
Jahrtß ve"Nrtelll worden war, wwd4l 
ObdukUon lna Cartcbttmedlllniacha ID 
aebracht.. Du p~~&ue Zeltpunkt de. Todu 
oocb olcbt lut. 

ltfangtntnsprtchtr aus Rummelsburg sprach sich auf einer Gtspröchsrundt mh Justlzstnatorln Llmbach für eint weltrtlchendt 
Amntsflertgtlung aus I Das angtstrtbtt UbtrprUfungnerfahren wUrde nach Anskht der Gefangenen aber zu langt dauern 

sepnlft werden. butCndo &war dia 
Clwlco, d&S die Stral'lcliCII, die we­
telltlkh Qbef dem bllndt.ldeuuehen 
Sdutln Ueaen, I*~ wcn!CJ~. 

Dlo Ocflll&cnen me1ncJI, cl&8 •l• 
lehonzuvlal Zeltlndao Kn&lton var· 
breeht haben; hl.uu kommt aueh 
wd~erflln dlo Vnaowi.Bbclt tor v~tlo 
von lhMn Sie untW.tdleJ~IIImiJcll, 
d&S ln der DDR ctil nwülcn aliM 
Slrlll&ttn in direklem ZIIAmmcn· 
b.ana 11\ll dem UIII'OCibiu)-&ICITIIhnr 
alten Hrlmat •teilen undiO!IIIt fut 
aliJelnen •(XIIhltchen• UJ'IPI'IInalll· 
btn, Du altt ~llplcl vom Schaclc· 
boo'Gaor, dor damit MIM Rtpubllk· 
nu.cbt bwhlao woUto. !Mdlto audl 
m der Dukuaal011 dlt llllllllt w.u 
abirindeil VI1Ciltlllllld Akull I IAIO­
rem ~ Clberh&upt noch YOIIatlndJt 

crtW~a ailld, mo••tauf ctM!ae poll­
wc~ Hinlupllnclc c1nu Tal pr 
nlc;htelnatp.IIICD 11111~, btuheute 
bclnaheuMIOjllch, dio wt11111n Mo­
tive ckl Straftlt.cn tu erlconoen. 

• Toraufund allo r&lllllüen•, wie 
von lcnt Trkr &ofordon, du wolho 
und koMt.c dlo luAt.il~natorln aber 
nicht 11111U1tiii&Ca. Slo varwla 1uf 
die rtehta.lllllllcht Obcrpn!J\tnj II· 
ler Vnellt ~~~ dlo 'l\'taldwtltht 
SIMlMl!wal~~ebafl 11od ~tnpl'kh, 
cl&8 Uut BebOn!e unter Volldampf 
dl ... Auraabo bewlltlaen werde. 
POt Jtna Trlar, dwen Ha!lattate 
1997 endot und dtr am nkh•ttn Tq 
11111 \11M! Ubt wtodelln Mlner R\1111• 
melobl!rpr Zelle Nin mu8to • ."", 
du aber llicln acnua . llrvtl'frlea auf 
!O.OOOStui.OfnlltN, dll meistmit 

tclbttac~elllter ~ unbdtclllll 
clnu!en I\IJI\JPWmll, und auf die 
Mitalleder du Politblbor. dio pi6CI· 
Uch alle •baftwltlhla PIIIOnLen 
tlnd•, obwohl deren Stnft&teJ~p.u 
and~nt Dlmontionen schlbt hlben. 

AuchlndonWc.~tberllnerKnlaten 
hcrncht ac.~p&N~tc Stlmmuna und 
hol'rnuna•vollct Wanen auf olne 
tven~Vello •P.InhellalmJIQtic• Im 
Haua 2 der ~traruaUI!l Tcaol wollten 
Ootanae110 ltWo Woclw ttnen Hor 
be•.u~n W!odcr •tll Hau~•. wollto 
1ltlt Jen• Trler JcclonC•Il• mll 
•einen Freunden vom rcpubllkwal· 
tcn Oefanact~tnrat ltuuadlllcl\on, 
UOI tlJ4n mit l'tltuto l'toleltalnlo­
DCIId.u Tvr 'um- Dfu\lehland 
cndJIIItl&allt.tui!OIIn. 

Tonltlll'ttU II 
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(Berliner Morgenpost vom 28.8.1990) (Der Tagesspiegel vom 27.9.1990) 
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eben. Doch der Bttlioer Aids· Hilft 
geht es um mebr: Sie fordert auller· 
dem die Verbesserung der mcdizini· 
sehen Betreuung - gegebenenfalls 
auchauBerhalbderAMtalt-,dle&· 
ren~tellung von geeigneten Dcsin· 
felruOilSUil:nsilien und den ungehin­
demn und unbcobachte~en Zugang 
der Häftlinge tu Kondomen. Die Ju· 
stizbehördenbäuenendlichzualaep­
tiucn, -daß Sewalnat und Drogen· 
konsumzur Realität des Geflngnis· 
alltags gehllren•. 

Die AupteUI1Dg •Abseits-Aids· 
Kranke hinter Gi~m·läuft noch bis 
zum 7. September on den Räumen der 
BerbDCt Ai<b·Hilfe, Meudesrsaße 
12.4. OG. Öffnungszeiten: werktags 
Jl).i8, IDittWochs: IS-18 Uhr Der 
Eintnnist frei Mare fest 

Häftling 
erhängte sich 
in der Zelle 

De Maiziere lehnt generelle Amnestie ab 
Proteste 1n DDR-Gefängnlssen hatten an 

DerliD (Reuter~ DDR-Minlsterprlsldent de 
Maiz!Ue hat erneut e.lne gen~e Amnestie 

Mi aus Anla.l! des Tages der deut&chen Elnheit am 
t twei zusammengeknoteten 3. Oktober strikt abgelehnL Nach der letzten 

Schals hat sieb gestern früh ein Sitzung Ieines Kabinetts sagte de Mauitre 
24jährlger Strafgefangener in der gestern. der Tag der deutschen Einheit könne 
Justizvollzupanst.alt Tegel am nicht dazu dienen, .dall jeder Mörder und 
Fensterkreuz aein8 Zelle erhingt. Rauschg!lth!ndler auf dle Stra.l!e gesetzt -..1rd'. 
Bei der Kontrolle um 8.30 Uhr WW"· Dennoch sprach er sieb für Einxelprü.fungen von 
de er von einem Beamten tot in Urteilen aus, weil etwa Eigentumsdelikte nach 
dem Raum gel\mden. Der Gelange. DDR-Recht .wHentlich härter' als noch bun­
ne verb\lßte wegen Diebstahl~ eine d~eut&chem Recht bestraJt worden seien. 
Freiheitsstrafe von drei Jahren. En· D M ~ b be d 
de MaJ hatte er eine voruiüge Haft. er inisterprisi.,ent sagte, es a in er 
entlassung ab"elehnl, da er den DDR seit vorigem Herbst drei Amnestien 

• gegeben. Er sei aber der Auffassung. d4ll 
Hauptkurs der Realschule im Menschen, die auch unter westlichen Gesichts­
Schulbereich d4!r Anstalt abschlie. punkten als KrimineUe verurteilt aeien, aus 
Sen wollte. Seit Juli 1990 hatte er AnJall der deutschen Einhell nicht von der 
mehrfach Umub und kehrte im· Bestrafung ausgenommen werden könnten. Er 
mer pünktlich nach Tegel zurOck. wisse aber aus seiner langjährigen Tlllgkeil ols 
Nach Auslrunl\ der Ju.stizpresse- Recht.sGwalt. da.l! die Situation in DDR-GeJäng­
stelle gab es keineriet Anzeichen, nlssen viellach ..achwierig und schlecht' sei. Die 
daß der 2~ährige suizldgelahrdet Häftlingsrevolte in mehreren DDR·Gc!angnls· 
war. Das ist der dritte Selbsbnord sen und die Frage einer Amnestie seien nicht 
in diesem Jahr in einer JV A. edl Thema der Kabinetllsitzung gewesen. Fiir 

AnulesUen aei nach der Verfassung d41 PrüJ. 
dlum d.er Volkskammer zuatändla. Die Protest· 
akUonen von DDR..Gelan11enen gingen gestern 
weiter. Ein Sprecher des DDR-lnnenm!niste· 
riums besc.brieb die Stimmung in Ost-BerUn ala 
,ruhlg aber nach wie vor explosiV'. Sollte die 
Volkskammer am Freitag den Forderungen 
nach Oberpn1luna der Urteile und TeUa.mnestle 
nicht nachkommen. befürchtete er aber Gewalt· 
tlUakeiten. Die ProtestakUonen. die am vorigen 
Mittwoch ln der Haltanstalt Brandenburg be· 
goonen hatten, dauerten in 20 der 38 
DDR·Gef!ngnisse IlD. 

in der Ost-Berliner Haftenstall RummWburg 
wurden unterdessen Vorkebrungea getrol!en, 
um einen möglichen Ausbruchsversuch oder 
Ceiaelnahmen zu verhindern. Ein Sprecher der 
Anstalt. wo weiterhin 24 HdfUinge du Dach 
besetzt halten, sagte aul Anlr•ße. Beobach· 
tunasposten und Streifen seien ,-.,rst.ärlct. die 
Bewegungsfreiheil der iibrigen Strafgefangenen 
einaescbrlnkt und Maßnahmen zur Sieberbeil 
von Zivilbeschältigten getroffen worden, die ln 
den Werutltten der Anstalt arbeiteten. 

r 
0 

{Berliner Morgenpost vom 1. 11.1990) (Die Tageszeitung vom 10.9.1990) 

~~tü~~~~!~n Kohl schließt Generalamnestie nicht aus 
sind geräumt 

seien. ws.l; D.e letzten 23 Gehn&~ntn 

I!Hent- ~:~:a1~~~i~l~ d~~w~~~!f'~ 
Die für DDR-~ione beschlossene Amnestie soll nach dem Willen von SPD und FDP ausgeweitet 
werden I SPD: Auch verurtethe Mitglieder der Friedensbewegung amnestieren I CDU-Gerster wütet 

ltten. \~fl<.et W<ltll<n Damit se:•n die 
Unter· KalW!stalt~ m Rummelsburg. 

en gebe Kopenock, Hohenaehonhau••n. 
ID""' ID Pankow und l...tchltnbeJ!: geraum! 

.. - und d•~ am 3 Olrtob<!t begonnene 
nt 3226 Verl<gung abl=hlo~H~~. "''lte dte 
Sn den Justl:Verwaltung gu~m m11 
111 3486 ln die Anslall 3-loablt se"'n 145 
1 Reser- und nach Tl'ltl 37 Gelangene ver. 
~D vor- legt worden. 63 ju&endliche und 

hen~nw:ach~nde Gefallgene selen 
.-on der JuaendslratluUtalt Plot· 

e, werde zen~ au!sen<>mmen worden. 72 
1un.mehr lnllal\lene wurden direkl aus 
rdenden Rummelsbur11m die All$ lallen des 

off.nen Vollzup in P16t·~ 
köDnen. Duppel und Spandau ver'.qt 43 
ll.fUerten Frauen seien in dlf Anst;>lt Plot· 
IUChla.- ~n- g~raeht worden. Ub<!r di~ 
~!echten Zukun!\ der ~.zt .tcrstelknden 

1\lnf lUftanstalten un 051-TeU 5e1 
ltaflen. eine Entscheidung noch noch! &•· 
(Reuter) 1rotTtn. 6epnln werdt. ob dJe Ge-

lO.l990) ~=~~~ k~:,':;~tm BtJ!%; 

Fnnk1u.rt (ap) - Nach dem Stmt 
um den Wahl-und BeitrittSitrmin so­
wie das ldlnftige Abtreibungsrechl 
wird jelzl das Thema AnlDestie zum 
deulsGhlandpolitiscben Zankapfel 
der Donner Parteien. Die von SPD­
Poli!ihm im Bundesrat gefordene 
Ausweitun& derzur Vereinigung am 
3. Oktober geplant.en Amnestie stieß 
am Wochenende in der Unlonsfnk· 
non auf Ablebnuna. Ihr inncnpoll· 
lischer Sprecher Johanne.s Gerster 
sprach sich vorallemgegen cineEin­
beuelumg von Mitgliedern der bun· 
desdeutschen Friedensbewegung in 
die Straffreiheit 111$. &ndeW.n2ler 
Helmut Kohl hielt sieb dagegen die 
Möglichkeit einer Generalamnestie 
ausdrücldlcb offen. 

eine entSptedleode Forderung des 
FDP· V omtz.enden Otto Gm 
Lambsdorff aus der Bundestagsde· 
batte über den Einigungsvenrag auf: 
Jch bto fiir diesen Gedanken offen, 
und ichwill michjetzlauch noch lcei­
nes~s abscblie8end iußem. • Den 
vom FDP-Chef dalil.r gebraucbll:n 
Ausdruck Jubelamnestie" möge er 
allerdmgs'nicht, .obwohl es Gnmd 
zum Jubeln &J"bt über die dc:uUche 
Einheit". 

Der CDU·BuDdeslllgsabgcord· 
oet.e Getsttr vertrat in einem Inter· 
view der 'Augsb111ger Allgemeinen' 
die Ansicht, die Amlle.stie sei nur filr 
Leutr gedacht. eilein der DDR und in 
der Bundesrepublik gegen BoM spier 
Dien billen. Eine Amnestie zum Bei· 
splcl für Personen, die im Zuwn· Im Deutscblandfunk griff Kohl 

PRESSESPIEGEL 
LHE22E2hiECEr 

(Die Tageszeitung vom 12.10.1990) 

,,Gewaltexzeß'' 
im Knast Ambarg 

-64 Oefanaeno c1et • 
•lllt Ambcra ptote­
~ oft'cncn Brlof aa 
rprtaldenten SIR!bl 
fall ln der IV A, bol 
ll bebnDtt W&n.or 
Oppeln bowiJ'fnct l.n 
ntnachcnvcrachton· 
iOll clneA l1llk!Khell 
11\llna voracaan 
llrclbl h&l\o aleh Im· 
tlnt .~t.utt ~tti· 
~~· lUIIO<tprochtn. 
INIII dar Ocfanae· 
. SUIIIIAWllllchall 
tellttt•Utn wollen. 
:bUIIJIJO(llljW Y, 
eil c!ftle Atbehabe· 
p&Utltft Ulld foto 

rbltclofonlel"On 111 
IOIIeln JV A-lledlln· 
1m Dach ln dlll Hof 

tprlnae11 wollte, mh dem Schlaa· 
llOCk wn den Hall:utilck auft DICh 
prUaell und Ihm .du Schlaptock 
Jeacoden.Kcl:llkqlfacpteAI" haben. 
Bill r:welttr Wirtet aoU dann mit dem 
Sehlaplotk .lllll ~oUCf Wutht allf 
den Kopf" dol Octanaenen JCKhla· 
aon babul. Dtbol 1oU Y. c1u a.. 
IW8uciD ~ORII IW!cll. DtlliCb 
IIOilenWIItert !loirma • voll• Ha&" 
actJelt auf den Kopf dol WollriotOll 
linacknllppelt habu .• Wllohwll" 
lcl1*11fdblutt wurde dct ~trlllltO 
O.tanaw an dcnlhtremlllton lb­
~ra~~apOrtlln • l'ltdl 111m V<dll 
wurde Y. ln clu llti'Od!llatl Haua m 
(Ptychlllrio) ln StraoblliJ vtrloat 

Du Sl.lataanwaltachall Am'*l 
IJc&cn bl.tlana killlt SntwolatD 
vor. Allllllllfol~~r JtomdOrfer llllt 
dle Scb1lderwl& der JV A•INUNn 
lllt • .-1111 rrt! tt1.Jncllll• bl 

(Der Tagesspiegel vom 28.9.1990) 

In rund 40 DDR·GeflinKnlsseD 
herrsdtt der Ausnahmezustand 

Berlln (dpo~ ln rund 40 DDR·Oefananltttn 
herncbtt aeatern nacb wie vor der Auanah· 
llltiiUWid. tellte claJ ltllllliiiÜDIIltl'lum mit. Az; 
den telt knapp ~Wel Wochen ondauernde11 
Revolten tlnd 780 du k.napp •200 ODR·Illha.l· 
Utrtlll bettUigL 

In 13 Plllea halten Hlltllnae Dlch.er betttll 
und d.rQben mit dtm Herabapr!Daen, wenn lbrt 
Fordti'Wit nach Generalt.1111111Ut bla sum 
3. Oktober nicht erlllllt wird. lo 17 Ha.ltlllatal· 
te11 md HaJtllnae Im HUIIaentrtlk.. 111 acht 
balttll lnuuen RJumt oder Benlebt vo11 
Hlltanatalten oder Juaendae!lllanJnen beRiat. 
berichtete cm Sprecher iter Stra./Vollwaebe· 
bOrdt. Dr.l Auallruchlvtnucht Mltll 111 den 
~fillllln Toaen aeldlelttr1. 

Nach Brkuntnlnlll du llllltnmilllattrlume 
alnd dlt mellten du rtYOIUtr.lldlll Hlltlllla• 
wm Auhrtttn tn!Khlouen. Vltlt Dlchbt&et• 
m hltltn lhrt Abtlebt bok:IIUat. lieh hlnab­
IUt~Gntn, W"lllll dJt am Prtltt,g 111 Oat.BarliD 
ttalllclt Volbktmmar 1111 lh:t Forcltruna Dicht 
elnaehtn aollte. Oeaoo eine OtneralllllnttUe 
IQr -~~~ der DDR vtl'llrttlltt Sltlltlter hat lieh 
du Dtut«bt RlchterbuDd tUIIII~tn. Par 
eine eolthe AmnttUt fehlt .tocfar AAlt~', N(te 
der Voraltande du Jurlatenora•nlu.tlon, Ptll, 
1111 S.arllllclilc.ben Rund.funk. 

menhangmitderBiockadcderRake· vorelnerÖffnungderRechtsbgenur 
ttnstiltzpunkte Mullangenoder Neu· ... voen . ...-e!ldieszu ~fillen 
UlmoderwegendesPro!cstesgegen fllhre. Morgen kllnme Jemand die 
Chemiewaffen bestraft worden Arnneslie beanspruchen, der wegen 
seien,kommeilberbaupcnichtinFrt· Sua8enspermi in Rheinhausen ver­
ge. umUt wurde, UbennorgenkOnntees 

Gmtermcinte, inderDDRseien ein Verstoßgegendie Fristenlllsung 
dieMeauehenteih•eisegeociCigtW«· sem, meilr.tGetsttr 
den, alsAgeotengegen<beBundesre· Dagegen hilt clet ehemalige Bun­
publik tatig zu werden. Im Falle von desverfassungsricht.er Helmu1 Si· 
MU!WiCßoderNeu-Uimaberhintn moo e10e ~erung des geplamea 
Bundesbilrger aus freien Slilcken den Amnestiegeseaes fl!r .uner!Uildl' 
Talbesllnd der NOtigung erfüllt, und 1m SaarlindJSC:hen Rundfunk sagte 
dies in CLOem Umfeld,.,." ihnen dte SUDOn am Samstag. es dUrfte~~ nicbl 
demolcraliscben Mittel wie Demon· nur die amnestien werden, .die auf 
strations- und Meinungsfreiheit zur Senen der politischen Machl stan· 
Vcrfilgut~~sti!Dden. .leb wchreiiiiCb den· Als Eingrifha die Su-afreclns· 
entsChieden gegen V ersuche aus den pflege se.~en Amneslieo . nur enqg­
ReihenvonFDPundSPD,dieAJnne· lieh, weondabeiaufGietchmißigkeit 
sUe8U$ZIIIIicill:n'. sagteer. Erkllnne und Gleidlanig.mt geacbtetv•w· 

(Volksblatt Berlin vom 5.9.1990) 

Inder DDR 
boomtdie 

Kriminalität 

Der lnnenminl.ster begrü.llte 
die lniUaUve der Opferhllleor· 
ganlsaUon .WeiSer Ring·, dle 
Ihre Tl!Ugkelt auf das Gebiet 
der DDRousweUel. VIele DDR· 
Bilrger haben sieb beretts 

Berllo (Ibn) beim • We18en Ring• gerneidet 
DleZuolhmederXrlmillall· und um HUfe gebeten, sagte 

tltlo der DDR bat DDR·Ioneo• der Verelnsvortltzende, der 
mlnllter Dlettel(CDU) ala .b~ Pernsebjoumallst Eduarcl Zlm· 
aorgolterregud• bezelcbnet. mermann. In Oat·llerUn sei 

Raubmord, Erpreasung und Jetztdie erste Anlauf&t~lle ein· 
Gewaltandrohungen hatten ln gerichtet worden. ln den ent· 
diesem Jahr um mehr tls 100 stehenden Undern wOrden 
Prozent zugenommen, sagte weitere AuOensteUen aulge-
Dleltel gealern in Ost·Berlln. baut. 

(Volksblatt Be.rlin vom 2.10.1990) 

Bewährungsbille feiert JubUäum 
IOeln: Nach 40 Jahren reifer geworden 

.Junge, komm' bald wieder. • Weno't aucb olcbt wOrtlieb 
gemtlnt war. IreJenaich gutero an d11r Allto Jecobatrale 12 
do1111ocb ebea~allge Bewlbrungtbellor, die Koutband aut 
PUIItonstt und .AIIItltrtade"l40 J tbro Berliner Bewlbrungt• 
bllt. galt e11u leiern. 

Begonnen hot die Arbeit 
1950, alt du Hauptjugendamt 
1um Initiator dar Bewlhrunga· 
hllle wurde, der Katalog c!tr 
Brwartun11en noch um .gedle· 
genu AU!jemelnwluan und 
gutel Auftreten• k,.ltttn. Die 
48·Stundon•Woclle d.er Bt· 
wlbrunglhtlftr Im Jel\r 11158 
wurde lil9ltllet von der Oll• 
kuulon um die Vtrbttllltung 
dtr Htlftt. 

Dlo Anfinge clorSltefNicbta· 
reCorm 1n dtn 80tr Jthrtn 
wurdo den Olattn clta .to. Oe· 
burteteg1 vor Augen gofllhrll 
Der .AuCILLtg' der aogenann· 
ton .rdrlor;tr", wie die a .. 

wlhrung•htUtr bl.s 1988 l!.l­
ulehntt wurden, 1u Sozlalor· 
beltarn vergaß eilt Crew um 
den Jtt!lgtn Leiter der Bewlh· 
rungettllre, Htlna Bec:kmonn, 
ebontowenJg, 

011 .Neupi·Singel'l• - naeh 
dom chetne~llgtn l.tltor Otr· 
bard Ntuptrt benannt, der 
IIIIISaOJnon Hut nehm- Qbtr­
brtlcklan die Programm·Ptu· 
atn. Anne Kloln, Senaiorln für 
l'rtuen, Jugend und P•mSU•, 
orkllrte: .Oie BtwlhNng•hU· 
ltlataua dor Jugenclhllre nlelll 
mehr wogaudtnken. • Dlt Eln· 
rtchtung Hl in dtn 40 Jahrtn 
auch ,orwaehaentr und rellor· 
geworden. IYO 
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13 Jahre 
Strafvollzugsgesetz 

Alltag in Strafanstalten noch immer inhuman. trotz 13 Jahre Strafvollzugs­
gesetz. Diese traurige Feststellung muß die Autonome Selbsthilfegruppe der 
Justizvollzugsanstalt Tegel treffen. Eine Humanisierung der Haft, die sich 
nicht nach Isolierung und Bestrafung ausrichtet, sondern wo der Gedanke der 
Behandlung vorrangig tangiert, wo gesetzliche Vorschriften auch in der Praxis 
Wirksamkeit erlangen, wo der Gefangene seine Persönlichkeitsdefizite auf­
arbeiten kann, wo er die Möglichkeit hat, sich mit seinen Problemen, die ihn 
dazu geführt hatten , straffällig zu werden. auseinanderzusetzen. wo der 
Gefangene - wie es das Strafvollzugsgesetz festgelegt hat - eine echte 
Chance in dieser Gesellschaft hat. 

Das fordern wir von der Autonomen Selbsthilfegruppe der ]VA Tegel vom 
Staat, dem durch das Strafvollzugsgesetz aufgegeben wurde dafür zu sorgen, 
daß jeder Gefangene diese Chance bekommt, eine Chance sowohl im sozialen 
Bereich, wie im Bereich der Menschenwürde, wie im Bereich der Rechte des 
Gefangenen. 

Kein anderer als der frilhere Staats­
sekretär Alexander von Stahl aus der 
Senatsverwaltung für Justiz in Berlin 
(\\fest), der jetzige Generalbundes­
anwalt, hatte sich seinerzeit dafür 
im Kulturtermin "Menschen und Para-
graphen" Sender Freies Berlin, 
10.3.1987 eingesetzt. Zieht man 
nun Bilanz, so drängt sich die Frage 
auf, die wir heute an den General­
bundesanwalt richten wollen: 

Was ist aus den Reformüberlegungen 
geworden, Herr Generalbundesanwalt 
von Stahl? Glauben Sie noch immer, 
daß sie in die Tat umgesetzt werden 
können? Wie stehen Sie dazu? 

Humanisierung der Haft 
Eine Re foon vor dem Scheitern -

10 Jahre Strafvollzugsgesetz 
Eine kritische Bilanz 

Das Strafvollzugsgesetz hat fest­
gelegt, daß auch der Strafgefangene 
in dieser Gesellschaft eine Chance 
haben soll und dem Staat aufgegeben 
ist, dafür zu sorgen, daß der Gefan­
gene diese Chance bekommt. Und das 
ist sowohl im sozialen Bereich, wie 
im Bereich der Menschenwürde, wie 
im Bereich der Rechte des Gefan­
genen. Er muß genauso die Möglich­
keiten haben, die Chance zu ergrei­
fen, etwas zu lernen im Vollzug. Sei 
es, daß er schulische Defizite auf­
arbeitet, sei es, daß er eine Berufs­
ausbildung macht. Er muß die Mög­
lichkeit erhalten, sich mit seinen 
Problemen, d~e ihn dazu geführt 
haben, straffällig zu werden, ausein­
anderzusetzen. AUe diese Möglich­
keiten hat das Strafvollzugsgesetz 
eröffnet und teilweise Rechtsanspruch 
eröffnet. 

Staatssekretär Alexander von Stahl 
aus der Senatsverwaltung für Justiz 

22 'der Iichtblick' 

über das Strafvollzugsgesetz, das 
jetzt genau zehn Jahre in Kraft ist. 
Wie sieht die \Yirklichkeit hinter 
Gittern aus? Können die Gefangenen 
die Chancen, die ihnen das Strafvoll­
zugsgesetz offensichtlich bietet, 
überhaupt wahrnehmen? Als im Januar 
auf einer Fachtagung Sozialarbeiter, 
Psychologen und Juristen nach zehn 
Jahren Strafvollzugsgesetz-Praxis 
Bilanz zogen, sah das Ergebnis eher 
negativ aus. Auch die Alternative 
Liste kann die Entwicklung im Straf­
vollzug nicht positiv bewerten. Im 
Januar brachte sie eine Große 
Anfrage im Abgeordnetenhaus ein, 
über die "Situation im Berliner 
Strafvollzug zehn Jahre nach In­
krafttreten des Strafvollzugsgeset­
zes". Ein Auszug aus der Begründung 
der Anfrage: 

"Nach zehn Jahren aber muß - \vi.e 
schon früher befürchtet fest­
gestellt werden, daß das Gesetz zwar 
weite Handlungsspielräume eröffnet 
hat, genau darin aber auch seine 
Schwächen liegen. Wo Gefangene fak­
tisch keine Chance haben, ihre 
Rechte einzuklagen, wo Kann- Vor­
schriften der Justizbehörde die in 
der Praxis oft genutzte Möglichkeit 
bieten, den Sinn des Gesetzes in sein 
Gegenteil zu verkehren, wo der Ge­
danke der Behandlung nicht Chance, 
sondern Zwang und damit Disziplinie­
rungsinstrument ist, wo gesetzliche 
Vorschriften in der Praxis nicht be­
achtet werden, da muß die versuchte 
Reform des Strafvollzuges als ge­
scheitert bezeichnet werden, zumin­
dest aber hat sie den Sinn und 
Zweck des Gesetzes in der Praxis 
nicht umgesetzt. Die Umsetzung des 
Gesetzes muß vielmehr noch heute 
von Gefangenen und Außenstehenden 
gegen den Widerstand der Justiz er­
kämpft werden." 

Ist die Reform tatsächlich geschei­
tert? Die Reform, durch die nicht 
der Sicherheits-, sondern der Reso­
zialisierungsgedanke in den Vorder­
grund gestellt werden sollte. Denn 
"in sozialer Verantwortung ein Leben 
ohne Straftaten" führen zu lernen, 
wie es im Strafvollzugsgesetz heißt, 
ist nicht möglich, wenn man völlig 
rechtlos und entmündigt hinter Gitter 
seine Strafe absitzt. Das meint auch 
Horst Detert, der Vorsitzende der 
Landesarbeitsgemeinschaft für Sozial­
arbeiter und Sozialpädagogen bei den 
Justizvollzugsanstalten. Er leitet zur 
Zeit das Freigängerhaus in Spandau. 
Horst Detert ist schon seit 19 
Jahren in der Justizverwaltung und 
vor allem in verschiedenen Vollzugs­
anstalten tätig. Er spricht sich für 
mehr Freiheit aus. 

Vollzugslockerungen \vi.e Ausgänge, 
Urlaub und Freigang, sind für die In­
sassen von zentraler Bedeutung. Auch 
ein ganz entscheidendes Instrument, 
weil natürlich gerade über die Ge­
währung von Vollzugslockerungen ich 
ja erst erfahren kann, ob die Arbeit, 
die wir gemeinsam mit dem Insassen 
geleistet haben, auch trägt. Das 
heißt also, die Trainingsfelder drau­
ßen müssen zur Verfügung gestellt 
werden, um einzelne Schritte, die 
gemeinsam in der Behandlungsarbeit 
gegangen werden, zu überprüfen, das 
heißt auch, wenn es zu Schwierig­
keiten draußen kommt, daß dieses in 
Gesprächen aufgearbeitet werden 
kann, und nicht, wie leider jetzt zu 
beobachten ist, wenn jemand draußen 
Schwierigkeiten hat, wenn er zu 
spät zurückkommt, wenn es draußen 
Vorfälle gegeben hat, daß dann 
massiv reagiert wird mit Vollzugs­
lockerungssperren über einen sehr 
langen Zeitraum. Das heißt, das In­
strument der Vollzugslockerungen muß 
ein Trainings- und Erprobungsfeld 
sein, das heißt auch, es müssen 
Fehler möglich sein. 

Mitte der 70er Jahre, sagt Detert, 
habe man die Frage gestellt: Kann 
der Urlaub verantwortet werden? 
Heute frage man nur noch: Wie kann 
der Urlaub verhindert werden? 

Detert: "Dies ist ein Prüfungsansatz, 
den wir überall beobachten. Zur Zeit 
erhalten nur etwa 7 bis 8 % der 
Strafgefangenen in Tegel Vollzugs­
lockerungen was von den Strafrahmen 
der Insassen, 70 % haben weniger als 
zwei Jahre, nicht zu verantworten 
ist." 

Wenn einer der ausgesprochen sel­
tenen spektakulären Fälle passiert, in 
denen Gefangene während ihres 
Urlaubs neue Gewalttaten begehen, 
füllen sich jedesmal die Schlagzeilen, 
und ·dadurch wird ein schiefes Bild 
vermittelt. Denn die Mißbrauchsquote 
ist außerordentlich gering. Es sind 
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nur wenige Gefangene, die z. B. 
ihren Ausgang benutzen, um an neues 
Rauschgift heranzukommen. Ein Rest­
risiko indes, das meint auch Horst 
Detert, bleibt. 

Detert: "Ein Restrisiko wird bei jeder 
Entscheidung bleiben, wir können in 
keinen Strafgefangenen 'reingucken' . 
Wir können uns aber seine Daten an­
gucken, seine Lebensdaten, wir 
können uns angucken, welche Pro­
bleme er in der Vergangenheit hatte, 
und wir können gucken, was in der 
gemeinsamen Arbeit geleistet ist, ob 
wir dieses Risiko eingehen. Das Risiko 
selbst wird immer bestehen, auch am 
Tage seiner Haftentlassung haben wir 
mit einem Rtsiko zu rechnen, das 
höher anzusetzen ist, wenn er vorher 
unter Lebensbedingungen unterge­
bracht war, die ihn auch hassen ge­
lernt haben. Daß er die Gesellschaft 
haßt, weil sie ihm nie die Möglich­
keit gegeben hat, sich zu vet"ändem." 

"Es müssen Fehler möglich sein", 
sagte Horst Detert vot"hin. Den 
Gefangenen darf deshalb nicht nur 
ein einziges Mal eine Chance ge­
geben werden. 

Der Justizsenator indes sieht das 
anders. Das geht aus der Antwort 
auf die Große Anfrage der Alternati­
ven Liste hervor, die kürzlich im Ab­
geordnetenhaus zum Gegenstand der 
Debatte wurde. Justizsenator Profes­
sor Rupert Scholz sagte klipp und 
klar, daß einem Gefangenen, der 
z. B. seinen Ausgang mißbraucht, 
keine weiteren Lockerungen gewährt 
würden bis zur Entlassung. Wobei 
allerdings unklar bleibt wie der Miß­
brauch aussieht, ob der Gefangene 
nur zu spät gekommen ist, oder ob 
er eine Straftat begangen hat. 
Weiter sagte der Senator wörtlich: 
"Dies ist nicht Ausdruck eines über­
zogenen Sicherheitsdenkens, sondern 
trägt lediglich dem gesetzlichen Auf­
trag Rechnung, Freiheitsvergaben da 
zu unterlassen, wo konkret ein Miß­
brauch und damit eine Gefährdung 
der Allgemeinheit zu befürchten ist. " 

An einer anderen Stelle seiner Rede 
sagte Scholz: "Stellt der Gefangene 
die Bereitschaft zur Mitwirkung nicht 
unter Beweis, darf er nicht erwarten, 
daß die in das Ermessen des Voll­
zuges gestellten 'Wohltaten' des 
Gesetzes mit dem Füllhorn über ihm 
ausgeschüttet werden." 

Die Zitate zeigen, wie unterschied­
lich der· Auftrag des Gesetzes inter­
pretiert wird. Der Vollzugspraktiker 
Horst Detert hält die Vollzugslocke­
rungen für eine schlichte Notwendig­
keit, Justizsenator Scholz sieht darin 
"\4ohltaten'' des Gesetzes. 

Nun haben die Gefangenen die Mög­
lichkeit, sich auch hinter Gittern zur 
V/ehr zu setzen, wenn ihnen nicht 

zukommt, was ihnen zusteht. oder 
wenn sie sich ungerecht behandelt 
fühlen . Das sagt jedenfalls Staats­
sekretär von Stahl: "Der Strafvollzug 
tritt dem Burger als Staat und Ver­
waltung entgegen wie jede andere 
Verwaltung auch, und deshalb hat der 
Bürger auch als Strafgefangener das 
Recht, sich gegen Maßnahmen des 
Staates bei den Gerichten zu be­
schweren." 

Die Justizverwaltung hat also andere 
Vorstellungen. Aber entbindet sie das 
auch von der Pflicht, sich an einen 
Beschluß des höchsten Berliner 
Gerichts zu halten? Um den Rechts­
schutz der Gefangenen ist es offen­
sichtlich nicht zum besten bestellt. 

Die Alternative Liste machte in ihrer 
Anfrage auf ein weiteres Problem 
aufmerksam. Die vorzeitige Haftent­
lassung - nach zwei Dritteln der 
verbüßten Haftzeit kann ein Gefan­
gener entlassen werden - korrunt in 
Berlin ausgesprochen selten vor. Die 
Erfahrung hat auch Rechtsanwältin 
Margarete von Galen gemacht: 

"Also es ist tatsächlich so, daß ge­
rade auch in Berlin von Seiten der 
Strafvollstreckungskammer, die im 
Endeffekt über die vorzeitige Ent­
lassung entscheidet, nur ein ganz 
geringer Prozentsatz der Gefangenen 
vorzeitig entlassen wird, und es ist 
auch tatsächlich so, daß viele 
Gefangene ohne jegliche Entlassungs­
vorbereitung entlassen werden, d. h. 
es gibt Gefangene, die sind etwa 
fünf Jahre inhaftiert gewesen, haben 
nie einen Tag überhaupt die Freiheit 
gesehen und werden dann von einem 
auf den anderen Tag auf die Straße 
gestellt und müssen zusehen, wie sie 
zurechtkommen." 

Daß nur wenige Gefangene vorzeitig 
aus der Haft entlassen werden, geht 
ebenfalls aus einer Studie hervor, 
die im Auftrag der Senatsverwaltung 
für Justiz kürzlich erstellt wurde. 
Besonders aufschlußreich in dieser 
Studie ist, daß in Berlin offensicht­
lich nur der "Stargefangene" mit be­
sonders günstigen Voraussetzungen 
frühzeitig entlassen wird. In anderen 
Bundesländern wird das anders ge­
handhabt, Berlin steht an letzter 
Stelle. Dagegen sagt man in der 
]ustizverwaltung, sei die Berliner 
Gnadenpraxis weitaus großzUgiger als 
die der anderen Bundesländer. Mag 
sein, nur ist die Gnadenentlassung 
mit der im Strafvollzugsgesetz ver­
ankerten vorzeitigen Haftentlassung 
nicht unbedingt gleichzusetzen. 

Im Gesetz sind im § 10 der offene 
und der geschlossene Vollzug ge­
regelt. Offener Vollzug heißt. der 
Gefangene darf tagsüber die Anstalt 
verlassen und draußen arbeiten. l n 
Berlin allerdin~s ist das eher die 

Ausnahme, der größte Teil der Ge­
fangenen sitzt nach wie. vor hinter 
Gittern. Horst Detert, der ja selbst 
eine offene Anstalt leitet, hält das 
für einen Mißstand: 

"Oie Bauplanung in Berlin g t>ht am 
Gesetz vorbei. Der Gesetzgeber hat 
eigentlich gewollt, daß der offene 
Vollzug der Regelvollzug ist und die 
Ausnahmeunterbringung im geschlos­
senen Bereich erfolgt. Es ist richtig, 
das Bauprogramm hier in Berlin ist 
eindeutig auf den geschlossenen 
Bereich abgestellt. Wir werden Ende 
dieses Jahres Uber LOOO Plätze im 
geschlossenen Bereich haben. Es wird 
die neue Jugendstrafanstalt dazu 
kommen, mit keinem Platz im offenen 
Bereich, wir haben den Bauskandal 
bei den Frauen zu beobachten, wo 30 
Plätze im offenen Vollzug sind und 
300 im geschlossenen Bereich. Das ist 
eine Umkehrung des gesetzlichen 
Auftrages, die meines Erachtens nicht 
zulässig ist, hier muß m. E. sofort 
gehandelt werden." 

Auch zu diesem Punkt hat man in der 
Senatsverwaltung für Justiz eine 
g!U[ldsätzlich andere Auffassung. 
Staatssekretär von Stahl: 

"Es ist durchaus nicht unumstritten, 
ob der geschlossene Vollzug nun der 
Regelvollzug ist, oder ob der offene 
Vollzug der Regelvollzug ist, es ist 
auch nicht unumstritten, w:as Regel­
vollzug nun heißen soll. Fest steht 
jedenfalls, daß der Gesetzgeber will, 
daß die Gefangenen, die geeignet 
sind, in den offenen Vollzug kommen. 
Und entsprechende Plätze müssen 
vorgehalten werden. Und ich finde, 
daß wir in Berlin diesem Auftrag 
jedenfalls nachgekommen sind, denn 
als das Strafvollzugsgesetz vor zehn 
Jahren in Kraft getreten ist, hatten 
wir knappe 200 Plätze im offenen 
Vollzug, und jetzt haben wir 710 
offene Plätze, wir haben also in 
zehn Jahren 500 offene Haftplätze 
dazugebaut bzw. eingerichtet. Und 
haben die Schwierigkeiten, die ge­
eigneten Gefangenen dafür zu finden. 
Und zwar auch dann, wenn wir ge­
eignete Gefangene finden, hängt es 
von deren Zustimmung ab, ob sie in 
den offenen Vollzug wollen, und es 
ist nicht immer so oder keineswegs 
selten, daß Gefangene, die wir nicht 
für ungeeignet halten, gar nicht in 
den offenen Vollzug wollen." 

Hier muß man sich allerdings fragen, 
warum das so ist. Erstens sind die 
Bedingungen im offenen Vollzug nicht 
immer die rosigsten, da werden mit­
unter mehrere Gefangene auf engstem 
Raum in Schlafsälen zusammenge­
pfercht, eine Privatsphäre z. B. ist 
tatsächlich besser in der Einzelzelle 
im geschlossenen Vollzug herzustellen. 
Außerdem wird auch hier, ähnlich wie 
bei der vorzeitigen Haftentlassung, 
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offensichtlich eine Art Mustergefan­
gener gev.rünscht. Und so erfreulich 
es ist, daß die Zahl der offenen 
Haftplätze aufgestockt wurde, so 
darf doch nicht vergessen werden, 
daß auch im geschlossenen Vollzug 
zugelegt wurde. Detert erwähnte es 
vorhin: Ende des Jahres werden L.OOO 
Haftplätze zur Verfügung stehen. 

Nimmt man demgegenüber die 700 
Plätze aus dem offenen Vollzug, sieht 
man wie schief die Proportionen auch 
heute noch sind: 

Schlecht bestellt ist nach wie vor 
alles in Verbindung mit den sozialen 
Leistungen im Strafvollzug. Ein Ge­
fangener verdient immer no.ch 
weniger als 10 Mark täglich, Frauen 
sind hier besonders benachteiligt. 
Kranken- und Sozialversicherung exi­
stieren nicht, wenn ein Gefangener 
entlassen wird, hat er lediglich An­
spruch auf Arbeitslosenhilfe. Das ist 
sicherlich besser als zum Sozialamt 
gehen zu müssen, aber wegen der 
schlechten Startbedingungen landen 
dort ohnehin die meisten. 

Nirrunt man nun die soziale, die 
rechtliche und die einfach mensch­
liche Situation der Gefangenen zu­
sammen, hat das, was unter dem 
Strich herauskommt, nicht mehr viel 
mit den Reformvorstellungen des 
Strafvollzugsgesetzes zu tun. Ist der 
Behandlungsgedanke, den das Gesetz 

in den Vordergrund stellt, also in der 
Praxis gescheitert? 

"Ich würde es also für verfrüht 
halten, überhaupt jetzt zu sagen, der 
ganze Behandlungsvollzug, der Reso­
zialisierungsvollzug hat sich als nicht 
durchführbar erwiesen. Sondern ich 
würde sagen, es gehört ein längerer 
Atem dazu, um solche Reformüber­
legungen in die Tat umzusetzen. 
Daran sind zehn Jahre eigentlich erst 
ein Anfang. Ob so ein Gesetz wirkt, 
auf die Dauer, wird man erst sagen 
können in einem noch längeren Zeit­
raum als die kommenden 10 Jahre. 
Das wird man erst in zehn oder 
fünfzehn Jahren wissen, ob Strafvoll­
zug in dieser Form sinnvoll ist oder 
nicht." 

Nun sind die Reformbestrebungen 
allerdings noch älter als das Straf­
vollzugsgesetz. Man war sogar schon 
einmal soweit, über Alternativen zum 
Strafvollzug nachzudenken. Ein 
System, i.n dem nicht einfach nur 
isoliert und bestraft, sondern nach 
den Ursachen von Kriminalität ge­
fragt wird, scheint heute aber wieder 
in utopische Ferne gerückt zu sein. 

Auf einen menschlicheren, humaneren 
Strafvollzug! 

Wolfgang Rybinski 
für die Autonome Selbsthilfegruppe 
der )VA Tegel 

Die Situation "Al DS im Knast" 
Hierzu fand am 19. September 1990 
eine Diskussionsveranstaltung in der 
TA VI statt. Eigentlich sollte dort 
die tatsächliche Situation aufgezeigt 
werden - so hätte ich es als einer 
der Veranstalter und HIV-Positiver tm 
Knast gerne gesehen, doch wieder 
einmal kaschierten die "Leute an der 
Basis" bei ihren Beiträgen die Tat­
sachen. Das mag aber auch daran 
gelegen haben, daß trotz Interesse 
kaum Betroffene dD.s Wort ergriffen. 

So war tch der einzige Positive, der 
sich offen dazu bekannte und der 
auch offensiv gegen die Mißstände 
kämpft. Schade!!! 

Bednuerltcher:weise ist der Internist 
Rainer Rex (KBVA - Krankenhaus der 
Berliner Vollzugsanstalten) beretts 
auch schon dazu Ubergegangen, den 
Fakten nicht mt!hr offen tn11 Auac zu 
eehcn. Er eptelt die Realttätcn nun 
genauao hcr~.~ntar wie die juettz­
bahördon. 
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Auch eine Gruppenleiterin (z. Zt. 
noch auf der Drogenstation in der 
TA Vl tätig) hält sterile Spritzen im 
Hinblick auf AIDS im Knast fur tiber­
fltissig, weil Drogengehraucher doch 
nur auszusteigen bräuchten. Diese 
Frau Modler sollte besser noch ein­
mal zur Schule gehen, damit sie in 
Zukunft weiß, was AIDS-Prävention 
bedeutet - bevor sie den Mund so 
weit aufmacht. 

Zusammenfassend mußte ich feststel­
len, daß wieder einmal die eigentli.che 
Problematik und dte Mißstände von 
den Verantwortlichen heruntergespielt 
wurden, mit Ausnahme des Teilan­
staltsleiters VI, Bernd von Seefranz. 
Er mußte zwar die Veranstaltung aus 
aesundhe1tllchen GrUnden vorzeitig 
verlassen, doch Ist Beine Meinung zur 
Spritzenvergabe 1m Knast in bezug 
auf AIDS bekannt. Herr von Seefranz 
befUr:wortet d!l' Versabc bereits 
echon salt längerer Zeit, muß atch 
aber den gellet:t\tchon Vortc:hriften 
beugen. 

Fakt lst Jedenfalls eins: die medizi­
nische und psychosoziale Betreuung 
von HIV-Positiven und AIDs-Kranken 
im Knast läßt sehr zu wünschen 
übri~. Sterile Spritzen zum Schutz 
vor A lOS sind im Knast genauso 
wichtig wit! Kondome und Gleitcreme. 
Insassen und Vollzugspersonal sind 
immer noch nicht ausreichend Uber 
AlDS und Ansteckungswege auf­
geklärt, was Berührungsangst und 
Ausgrenzung zur Folge hat. 

Das sind einige von vielen Mißstän­
den in bezug auf AIDS. 

\•Jenn man bedenkt, daß diese Miß­
stände bereits seit ca. fünf Jahren 
(Bekanntwerden von AIDS in 
Deutschland) akut sind und sieht, 
was sich verändert hat - nämlich so 
gut wie gar nichts -, kann ich das 
nur als katastrophal bezeichnen. Hier 
muß schnellstens etwas verändert 
werden, und die "Leute an der Basis'' 
aber auch die Justizbehörden müssen 
endlich Farbe bekennen. Die 
Menschen draußen wie hier im Knast 
dürfen nicht länger !Ur doof ver­
kauft werden! 

Als HlV-Positiver im Knast kann und 
werde ich es - so wie es jetzt ist -
einfach nicht hinnehmen, denn es 
geht hier schließlich um mein Leben. 
Darum gehe ich auch offen und 
offensiv mit der Krankheit um. 
Dabei habe ich festgestellt, daß das 
der beste Weg ist, mit anderen und 
sich selber als HlV- Positiver klarzu­
kommen - auch im Knast. 

Selbstinitiative ist schon deshalb ge­
fordert, weil uns auch die Berliner 
AIDS-Hilfe im Knast nicht im erfor­
derlichen Maße unterstützen kann. 
Alles andere Gerede ist k·alter Kaffee 
was die Tatsache, daß Gerd Wüst in 
kürze auch das Handtuch wirft und 
den Bereich Knast in der Berliner 
AIDS-Hilfe aufgibt, beweist. Darum 
seid offensiv und helft euch und 
anderen gemeinsam. 

Deshalb werde ich in kürze eine 
SelbsthUfegruppe - von Nicht-Infi­
zierten fUr HlV- Positive und AIDS­
Kranke - in der TA Vl bilden. Dies 
könnte eventuell eine große Hilfe fUr 
alle tm Knast sein und wäre dann als 
Erfolg der Veranstaltung zu werten. 

Solltet ihr Fragen in bezug auf 
AIDS-Prävention tm Knast oder zur 
o. g. Oruppe haben, meldet euch 
bttte Uber den Lichtblick. 

A kzeptanz 
1 ntegration 
0 ynamtk 
S tärl<e 

In diesem Sinne und in solidarieeher 
Vorbundenhel t 

M!c:hMl r-:nntaeh 
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Dieses Ergebnis ist völlig unbefriedi­
gend. Hierzu noch eine unbestätigte 
Information. ln der SothA soll der 
Einkauf demnächst durch einen Ein­
kaufswagen abgewickelt werden - so 
jedenfalls haben sich die Betreuer 
(Psychologen) der SothA auf Vollver­
sammlungen geäußert! 

Ausführungsvorschriften 
zu §§ 10, 13 und 35 StVollzG 

In der Juli-Ausgabe haben wir 
die AV zu § 13 vorgestellt, davon 
ausgehend, daß diese am 1. Septem­
ber in Kraft treten würde so 
jedenfalls haben alle Insassenvertre­
ter Herrn Kehrein auf Nachfrage in 
einer Gesprächsrunde verstanden. 

Die GIV informiert: 

Am 1.9.90 war in der Anstalt nicht 
bekannt, ob die AV zu § 13 nun 
gültig war oder nicht. Unser unten 
abgedrucktes Schreiben an die 
Senatsverwaltung sollte fUr Klarheit 
sorgen: 

Tegel, den 5.9.1990 

Hallo Leute! 

An dieser Stelle möchten wir über 
die Aktivitäten der GIV in den ver­
gangenen Wochen berichten und 
gleichzeitig dazu aufru'fen, Insassen­
vertreter in allen Häusern und auf 
allen Stationen zu wählen. Zur Zeit 
sieht es um die Zahl der Insassen­
vertreter in allen Häusern recht 
dUster aus. Es sollte doch möglich 
sein, schon aus unserem ureigensten 
Interesse, unter den über 1000 
Tegeler Gefangenen wenigstens 50 zu 
finden, die bereit sind, sich fUr Ver­
besserungen im Strafvollzug einzu­
setzen. Nur gemeinsam sind wir stark 
und können etwas erreichen - Straf­
gefangene aus der ehemaligen DDR, 
vertreten durch ihre lnsassenvertre­
ter, den Gefangenenräten, waren und 
sind uns da um Meilen voraus! 

Senatsverwaltung für Justiz 

All die 
Gesa:t1nsasssenverutun;; der 
J~t1zvoll~talt Tegd 
~. !! • Herrn K. KaU woda 
Se1dellltralle 39 

1000 Berlirl 27 

Senr geellrter Herr Kal1woda 1 

Gesamtinsassenvertretung der 
Justizvollzugsanstalt Tegel 

Am 22. Mai 1990 hatten wir uns in 
Sachen Gefangeneneinkauf an die 
Senatorin für Justiz gewandt (siehe 
Li.bli Mai/Juni), worauf wir am s. Juni 
1990 folgenden Zwischenbescheid von 
der Senatsverwaltung erhielten: 

An 
Senatsverwaltung für Justiz 

Ausführungsvorschriften zu §§ 10, 
13. 35 StVollzG u. a. 

"Ihr Schreiben vom 22. Mai 1990, das 
der Senatorin Prof. Dr. Limbach vor­
gelegen hat, haben wir mit Interesse 
zur Kenntnis genommen. Da die Frage 
des Gefangeneneinkaufs eine Fülle 
schwieriger Probleme in sich birgt, 
haben wir den Leiter der Justizvoll­
zugsanstalt Tegel zunächst um Prü­
fung gebeten. Sie werden danach 
weiteren Bescheid erhalten." 

Sehr geehrter Herr Kehrein, 

als Sie und Herr Freise im vergan­
geneo Monat mit den Insassenvertre­
tern Uber die Ergebnisse der Koordi­
nierungskonferenzen diskutierten, 
wurde auch die Frage nach dem ln­
krafttreten der o. g. AVs gestellt -
nach Ihrer Aussage sollte zumindest 
die AV zu § 13 StVollzG zum 1.9.1990 
in Kraft treten. Bis heute ist nie­
mandem in der Anstalt bekannt, ob 
dies tatsächlich der Fall ist. \vir 
bitten daher um verbindliche Infor­
mationen. 

Nach der "Prüfung" durch den An­
staltsleiter erhielten wir dann unten 
abgedrucktes Schreiben: 

l 
BERLIN 

- ---~,-· ........ _.. 3123 
IOJOtru ~~ .. -· ..,..,., to)QI rau•M 
t •.•• 14:2 .. ...-~. 

rr.t 10)01 r~ooooOt INMJ 

llearbe1ter: Herr Paulan: 

t:~ Au&\~St 1990 

auf S 21? Abs. 1 Satz i stVollzG weisen wi~ zusät~Hch llin. Eine ;:e"erbHche 
iätigjce1t der Jun1zverwaltUIII! scheidet grunc!sätuich aus. 

Bei den b1$her <lurcl~getllnr~;ert Aussdlrei~ 1'\ir die Sel!e!erung der Justiz­
vollwasanstalten lconnt.e etne derartige Ve:-lcaufsabwl.cl<lun;;. in der t.n.at&lt nicht 
ve!"Wirl<lieht werden. Dies durfte in erster Un1e auf die sie.'> erse!)enden honen 
?ersooalkosten sowie den let~tlieh kleinen Kutldenl<reis zur\lckZufü!u•en sein, der 
aucn nur zeitlich begrenzte tlf!'nungneit.en rechtfertigt und dadurch hohe Liege­
zeiten der Waren bedingt. Oe:- !:1nt1.1tz eitles IDObilen Einkaufssyseems (Verkaufs­
bus) wurde nieht weiterverfolßt, da der bisher beneilende Angebotsumfang in 
eitler derartl.getl EiN'iehtung nicht gebote.'1 ve:-den kaM. 

l!ir ~fehlen, die weite!"h1n von IhMn ~1 erhobenl!ll Beantltandlllli!erl mit 
de::> t.n.at&lt.sleJ.ter im Rah:>en Ihrer Iätigl<eit nach S 160 St\'olliG und der hier­
zu e:-la.ssenen AV va:: 04. Juli 1990 zu erorurn, -= bereeht.~ ileaMtandungen 
zu beseitißen. 

.Ulgeme1n we1""n wir jedoch derauf hin, daß h1~1ehtl1eh des offenbar ge)'(lnsch­
ten verstllrk~en l.Ulfanges von Sonderangeboten von e1ner Lieferfirma n1aht die 
aus der Presse ersiehtHeilen Allgebote zahlreichar Anbieter erwartet warden kön­
ne.~. Ebenao 1st darauf hirlzuweben, daß vielfach derartige J.:1;:ebote toe~ 
nur De<IJ'tn~t Y«Ueaeo. 01e teilweise preisg\IDstige Abgabe '•"" Fl-1schwaren, 
de.-en Ablauf der M1ndesthaltbarite1t \II!Cil.ttelbar bevorsteht (z. s. Jcshurt) 
dü:-.rte aucn n!CIIt. in Ihre!o Sintle liegen. 

Hochacntungsvoll 

tingehende PrllfUngen der Gef'a.ngeneneirucaur:sregelungen haben ergeben, daß die 
Ein.riehtung eines Verlalufsladens nur durch eitlen Vertrag.sblndler deol<bar ist; 

!.111 Auftrag 
l'aulenz 
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An dieser Stelle is t es siehed ich 
nützlich, Ihnen die Stimmung der 
Tegeler zu schildern. Seit die SPD 
und die AL 1988 die Regierungsver­
antwortung übernahmen - u. a . auch 
mit der Absicht, den Strafvollzug zu 
reformieren -, hofften nicht nur die 
Tegeler Gefangenen auf eine deut­
liche Verbesserung der Haftbedingun­
gen. An erster Stelle dieser Hoff­
nungen standen da die Förderung der 
sozialen Kontakte durch mehr und 
verbesserte Sprechstunde n, mehr 
Telefonate und primär mehr Vollzugs­
lockerungen wie Ausgang, Urlaub, 
offener Vollzug und Freigang. 

Bis dato passierte nicht mehr, als mit 
Absicht serklärungen sowohl die 
Öffentlichkeit als auch die Insassen­
vertreter zu informieren! 

Die Vereinigung Deutschlands . wird 
auch im Strafvollzug, insbesondere 
dem Berliner Strafvollzug, spürbar 
werden. Hier brodelt die Tegeler Ge­
rüchteküche: Hoffnung auf Amnestie, 
Überfüllung der Knäst e, Stornierung 

Senatsverwaltung für Justiz 

Senatsverwaltung 1ur J\J5tli 
Salzbutger Str•Se 21-25, 0·1000 Sefbl\ 62 

An die 
Gesamtinsassenvertretung der 
Justizvol lzugsanstal t Tegel 
z. H. Herrn Klaus Kaliweda 

1 Anlage 

Sehr geehrter Herr Kal iwoda, 

der Reformabsichten usw. mit dem 
Tenor, Reformen könnten le,tztendlich 
nur durch Aktionen wie in Harnburg 
und Stammheim erreicht werden. 

Information am Rande: Die Zahl der 
Insassenvertreter schrumpft ständig. 

Wir hoffen auf ein Informationsge­
spräch, z . B. ein Telefonat mit dem 
Unterzeichner dieses Schreibens in 
der TA Vl. 

Hochachtungsvoll 

I.A . Klaus Kaliweda 

Die Antwort (unten abgedruckt) 
bra chte keine Klarheit. Die Insassen­
vertreter sind seit dieser Antwort 
allerdings etwas verunsichert - haben 
wir alle etwas mit den Ohren? Sind 
wir gehörgeschädigt (möglicherweise 
durch den zunehmenden Fluglärm)? 
Oder hat Herr Kehrein so undeutlich 
gespr ochen? 

BERLIN 

GeSCf\Z.Ibt-e An!wort bdte ang-eben) 

T~~.?.,O-V/ 1-1 
(0 30) 7 83·1 (Verm.) 

(0 30) 7 83 (0Utci>W.) 

90 (Intern) 

Toletax (O 30) 7 83 39 36 

Telex 182 869 just Cl 

App,· Nt. 

80 52 

BTX (030) 78300000< (Amt) 

~arb :: Herr Kehrein DatUm 

21. Sept ember 1990 

auf Ihr Schreiben vom 05. September 1990, in dem Sie sich mit den Ausführungs­
vor schriften zu § 13 StVollzG befassen, teilen wir Ihnen mit , daß wir davon 
ausgehen, daß die Ausführungsvorscchriften in Bälde in Kraft treten. 

Der in der von Ihnen erwähnten Gesprächsrunde genannte Termin 1. September 1990 
betraf nicht das lokrafttreten der Ausführungsvorschriften , sondern die den 
Justizvol l zugsanstalten eingeräumte Frist zur Stellungnahme zu den Ausführungs­
vor schriften. 

Einen Entwurf der Ausführungsvorschriften unter Berücksichtigung des derzeiti­
gen Diskussionsstandes haben wir zu Ihrer Unterrichtung beigefügt. 

Hochachtungsvoll 
Im Auftrag 
Kehrei n 
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Die Auflistung unserer erfolglosen 
Bemühungen läßt sich noch weiter 
fortsetzen. Ein Treffen der GIV mit 
dem Gefangenenrat aus dem Ost- Ber­
liner Knast Rummelsburg i.st - eigent­
lich erwartungsgemäß - nicht zu­
standegekommen. Mitgliedern der AL­
Knast AG, die immer bemüht sind, uns 
zu unterstützen, wird der Einlaß in 
Tegel verwehrt. Wir wandten uns des­
halb am 23.9.90 nochmals an die 
Senatorin: 

Gesamtinsassenvertretung der 
Justizvollzugsanstalt Tegel 

Berlin, den 23.9.1990 

Senatorin für Justiz 

. 
Insassenvertretungen in der JVA Tegel 

Sehr geehrte Frau Senatorin, 

bei den Tegeler Insassenvertretern, 
soll heißen, den wenigen, die noch 
übrig blieben, setzt sich zunehmend 
der Eindruck durch, daß sie weder 
erwünscht sind noch ernstgenommen 
,.,erden. 

Wir wollen an dieser Stelle nicht die 
Erfolge, meist aber Mißerfolge, unse­
rer ehrenamtlichen Tätigkeit für 
unsere Mitgefangenen aufrechnen, 
statt dessen möchten wir Ihnen drei 
Beispiele aufführen, die unsere o. g . 
Befürchtungen deutlich machen: 

- Schreiben an die Senatsverwaltung 
(hier Herrn Kehr~in vom 7.9.1990) um 
Auskunft, wann die AV zu § 13 
StVollzG in Kraft tritt, bleiben un­
beantwortet, 

- Mitgliedern der AL-Knas t AG, von 
der GIV eingeladen, wird das Betre­
ten der Anstalt ohne Angabe von 
Gründen versagt - die GIV erfährt 
dies von Tegeler Pfortenbeamten, 

- Ungeklärt sind selbst nach Inkraft­
tret en der neuen AV zu § 160 
StVollzG am 1.8.1990 die Arbeits-. 
grundlagen der Insassenvertre tungen 
(AV 160 Punkt 5: "Die Anstalt regel t 
das Nähere ... ") . 

Unsere Bitte: Veranlassen Sie, daß 
wir unsere Mitverantwortung ungehin­
dert , ja unterstützt von Anstaltslei­
tung und Senatsverwaltung, ausüben 
können. 

Hochachtungsvoll 

I.A. Klaus Kaliweda 

Eine Antwor t auf obiges Schreiben 
erhielten wir bereits am 1.. 10.90. 
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S.:nr ~ehner ller. Kal1"wa , 

auf Ihr Se!lreiben vcx:: 23. Sept""'ber 1990, das Frau Serutorln Prof. Dr . Jutta 
L!Clbach u.~d Herrn Staatssekretär Sehectbure> vorgelegen hat, teilen «ir Ihnen 
l!llt, daß wir davon au.sgehen, daß Sie unsere Ant~-ort aur lnr Sehreiben VM 
05. S<:pte::ber 1990 iru:wi!lclle.-, e..-halten haben. für die zögerliche Bearbdtuos 
aufgrund u:-laubsbedingler A!>".-esenlleit des Unter::eie~-~er.den bitten "ir u:o 
v .. rsund.nls. 

lllr• t'<lit-te:.lur.,o. !".!.t&l!Nem der- ":~"'iis~·ACi" C:~r Cte:nat! ._.~ lis.t.f> sei da.~ Be­
trete> c!~- Just!:.voll::"Ssansta~~ !e;;el OMe J.ne;!oe '1«"1 Gr"Jt.Oen versagt wcrc!cn, 
enupr1ch<: nicht \l!l$ere:t Iofor=at.ionsstand. Den l'.itslledern der "1\nast-:.G" cer 
Alternativen Liste wird, so«eit sie die Anstalt in dieser t:iser.scnaft betreten 
wollen, derzeit das Betreten der Anstalt in der Tat versast. Unabhängig von de.'l! 
Eindruck, daß die "Knut-AG" der Alternative:~ Liste clie Ebene der sachlichen 
Diskussion verlassen hat und eine 2.usa:rnt!W'beit n:it ihr der Forte~t~"ickl\!llS 
eines reso~ialis!e:."UJl&SO~ient1erten Strafvollzuo;es zu.~ 2.ei t nicht for<lerllch 
ist, =.15 der Vollzuo; ln der Zeü des llallliea:;;>fes ~trLcte r;eutra:.lti!t "3hren. 

ll'.re Aurtass""'i!;. ~ie Ar bei tsgr...'"lclla;;en du lnsasse:wertre~unge:~ sden a~~ ~cn 
!rJCr:Uttrete.-. der n101.1en t.us~vo:-S<:IIr!ften ur.ge4llrt. O<en:~en ;."ir so nlcn~ 
t•Uen. Die Insassenvertretungen c!e:- einzelnen Teilanstalten del' Justi%voU­
zuo;sanstalt Tegel verfUgen jeweils llt>er Statute, cie il\re Arbeitsgrundlage bil­
den. ::S w"ird in Zulcunft zu prüfen sein, ob diese St.atute unter BerUcksichtigllll& 
der neu~, Ausfü.'lrungsvorschri rt zu ändern sind. 

l:in Statut !'Ur die Geslllr.tinsassenvertretung de:- .:usti:tvollzues;ms:alt Tetel 
ex1st1~t ce.~eit. in der Ta; 110"'-h nicht. lllren E."lt-.'ll!"( ...abe:> SQ•'tl!\: cie Justiz­
Vollz~t.al.t 7e<;:el als auel> wir zu:- Ken.1t!lU ;;e:=n • .'i~h "-"tSere:: lnCcm=3~ 
t.!onss:.a.""'!.:d ~i."lden c!e:"U1t Gesp:-äche ~·o~tschm t1c. Beint der Ju.s~!z.vol:~-

stalt Tee;ol u:nc1 de:- Ca_sa.;t!nsU$enN6r-tret.u."".Z st.att, die die ·1orDeteicMetr A:;­
geleeenhelt :u:: Gegenstand nar>e~. 

llir gehen davon aus, dalö e!l der Justizvollzugsanstalt Tcgel ln kooperativer 2.u­
saJ:menarbe1~ mi~ der Gesamt1nQS3enve.rtretung und SIJlf. aueh clem Sonstaltsbeirat 
gelingen wird, nocn in dlese'!l Jal\r ein Statut !'Ur die Cesair,t!nsusenvertretung 
zu erart>aite.n. 

Inre Aus!l.l.~-e.n, Dei v1el.en lnsasse:we!"'tt'tt.em entste!le Cer Eindruel<, d.&ß 
s1e weder- e:~-.J.ns~i.t nocn ~r.u::oen~~ "er-Cen. haben \.li.r t:1 t. 3edauem :.w­
Xen..,~ ~· \:ir ge-~.er. C:IVOtl AllS 1 &..! a..._le- ~.it.arbeiter Cer Justiz.voll­
::~tah Tegel 1.:nd c!es ~su:ten !lerlir.er Strafvolhuo;es die :nuss•nvertre­
tu.'lgen als ~1o.~Uge Gesprächspartner ansehen. Wir horren, daS die 1'-otl.vation 
cler Inhartler~en zur Mittorbeit in der lnS3soenvertrotung in Zukunft zune~ 
wirö. Wir gehen dr1von aus, daß die neuen AusN:hrunpvor.sehriften 1-neo-.;eit ein 
hilCreicher S..itrag se1:1 werde:'l. 

Falls de:-ae.lt C.O..spräc!".sbel!ar!' bezJ&ljch der Fr~e des Sut.uu der Gesa::ti:>su­
.se:~ve:...-t.:-c-t:.:n& ~tc.tt.. st.e.!""..en !.:.~en St~'..--:Jo!-1.! tie l"..1t6rbeit.er der ~ust1z.vollz:w::s­
zns:alt !es-e-1 als auc.": Cer 1Jnt.erz.ele.'\.'1e..""1~ semt %.Ur Ve:"f'\!6~-

Hoc.~iltu.~voll 
1m Auftrag 
Kehrein 

Eine Wertung der oben geschilderten Vorgänge wollen und 
können ~ uns sicher sparen. 

Klaus Kaliwoda - für die Gesamtinsassenvertretung 

Gesamtinsassenvertretung 
der Justizvollzugsanstalt 
Berlin- Tege 1 

Beschaffllllgsk~alität 
des Rauschgiftes. 

im Umfeld Wir bitt en Sie, darauf einzu~ken, 
eventuell noch im 2. Staatsvertrag, 
daß ein Sammelgnadenerweis für alle 
Inhaftierten erfolgt. Frau Dr. 
Limbach hat wohl nur "politische 
Straftäter'' im Sinn, •"renn sie von 
einer Amnestie redet. Herrn Dr. Seiters 

Bundeskanzleramt 
Bonn 

Berlin, den 24.8.1990 

Sehr geehrter Herr Dr. Seiters! 

In dieser Deutschland verändernden 
Zeit haben Sie sicherlich keinen 
Terntin im Kalender, sich auch noch 
mit Inhaftierten zu befassen; trotz­
dem wende ich mich im Namen der 
Insassen der JVA Tegel an Sie mit 
der Bitte , sich der Minderheit in die­
sem Staat anzunehmen, die am Rande 
der Gesellschaft steht. 

Ein Großteil der hier Einsitzenden 
wurde geprägt durch Kinder- und 
Jugendheim, durch jugendknast. Ein 
Großteil wurde straffällig durch den 
falschen Umgang mit Alkohol, durch 

Wir bitten Sie, darauf hinzuwi.rken, 
daß auch diese Randgruppe in un­
serem Volk teilhaben kann an der 
Wiedervereinigung. 

In unseren Reihen haben sich ein 
Großteil der Insassen durch Teil­
nahme an verschiedenen Gruppen 
innerhalb der JV A mit ihrer Tat aus­
einandergesetzt und arbeiten so mit 
daran, daß sie nicht wieder straf­
fällig werden. Der Tagespresse 
konnten wir entnehmen, daß der 
Justizminister eine Amnestie als 
"Jubelamnestie" bezeichnete. 

Sicherlich "jubeln" auch die Straf­
gefangenen, daß Deutschland endlich 
wiedervereinigt wird, zumal hier 
Menschen aus beiden Teilen Deutsch­
lands einsitzen; aber ~ sind ebenso 
gewillt mitzuarbeiten an der Neu­
gestaltung Deutschlands im positiven 
Sinne. 

Sie, Herr Dr. Seiters, sind unsere 
Hoffnung, daß es selbst bei einem 
Gnadenerlaß nicht wieder Menschen 
2. Klasse gibt. Sie sind unsere Hoff­
nung, daß doch noch kurzfristig ein 
wenig für uns getan werden kann. 

Wir bitten Sie herzlich, gemeinsam 
mit Ihrem Gesprächs- und Verhand­
lungspartner Dr. Krause, in diesem 
humanen Sinne tätig zu werden. 

Hochachtungsvoll und mit einem 
"Dankeschön", daß Sie sich für 
diesen Brief Zeit nahmen - grtlßt Sie 

Werner Fiegel 
im Auftrag 
der Gesamtinsassenvertretung 

DER CHEF 
DES BI..NüESKANZLER,ülTES 
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~od dtr tGsu•; •oe Ausr.~n-:·u • tuat l one" ~u'C." St•affretnt<ts;ese:z~ '"de•t•­

setU ruS unr sorqf31tlg ~~~r"!t "'!raen, c~ und ln•l!'dlt t- Zusa'=Mnnaog 

mit dtr Vollendung der E tnht1t Deutsen larnls t1ne A':lltst lt gednrt "trden 

kann. 
An die 
Gesamt 1nusStn>trtretun; 

Stnr gttn-ar •err Flt;tl, 

111oen S1e vltltn Dtnl< für Ihren Brief en Htrrn Sundesnlnhttr Selten. ln 

Ulnll!l Auftrag "'llChtt IC~ Ihnen folgenderl!laßln 4ntwortan: 

Shner hlbtn . ,. t e.ncurtgleru•gtr. gotrtlnst I!Tl.':end foroer~n;tn tbgeltnnt' 

Gt#e~cuge, J~al:ltn, •tltle" Oiltr ntrt•trt;en=t pol•tiSC/It Ert19'11SU tl>t 

An lt' lvr A•lltH 1tn zv otnet•. E ln Strtffrt lntlt19fltll stt 1 lt nl.,ll~n gruna· 

slu11cn elntn •cnwt,.,.ltgtndtll Elngrlfr ln dtll ;esetzllcn gtordntttn una 
vorntrunbartn Gen; dtr Strtfrocntsprlt91 dar. Oleur Elngrltf kann nur 91• 
rtchtrtrt1gt Wtrdtn, wenn tln wlr~llcll twlngtndtr AnltB bUUIIl und alle 
tndtrtn Mittel zu elntr gerecnttn Rtgtlun; vtrug.n. 

Olt b!!Hr ln 4ef B"ndllrtP•Olll< Dtvtscnltnd tr!o ;ttn ~'lhtlto 'ind >or 
dlllt• illntttQtvnd 111 Uht~ 19C9 vM 19~C "Utdtn 5Ch1u.11trlcnt UMtt die 

wlrrtn dtr Krltlll· und Hecn~rttguelt guo;tn. 1968 und 1~70 htndtltt u 11c~ 

u~ Rtcnukorruturt"'ntltltn aus AHltß a1r No>llllerun; atr Stauncnutt· 
dtlllctl blw. dU O~"'CIIHrttiOnll~rtffiChU , 

!Cl rall der •on dtr Bundesregierung •orgucnlagenen Ar~tHit rur tht.,lllge 
00~-Splont ~trcen G1e Stra'attn, •Cr d1e Strlfrttlhtlt gtdhrt wlr4, ln 

Z"cunft "nuroltiben. Dlt gtglnJtltlgt nurrlcnundlenst 'icoe Auupl~ung dtr 

Otlat1 dtutsehtn Staaten.,., llnt rolge cer Teilung. D 1 St•afe fUr 00!<­

Splont hattt dtn Zwec<, dltst von otr Splonagt 919111 ott Bu.~durepuoll~ abzu­

schrecken. Mlt dem Wegfall aor Teilung entflllt Iuch das 8td0rfnh fUr eine 
8utrarung. D1t Spionage von OIUtlchen gtgen Deutsche gelllSrt dir Vtrgangtn• 

htlt an. Otshtlb 1111t u dlt 8undltrtg1trur; fUr tnQt"ttsen, unter diUts 

~tplttl der G.tutscn•GiutR~tn Guchlcnte a"ch urtfrtcn~llc.~ einen Sthlu3-

ltr1ch '"' t1et":cn. 

D1tu btlbllcntlgtt 1\oinut it 1st • entgegen andtrsleultndtn unzutrlfftnCtn 
Btrichttrltattun;tn- kllnt Stui•Amesth, D1e Stratuttn, dlt Angtntlrlge 
du StttUIIcntrhtHsditnlttl ;tvtn 11ft tl;tntn Ltndsltott llfgangtn habtn, 

""sun vr~ndUtz lieh Strtfrtcht l1en vunndn "trdtll, 

Mit r r1•na liChtn OrU~tn 

Im Aurtra; 

( Surrtr) 
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Sehr geehrte und liebe Teilnehmende 
(und alle, die sich angemeldet haben, 
aber nicht kommen konnten und die 
diesen Brief auch erhalten), liebe 
teilnehmende "Tegelianer" insbeson­
dere, 

auch im Namen von Albert Eckert 
und Feli.x Koban - w drei waren ja 
im Auftrag der machtvollen Organisa­
tionen, die diese Veranstaltung tru­
gen, sozusagen die Martre de Plaisir 
- möchte ich Ihnen allen sehr dafür 
danken, daß Sie sich für diese Ver­
anstaltung interessierten und an ihr 
teilgenommen haben. Auch wenn man­
ches zu kritisieren bleibt, fand ich -
fanden w -, daß dieses in Tegel 
und an der Fachhochschule für 
Sozialarbeit und Sozialpädagogik 
stattfindende Seminar insgesamt ein 
gutes Niveau gehabt hat, sich durch 
einen fairen und engagierten Diskus­
sionsstil auszeichnete und insgesamt 
als gelungen betrachtet werden kann. 
Ein Seminar wie dieses lebt bekannt­
lich nicht nur von der Vorbereitung 
oder von den Hauptreferenten, denen 
nachdrücklich gedankt sei, es lebt 
vor allem von der Art der intensiven, 
sich in sprachlichen und nicht­
sprachlichen Beiträgen äußernden 
Teilnahme. Vielen Dank also an. alle. 
Ich hoffe, Sie haben hinterher einen 
ähnlich guten Eindruck gehabt wie 
wir, die sich hoffentlich nicht selbst 
täuschenden Organisatoren. 

Ärgerlich bleibt selbstverständlich -
und wir haben uns deswegen ent­
sprechend noch einmal an die Sena­
torin für Justiz, Frau Limbach. ge­
wandt, daß nach Tegel nicht andere 
zu "lebenslänglich" Verurteilte aus 
den übrigen Berliner Haftanstalten 
kommen durften, daß von vomherein 
gar nicht erwogen worden ist, ob In­
haftierte in Tegel zur Fachhochschule 
kommen können, und daß schließlich 
einige Mitglieder der Knast AG der 
AL entgegen jeder Absprache am 
Freitagmorgen daran gehindert wor­
den sind, am Tegeler Teil des Semi­
nars teilzunehmen. 

Berlin, den 20.10.1990 

Tagung zum Thema "Lebenslange 
Freiheitsstrafe und Re- Sozialisierung 
- Ein Dauerwiderspruch" 

Kur zfassung des von Albert Eckert 
(Humanistische Union), Felix Koban 
(lebenslang Verurteilt er) und Wolf­
Dieter Narr (Komitee für Grundrechte 
und Demokratie) vorgelegten Memo­
randums zur lebenslangen Freiheits­
strafe in Thesenform . 

!. 

Die lebenslange Freiheitss trafe 
widerspricht den Grund- und Men-
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Die Abschaffung 
der lebenslangen 
Freiheitsstrafe 
Tagung " Lebenslange Freihe itsstrafe und ' Re-Sozialisierung' 
- ein Dauerwiderspruc h" am 19. und 20.10.1990 in Berlin 

Wie wir am Samstag schon sagten, 
planen wir, die Referate und e tliche 
Diskussionsbeiträge der Tagung in 
einer Broschüre herauszubringen. Alle 
diejenigen, die ich nicht eigens 
wegen eines Diskussionsbeitrages und 
seiner schriftlichen Ausformulierung 
angeschrieben habe, die aber e inen 
solchen von ihrer Sicht gerne leiste n 
möchten, sind herzlich dazu aufge­
fordert, einen Beitrag schriftlic h 
nachzureichen. Insbesondere möchte 
ich Sie aber bitten, daß sich alle 
das beiliegende und am Samstag von 
mir frei kommentierte Papier von 
Albert Eckert, Feli.x Koban und mir, 
"Der Skandal lebenslanger Freiheits­
strafe: kurzfristige, mittel- und län­
gerfiistige Erfordernisse. ihm abzu­
helfen", durchlesen und in der ihr 
oder ihm passend erscheinenden Weise 
kommentiert zurückschicken. lm 
Lichte der Kritik soll die jetzt vor­
liegende Fassung neu geschrieben 
werden und soll darüber hinaus, da 
sie Teil der Broschüre werden wird, 
soweit es in unserer Kraft steht, 
benutzt werden, um für die gemein­
same Sache der Abschaffung der 
lebenslangen Freiheitsstrafe und die 
drastische Verbesserung der Haft­
bedingungen überzeugend zu werben. 
Möglicherweise wird sich der Text 
dann auch im Prinzipiellen dazu 
eignen, zu Petitionen, Anfragen und 
dergleichen mehr benutzt zu werden. 

Gemäß dem Charakter des Seminars 
war die Veranstaltung primär auf die 
Teilnehmenden gerichtet. Argumente 

schenrechten. Sie stellt eine keiner 
menschlic hen Institution zulässige 
Anmaßung dar. Sie widerspricht dem 
im Grundgesetz erreichten Fort­
schritt: der Abschaffung der Todes­
strafe. Denn sie bedeute [ eine ihr 
nahekommende systematische Ent­
würdigung des Menschen. Die lebens­
lange Freiheitsstrafe nimmt dem 
Menschen seine eigene Zeit. 

ll. 

Die lebenslange Freiheitsstrafe 
schadet allen. Sie nUtzt niemandt-m. 
Sie schadet insbesondere den zu 
"lebenslänglich" Verurteilten. Die­
selben werden auf unabsehbare Dauer 

auszutauschen, sich wechselseitig 
kritisch abzuklopfen und sich gegen­
seitig in der Handlung werdenden 
Überzeugung zu stärken, ist keine 
schlechte Sache, auch wenn die 
kleine Öffentlichkeit eines Seminars 
nicht ausreicht. Darum auch ist es 
so erfreulic h, daß sich viele der 
Teilnehmenden am Samstag - insbe­
sondere Berlinerinnen und Berliner -
in die Liste eingetragen haben, die 
diejenigen Namen enthält, die sich in 
dieser oder jener Weise und nicht 
nur isoliert punktuell in Sachen le­
benslange Freiheitsstrafe, genauer: 
gegen die lebenslange Freiheitsstrafe 
weiter engagieren wollen. Albert 
Eckert, Felix Koban und ich werden 
Sie noch in diesem Jahr zu einer 
Sitzung einladen und lhnen Vor­
schläge unterbreiten, wie w alle 
gemeinsam in sinnvoller Weise am 
scheinbar festen Beton kratzend am 
Werk bleiben können. Es wäre schön, 
wenn Sie sich alle Ihrerseits Gedan­
ken machen könnten, was Sie in 
einer solchen Initiative, ohne daß 
sieb irgend jemand "aktionistisch" 
übern:iJDnt, am besten tun könnten. 

Ich wiederhole meinen Dank vom An­
fang und verbleibe im Namen von 
Albert Eckert Wld Felix Koban, die 
mir schon Freunde waren oder nun zu 
Freunden wurden, mit allen guten 
Wünschen und Grüßen, 

Ihr 

Wolf-Dieter Narr 

aus normalen gesellschaftlichen 
Bezügen herausge nommen, zermilrbt, 
blockiert, an die Haftwelt angepaßt 
und sollen also "a- normalisier t", so 
sie es überhaupt noch e rleben, nach 
10 oder 15 oder 20 oder 25 Jahren 
wieder "normale" Mitglieder der 
Gesellschaft \verden. 

Die lebenslange Freiheitsstrafe 
schadet aber auch der Gesellschaft 
insgesamt. Und dies nicht primär in 
finanzieller Hinsicht. Sie drängt 
gesellschaftlich "'enigstens mit­
erzeugte Probleme an de n Rand und 
schiebt sie in den Knast ab, a ls 
seie n sie damit gelöst. Sie läßt die 
Bedingungen bestehen und schafft sie 
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neu. die genau zu solchen Gewalt­
taten führen, deren die lnhaftiec-ten 
gerichtlich für schuldig befunden 
worden sind. Die lebenslange Frei­
heitsstrafe befriedigt vorurteilsvolle 
Rachegelüste, anstatt gewaltheckende 
Vorurteile aufzuklären und abzu­
bauen. 

Abec- und vor allem: Auch und 
gerade den überlebenden Opfern und 
den Angehörigen der Opfer nützt die 
lebenslange Freiheitsstrafe nichts. 
Sie täuscht nur vor. als sei etwas 
für sie geschehen. Eine in der Ta r 
oft lebenslang nötige konkrete Hilfe 
für die Opfer wird dadurch ver­
mieden. Sinnvolle Strafen, die auch 
in angemessenen Leistungen der 
uberführten Täter für die Opfer bzw. 
det"en Angehörige bestünden und 
beide weiterbrächten, werden von 
vomherein undenkbar. 

Ill. 

jedoch: Wenn die lebenslange 
F•eiheitsstrafe trotz aller prinzipiell 
durchschlagenden Argumente bestehen 
bleiben sollte, sind konkrete Schritte 
der Reform Uberfälhg. Sie müßten 
von allen liberal und demokratisch 
Denkenden und Handelnden unter­
stützt werden: 

- der- sogenannte Mordparagraph, 
der § 211 StGB ist dem Grundgesetz 
angemessen zu revidieren. De• heute 
noch geltende § 211 StGB, von den 
Nationalsozialisten formuliert, be­
raubt den Angeklagten und dann den 
Verurteilten seiner Menschlichkeit 
und droht ihn zum amoralischen 
Triebwesen zu degradieren. Dieser 
liberal-•echtsstaatlich Wlhaltbare 
Paragraph, dem es nicht auf das 
Opfer primär ankommt und auf 
Opferschutz, soweit ein solcher straf­
rechtlich r:~öglich ist, hat in der 
Regel schlimme Auswirkungen schon 
auf das Strafverfahren und alle 
daran Beteiligten; 

- die Inhaftierten sind vom 
ersten Tag ihrer Inhaftierung an in 
ihren Menschen- und BUrgerrechten 
ernst zu nehmen. Der Kopf und die 

Seele aller Rechte, die Freiheit, ist 
ihnen genommen. Darum kommt es 
entscheidend darauf an, daß ihre 
Restt"echte penibel gewahrt und 
wahrgenommen werden. Die Inhaf­
tierten müssen von Anfang an wissen, 
woran sie sind. Wie mit ihnen Uber 
Zeit verfahren wird (sogenannter 
Vollzugsplan), ist unter ihrer Teil­
nahme festzulegen. 

Rechtsbeistand und ein persönlich 
zugeordneter Sozialarbeiter müssen 
sich ebenso von selbst verstehen wie 
eine vertrauliche Beschwerdeinstanz, 
eine von den Inhaftierten gewählte 
und von der Leitung der Haftanstalt 
umfassend informierte Interessen­
vertretung. Mit dem ersten Glocken­
schlag in der Haftanstalt ist mi.t dem 
zu beginnen was im Strafvollzugs­
gesetz "Resozialisierung" genannt 
wird. Das Ziel, daß die Inhaftierten 
wiedet" in die freie Gesellschaft zu­
nickfinden, kann nicht aufgeschoben 
werden. Es muß jede Pore des Straf­
vollzugs durchdringen. Deswegen ist 
in der Regel pflichtgemäße Arbeit 
oder Aus- bzw. Fortbildung im 
größtmöglichen Spektrum der Wahl 
anzubieten. Eine angemessene, sich 
prinzipiell an Normallöhnen/- gehäl­
tern ausrichtende Bezahlung ist 
geboten. Ein eigenes Konto ist ein­
zurichten. 

Vor allem aber müssen soziale 
Beziehungen innerhalb der Anstalt 
gefördert und mit Freundinnen und 
Freunden. Verwandten und Eheleuten 
außerhalb der Anstalt möglich sein. 
Die Oe- Sozialisierung und die De­
Sexualisien.mg entsprechen keinem 
vernünftigen Strafzweck. Schließlich 
sind früh Elemente des offenen Voll­
zugs auszuprobieren und i.st als Regel 
vorzusehen: Entlassung auf Bewäh­
rung, nachdem die Hälfte der lSjäh­
rigen Extremzeit verstrichen ist; 
endgtiltige Entlassung, aber mit 
freiwilliger weiterer- Betreuung nach 
10 Jahren. Die aktuelle Praxis der 
Begutachtung ist willkUrlieh und eine 
oft intensivere Form der Strafe . Sie 
muß abgeschafft werden. Der § 57 a 
StGB ist grUndlieh zu revidieren, 
wenn nicht aufzuheben. Angebote 

psychischer Hilfen. die mit dem 
Strafvollzug verbunden sind, sind 
unwahrhaftig. Solche "Hilfen" wirken 
als vet"borgene Repression. Nur frei 
gewählte und vollkommen vertrauliche 
psychische Hilfen sind akzeptabel. 

Nur wenn solcherweise der Straf­
vollzug von der Perspektive des 
Inhaftierten aus, auf der Basis un­
veräußerlicher Menschenrechte ''ver­
rechtlich!" wird, kann von einem 
gerade noch grundrechtlich-demo­
kratisch tolerablen Strafvollzug ge­
sprochen werden. Sein Sinn ist damit 
selbstverständlich noch nicht er­
wiesen. Dieser Strafvollzug würde im 
übrigen durch diese und andere, in 
diesen Rahmen passende Maßnahmen 
nicht teurer. Er würde mittel- und 
langfristig gesehen ger-adezu quali­
tativ billiger. 

IV. 

Das Ziel, die lebenslange Frei­
heitsstrafe abzuschaffen, bleibt be­
stehen, unbeschadet aller nötigen 
Reform des Strafvollzugs. Wer sich 
einmal die MUhe gemacht hat, sich 
für sich selbst die lebenslange Frei­
heitsstrafe vorzustellen,· wer nicht 
selbstgerecht ist, wird sich fUr 
dieses Ziel engagieren. Nicht die 
lebenslänglich lnhaftierten bedrohen 
die Gesellschaft. lhre sogenannte 
Rückfallquote, wenn sie noch frei­
kommen, tendiert ohnehin gegen Null. 
Die Gesellschaft und ihr Strafsystem 
betrügen die lebenslänglich Inhaf­
tierten um die Minimalrechte iedes 
Menschen. Und die Gesellschaft- be­
droht steh selbst. indem sie dafür 
sorgt, daß die gesellschaftlichen 
Gründe für die Straftaten bestehen 
bleiben. Das geltende Strafsvstem ist 
eine täuschende und schädliche 
Ersatzlösung. 

Eine doppelte Reform steht also 
auf der Tagesordnung und ist un­
ablässig darauf zu rUcken: die 
Reform des Strafvollzugs zum ersten, 
die noch fundamentalere Reform des 
Strafsyst ems, hier der lebenslangen 
Freiheitsstrafe zum zweiten . 

.. AIIA b"t'I Of " " /(lf<J~ fV! ~.ltl &Nfv Erz, 
•ilv nle111alt. tit, tlb~M 
''" Mvl1i'l1e".i! t• 

MJI 4,,., Worl ., ~I/es " 
$1Yt./ IINJ.. ~11"'7. V~t:zJ<Jei ~ 
tllv·h~ o..uu .PtJrliiC>t 
llnll R.t/1/lfey fJ',.,et"(! 
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Da war doch noch was . • • 
(Gedanken eines Häftlings zur Wiedervereinigung) 

3. Oktober 1990, ein Mittwoch, also: 
Wäschetausch .. . "Ist heute Wäsche­
tausch?", der Mann ... - " Na klar!", 
der Kalfaktor, "ist doch Mittwoch!" 

Es ist ruhig an diesem Tag, ruhiger 
als an Sonntagen, ruhiger selbst als 
es zu Weihnachten war. Im Fernsehen 
laufen Jubelsendungen. Ich sehe auf 
dem Bildschitm "Häuptling Silberlocke" 
und mir geht die Antwort des Bun­
despräsidialamts auf unseren Brief 
durch den Kopf. Ich sehe Frau Dr. 
Bergmann-Pohl und frage mich, wo 
ihre AnNort geblieben ist - und 
sehe die Jungs auf den Dächern in 
den Knästen der "Alt- DDR", was 
doch wenigstens etwas erbracht hat; 
sicherlich nicht das erwünschte 
Ziel .. . aber hier? "Wir haben doch 
gar keine Amnestie verdient !" , sagt 
Heinz zu mir. Hat er recht? In West­
deutschland zeigen die Häftlinge 
Courage .. . Und wie sieht es hier in 
Tegel aus? 

Die Kirchen waren wohlweislich ge­
schlossen, man will sich's doch nicht 
mit der Obrigkeit verderben, denn die 
Zeit der kämpferischen Pfarrer wie 
\'lolfgang See und Fränkle, wie Beesk 
und Bäßler, scheinen endgültig vorbei 
zu sein ... 

Haus li wurde durch Verlegungen so 
verändert, daß "Mut zu Aktionen" 
nicht mehr blieb ... 

ln Haus lll wurde wieder vorher 
soviel gequatscht, was man alles und 
wie man alles machen solle, daß 
selbst der letzte Dussel in Tegel 
Bescheid wußte ... 

Da sind die Filzungen doch nur noch 
Reaktion der Anstaltsleitung auf die 
Großschnauzen ... ! "Der kluge Mann 
wirkt im Stillen", sagt der Schrift­
steller Werner Rixdorf .. . 

Muß man über Haus V und V1 groß 
reden? Ja ... , ein paar Einzelkämpfer, 
aber sonst? Claqueure für die An-

staltsleituog und Typen, die die so­
wieso schon schwe-re Arbeit der ln­
sassenvertreter noch erschweren! 
Es überwiegt diese "Leck-mich-am­
Arsch-Mentalität" ... 

Im Haus LV hat man so sehr mit sich 
selbst zu tun ... , dort gibt es nur 
noch Handlungseinheit, wenn es 
heißt, den Umzug nach Plötzensee zu 
verhindern. Und die Leute aus lll E 
... ? ! Früher kamen von dort die 
"Köpfe" der lnsassenvertretung! 
Heute hört man von dort nur noch 
etwas, wenn jemand stirbt ... 

Die Glotze läuft immer noch ... 

Ich sehe Seiters, von ihm kam Ant­
wort ... Zwei Seiten lang nein! Nein 
zu einer Amnestie für die Menschen 
am Rande der Gesellschaft ... Eine 
Demokratie brauche keine Amnestie 
... Ich schlußfolgere, daß Länder wie 
Frankreich und Großbritannien, die 
Schweiz und Schweden demnach "un­
demokratisch" sein müssen ... ! 

In den Häusern "hängen" Beamte aus 
anderen Bundesländern rum, zuwenig 
Beamte? Zuviel Beamte in Rummels­
burg? Wohl eher die Angst, daß hier 
noch einige "wach" werden könnten 
. .. So'n dicker Typ aus Bayern blät­
tert provokativ im Ordner "A-Bögen" 
- sucht er die Konfrontation .. . ? 1st 
der deshalb hier ... ? ! 

Alle Hoffnung ist wohl hin, wenn an 
diesem Tag keine Gnade - wann dann 
... ?! All das Gewäsch von einigen 
Politikern, quer durch alle Parteien 
... ! Auch der AL ... ! ' 'Staatsverdros­
senheit" wirft man den Leuten in 
Kreuzberg vor .. . · 

Ob jetzt einige hundert in Tegel 
dazugekommen sind ... ? ! 

Aber es war ja nichts Besonderes ... ! 

Mittwoch - Wäschetausch! 

Werner Fiegel 
Insassenvertreter 

Der Treppenterrier 
Ein Essay von Werner Fiegel -

Ähnlichkeiten mit noch Lebenden sind 
(leider) kein Zufall ... ! 

Es war einmal ein Treppenterrier, der 
diente seinem Herrn treu und brav -
so wie man es von einem Treppen­
terrier erwarten konnte ... 

Er schnüffelte an den Türen, in den 
Fluren, in den Häusern - und konnte 
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er in eine Wohnung huschen 
schwupp - war er drin. Sein Herr 
vernahm danach, was der Terrier er­
schnüffelt hatte ... ! Es war viel 
Gekläff und Gebell, aber sein Herr 
wußte sehr wohl zu unterscheiden, 
was da aus dem Gekläff herauszu­
filtern war . .. So blieb der Schaden 
klein, den der Treppenterrier anrich­
ten konnte ... 

In Treue dient e er nun schon zehn 
Jahre - und blieb was er war, ein 
kleiner, dienender, kläffender Köter 

Noch diesen zehn Jahren hatte 
sein Herr ihn satt und sorgte für die 
Beförderung des Treppenterriers. Er 
sollte sich "zur Ruhe" setzen ... , 
wurde Sozialarbeiter in einem 
Gefängnis ... 

Aaach sooo ... , du denkst, ich will 
dich auf "den Atm nehmen" 
Natürlich war dieser "Treppenterrier" 
kein richtiger Hund, einen solchen 
würde ich doch nicht als "kläffenden 
Köter" bezeichnen ... Nein, nein ... ! 
Dieser "Treppenterrier" war ein 
Schnüffler für die Staatsanwaltschaft 
und die Gerichte - soziale Gerichts­
hilfe . Er "erschnüffelte" das Umfeld, 
die Nachbarschaft und die ramilien 
von Beschuldigten wohlbemerkt 
nicht von Verurteilten ... ! Ist nun 
alles klar ... ? ! 

lm Gefängnis brauchte er nun nicht 
mehr zu kläffen aber das 
"Schnüffeln" lag ihm im Blut, und er 
unterließ es nie ... 1 Hier hatte er 
nun endlich selbst ''Macht"!!! ... und 
die ließ er, stets lächelnd, kalt 
walten ... ! Nun durfte und wollte er 
in Schicksale von Menschen eingrei­
fen - und das machte dieses "Klein­
hirn" größenwahnsinnig ... ! Konnte er 
doch nun "schalten und walten" wie 
es ihm beliebte. Aber doch immer 
noch an das "Dem Herrn dienen" 
gewohnt, machte er auch jetzt nur, 
was sein Vorgesetzter gut hieß, was 
vor allem ihm diente ... "Zur Ruhe 
setzen" hieß dann für ihn auch: "Für 
Ruhe sorgen"!, und so verwundert es 
nicht, daß er den Gefangenen "Sand 
in die Augen" streute ... 

-Aber bis die Gefangenen dies merk­
ten, merkten, wie übel ihnen mit­
gespielt wurde, war der Treppenter­
rier befördert ... zum Oberterrier -
pardon zum Oberinspektor, nach 
nur einem gutem Jahr ... Aber das ist 
eine andere Geschichte, würde 
Moustache sagen 
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Seit langer Zeil kritisieren die ln­
sassenvertreter immer wieder das 
selbstherrliche Gebaren unseres 
Lebensmittelhändlers und seiner Au­
guren in der JVA Tegel. Obwohl die 
Kritik massiv ist. wurde dem Händler. 
wie es heißt. gerade wieder der Ver­
trag verlängert ... ! Nehmt nur das 
Beispiel Coca-Cola .. . \\'ie da der 
Preis in kurzer Zeit in die Höhe ge­
schi'aubt wurde ist skandalös!! 

Wtr hatten besonders die Unflexi.bili­
tät in Sachen Frischwaren bemängelt 
- und aufgrund der losen SprUche 
von der WirtschaftsveNaltung, daß 
bei Anfrage auch Frischware gelie­
fert wird, unternahmen zwei lnsas­
senvertreter, die ein wenig Hausgeld 
auf dem Konto hatten, den Versuch, 
die SprUche auf ihren Wahrheits­
gehalt zu prUfen .. . Einer bestellte 
"lmal Melonen" - was sagt uns das? 
lmal Melonen ist doch wohl eine 
Melone ... ? Oder ... ? ! Der Mann be­
kam 16 kg Melonen geliefert. Der 
lose Spruch des dicken Einkaufs­
beamten (der vergißt wohl ganz, daß 
wir es sind, durch die er schichtlose 
Arbeit hat ... ! ) als er eine Kiste Me­
lonen Ubenzab: "Ham'se ja bestellt ... !" 

Der Mann hatte DM 26.- weniger auf 
seinem Konto und mußte sich diesen 
blöden Spruch (Ubrigens auch den 
eines Knackies) anhören ... Für wie 
blöde halten die uns? Es wird 'Zeit, 
daß nun endlich Konkurrenz nach 
Tegel kommt, damit diese Beamten 
merken, daß es ohne sie geht - und 
wir endlich vernUnfUge Ware bekom­
men. 

Aber ich sprach Ja von zwei lnsas­
senvertretern! Der zweite bestellte 
steh "2mal Auberginen" - na klar, 
nun könnt ihr euch den Rest schon 
denken! Ja, der Mann bekam zwei 
Kisten Auberginen geliefert= DM 58,-!!! 
Der dicke Einkaufsbeamte, als sei er 
der Inhaber, auf die Vorfälle erneut 
angesprochen, reagierte dUmmlieh und 
"von oben herab" mit lässiger Hand­
bewegung ... 

Weg mit diesem Mann, soll der mal 
wieder richtig "Dienst schieben" -
dann begreüt er vielleicht, daß wir 
hier für soviel Geld Uber einen 
halben Monat arbeiten mUssen ... So 
lange der Einkauf ketne Instanz hat, 
der die unberechtigten Preistreibe­
reien kontrolliert, kann ich nur 
jeden Häftling warnen, Bestellungen 
im guten Glauben auf "kaufmännische 
Ehrlichkeit" zu tätigen. Nur ganz 
exakte Angaben schUtzen euch vor 
Schaden! Beide I.V.er hatten auch 
exakt 3 kg Pflaumen bestellt, die 
waren dann nicht zu haben, obwohl 
der Markt "draußen" damit voll ist. 

Drei Kilogramm waren wohl zu genau, 
war kein "krummes Geschäft" mit zu 
machen! Die Auberginen wurden nur 

• • • ausgerechnet Melonen • • • 
- Einkauf in Tegel -

tromm 1/err jesus, sei UIISe,. 
Gast unol (!JJ(~,(te, ~ Dv. 
uns imcher~t hast I 

deshalb nicht schlecht, weil sich 
andere Gefangene ''erbannten" und 
sich am Preis beteiligten. Die Melo­
nen gingen einen ähnlichen Weg. 
Aber wie nun die Reaktion des Ein­
käufers' "Das habt Ihr Euch nun 
selbst versaut, da gibt's nichts mehr 
extra ... " 

Könnte man auch niemandem empfeh­
len, denn beim nächsten \1al wäre 
wahrscheinlich eine Lkw-Ladung 
Melonen oder Auberginen geliefert 
worden. 

Unsere Forderung ist ganz eindeutig: 
Vernünftige Angebote für unser 
schwerverdientes Geld •.. ! Vor allem 
aber reichhaltigere Angebote - am 
besten aber ein neuer Lieferant, mit 
einem Laden in der JVA, der dann 
diese Beamten Uberflüssig macht 

Hier in den Häusern werden doch 
schon Wetten abgeschlossen, wann die 
nächste Preiserhöhung kommt - und 
was dann wieder teurer wird 
Nehmt doch mal das Beispiel Zucker! 
In jedem Laden kostet der Zucker 
weniger, besser gesagt, ich kann mir 
aussuchen, was ich kaufe, na klar, 
geht das hier nicht, aber die 
Gesamtinsassenvertretung hat schon 
zu Beginn des Jahres beantragt, daß 
diesem Händler die Verträge auf­
gekündigt werden Bisher ohne 
Erfolg! 

Es gibt doch Beispiele in anderen 
Haftanstalten, da kommt der Händler 
mit seinem Lieferwagen, und man 
kann sich die Ware aussuchen und 

auf die Preise achten! Schon als 
Konkurrenz zu dem derzeitiQen Händ­
ler wäre solch ein zweiter Lieferant 
zu begrüßen. Der Frust in den Häu­
sern ist verständlicherweise groß, 
denn erstens sind wir auf Zusatz­
ernährung angewiesen (siehe Berichte 
über die Küchel u.Tld zum zweiten 
gibt es Dinge. die der !'.1ensch be­
nötigt wie Tabak und Kaffee, um nur 
zwei Sachen zu nennen. 

Die Kontrolle über den Lieferanten 
muß dem Leiter der Wirtschaftsver­
waltung entzogen werden! Von dieser 
Dienststelle ist keinerlei Interesse 
fUr Inhaftierte zu erkennen, wie vie­
lerlei Beispiele belegen! Möglich 
auch, daß da Interessenkollision be­
steht ... 

In der Studie des Herm Freise 
(Senatsverwaltung für Justiz) ist auf 
feste Läden in der JVA verwiesen. 
Technisch und räunUich sollten da 
keine Schwierigkeiten vorhanden sein, 
es sei denn, es liegt am "bösen" 
Willen. 

Noch einmal: Vergleichbare, vernünf­
tige Preise; keine Preiserhöhung -
ohne Genehmigung und Nachweis über 
Verteuerung auf dem Markt; Sonder­
angebote - wie auf dem freien Markt 
... !; Frischwaren!; besseres Angebot! 
- Hier seid ihr alle gefordert! 

Die Insassenvertreter werden euch 
nach euren WUnschen fragen, und 
dann kann eine entsprechende Liste 
an den Händler gehen 

Hans-joachun Frorrun 
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Die G IV Moabit 
informiert: 

Gesamtinsassenvet·tretung 
der JVA MoabitTAll 

Herrn 
Bundeskanzler 
Dr. Helmut Kohl 
Bundeskanzleramt 

5300Bonn 

Hoch verehrter Herr Bundeskanzler Dr. Kohl! 

Gefangenenverein 
Gerechtigkeit 

1. Vorsitzender 
Dr. Dr. Jürgen C. Tesdorpf 

Verbandsdirektor a. D. 
z. z. Alt Moabit 12 a 

1000 Berlin 21 

Der Gefangenenverein "GERECHTIGKEIT" und die GIVs der Berliner 
Vollzugsanstalten bitten Sie um Ihre Initiative, ein Amnestiegesetz zu 
verabschieden, das dem Gleichheitsgrundsatz des Art. 3 GG weitgehend 
entspricht, indem es alle in deutschen Gefängnissen einsitzende Strafge­
fangene mit einem Akt schenkender Gnade anläßlich der Wiedervereini­
gung bedenkt. Die GERECHTIGKEIT und die GIVs schlagen dabei fol­
gende Grundlage vor: 

1. Straftäter mit Zeitstrafen kommen in den Genuß der Entlassung zum 
Halbstrafenzeitpunkt; 

2. Hiervon ausgenommen werden nur Täter, die wegen Verbrechen ge­
gen die Menschlichkeit und Mord verurteilt wurden; für sie soll 2/3 
Zeitpunkt gelten; 

3. Lebenslängliche sollen nach 15 Jahren begnadigt werden. 

Begründung 

I. Allgemeinpolitisch 

"im Bewußtsein seiner Verantwortung vor Gott und den Menschen" hat 
sich das deutsche Volk am 23. Mai 1949 seine Verfassung gegeben. Diese 
wurde ausdrUcklieh als "neue Ordnung" für eine "Übergangszeit" be­
schlossen. 

Mit dem Tag der Wiedervereinigung ist jene "Übergangszeit" abgelaufen. 
Dies bedeutet das Ende eines wichtigen Kapitels in der deutschen Ge­
schichte, einer nunmehr 45jährigen friedlichen Nachkriegsentwicklung 
unseres Rechtstaates, der viele Bew!thrungs- und Belastungsproben gut 
bestanden hat. 

Die neue Epoche sollte mit einem Gnadenakt ftlr all jene beginnen, die mit 
den Gesetzen dieser Republik nicht zurechtkamen: Dreiviertel von ihnen 
sitzen in Haft wegen Delikten, weil sie die hohen Anforderungen dieses 
Staatswesens an Toleranz, Freiheit und Verantwortung - meist infolge 
sozialer Defizite - nicht bew!tltigten. Es ist daher am Ende der "Über­
gengsordnung" nicht nur der Segnungen des Rechtstaates zu gedenken, 
der uns Sicherheit, Entfaltungsmöglichkeiten und die Wahrung der 
Menschenrechte ermöglichte. Dieser Tag ist auch Anlaß, sich der zweiten 
W\!rzel unseres Staatswesens zu e1;nnern- des Sozialstaatsprinzipal 

Dieses wird bei dem bestehenden Ungleichgewicht zwischen West und Ost 
in der neuen Acre seine größle Bewährungsprobe bestehen müssen: Den 
Ausgleich der enormen Unterschiode in der ökonomischen, sozialen, 
psychischen und kulturellen Verfassung unserer beiden Teilgebiete. 

Eine Amnestie fUr Gefangene, die i.d.R. als "Sündonbllcke" unseres Vol· 
kes stigmatisiert werden, ohne daß die gesellschaftlichen Ursachen ihrer 
Unterprivilogiorung ausreichend mitbedacht werden, wäre im innem ein 
Signal an alle Benachteiligten, daß in dem kommenden Äon die Gewichte 
der Politik neu gesetzt werden: das heißt Hilfe fUr den Deklassierten, den 
Diakriminicrlen und den sozial Schwachen. 
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Nach außen wäre es Zeichen, daß die wiedervereinigte deutsche Nation 
ein Staat der Humanität und der Menschenrechte sein wird, in dem Ver· 
zeihen und Gnade sich nicht nur auf die "späte Geburt" beziehen. Dieser 
Staat ist inzwischen stark genug, daß die Gnade von niemandem als 
Schwäche ausgelegt wird, sondern als einmaliger .besonderer Akt der Ge· 
rechtigkeit: sei es als christliche Barmherzigkeit gegenüber dem "Müh­
seligen und Beladenen", sei es als soziale Friedenspflicht, sei es als Start­
hilfe für ein neues Leben in einem vereinten Deutschland, dessen politi· 
sches Hauptziel fortan der innere und äußere Frieden sein wird - und nie 
wieder Rache und Vergel tung, jene furchtbaren Metaphern der braunen 
und roten Diktatur. 

Insofern könnte die Amnestie das erste Reifezeugnis für das junge ver­
einte Deutschland sein -ein Akt der staatspolitischen Klugheit und Grö­
ße, der bei unseren Nachbarn keine Schauer, sondern Achtung vor der 
versöhnenden Souveränität dieses Staates wecken wird. 

IL Rechtspolitisch 

1. Die beantragte Amnestie ist mit ihrer Tendenz durchaus kein Fremd· 
körper in der juristischen Landkarte Europas. So kennen z. B. mehre­
re Länder bereits beim Urteil die Aussetzung der Strafe zur Bewäh­
rung auf mehr als zwei Jahre: in Frankreich können Richter Urteile 
bis zu fUnf Jahren zur Bewährung aussetzen, in Portugal seit 1983 und 
in den Niederlanden seit 1986 auf drei Jahre. Deutschland - wie 
Österreich seit 1987 - liegen mit der Strafaussetzung zur Bewährung 
mit nur Zweijahresfrist im hinteren Drittel der Kulturnationen. Die 
Tendenz geht daher durchaus in die Richtung, das richterliche Insti­
tut der Bewährung auf drei Jahre zu erweiU!rn. 

2. Faktum ist, daß mit der Aussetzung von Freiheitsstrafen durch Ge­
richte weit überwiegend gute Erfahrungen gemacht wurden. So wer· 
den heute bereits über 50 % der Strafen zwischen einem und zwei Jah­
ren zur Bewährung ausgesetzt, in manchen Deliktsbereichen sogar 
über 70 %! 
Trotz einer Verdreifachung der Aussetzungsquoten seit der Einfüh­
rung ist die Quote der Widerrufe (wegen erneuter Straftaten) rück­
läufig! 

3. Gleichwohl werden in Deutschland immer noch viel zu viele Men­
schen in Hafl gehalten. Die BRD steht unter 23 Staaten, deren Inhaf· 
tierungsquoten regelmäßig erhoben werden, mit 85 Gefangenen pro 
100.000 E auf Platz 17, also auf dem sechsthöchsten Platz vergleichba­
rer Kulturnationen. In Europa haben nur noch Großbritannien und 
die Türkei höhere Haftquoten - gegenüber den Niederlanden hat die 
BRD mehr als doppelt soviele Menschen eingesperrt! 
Eine Verringerung der Gefangenenzahlen entspricht) daher ebenfalls 
nur dem europäischen Trend, ist also keineswegs ein Sonderweg. 

4. Der Grund für die viel zu hohe Zahl der Haftplätze liegt in den wesent­
lich längeren Haftstrafen, die in Deutschland ausgesprochen werden. 
Sie sind, gegenüber den Niederlanden z. B. durchschnittlich dreimal 
so hoch! Dabei nimmt der Freistaat Bayern mit seinen Strafmaßen und 
seinen über 10.000 Haftplätzen eine besonders negative Schlußlichtpo· 
sition ein, welche den Durchschnitt der BRD erheblich beeinträchtigt. 

5. Das Institut der Aussetzung einer bereits teilweise verbüßten Haft· 
strafe zum Halbstrafenzeitpunkt hat in d~n letzten Jahren zu krimi­
nalpolitisch sehr günstigen Ergebnissen geführt. Insofern ist die 
beantragte Halbstrafenregelung keineswegs eine Bedrohung des 
Rechtsfriedens, sondern eine wirksame und aktive Präventionsmaß­
nahme. Dies beweisen eindeutig die Rückfallzahlen des Bundeszen· 
tralregisters. 
So wurden 1987 z. B. bei Pers9nen mit vollständig verbüßter Freiheits· 
strafe 74% wieder aktenkundig rückfällig, bei Strafaussetzung gemäß 
§ 56 StGB 48 % und bei Entlassung aus der Haft zur Bewährung nur 
45 %: das ist die Realität, welche in der Öffentlichkeit viel zu wenig be· 
kannt ist, weil die Abschreckungs· und Vergeltungstheoretiker aus 
ideologischen Gründen diese Zahlen nicht zur Kenntnis nehmen wol· 
len. Auch die jüngste hessische Untersuchung von Böhm/Erhard 
(Strafrestausaetzung und Legalbewährung, Wiesbaden 1988) beweist, 
daß von einer generellen Halbstrafenregelung keine negativen spezial­
präventiven Wirkungen zu befUrchten sind! 

6. Die Amn.estie zum Halbstrafenzeitpunkt ist ein Akt der Hurrw.niuu. Sie 
hat erhebliche Auswirkungen auf das Leben im Geftingnis. Der extre· 
me Anpassungsdruck. Denunziantentum und Verrat in den Krimi· 
nalitätsretorten werden entfallen, wenn sich die Gefangenen ihrer 
Halbstrafe sicher sein können. Außerdem entfallen in den Anstalten 
Gutachten und viele höchst fragwürdige Prognosen mit Ihren sozial· 
schädlichen Auswirkungen bei eventuellem Versagen, wie dies bisher 
üblich ist: Resignation, Introversion, Depression, schwere körperliche 
und psychische Schäden, aber auch Widerstend und Aggression. Das 
verbessert des Klima und führt einen erheblichen Schritt zum Reso· 
ziallsierungsziel des § 2 und 3 StVollzG. 

7. Die automatische Halb· bzw. Drittelstrafenregelung fUhrL zu einer er· 
hebliehen personellen Entlastung der Gerichte, sei es der Strafvoll· 
Streckungskammern oder der Widerspruchsinstanzon. Dies ist beim 
gegenwärtigen Richterengpaß ein besonders wichtiges Argument. 

8. Dlo Entleerung der Ocfä'ngniasc hätte auch eino enorme l<ostener· 
sparnie zur Folge. So kostet ein Haftplatz heute pro Tag zwischen 80,· 



und 100,- D:\1. B-ei geschätzten 10.000 Gefangenen, die durch die Am­
nestie in nil.chster Zeit frei kämen. "-iirde dies allein in einem Monat 
25·30 ~!io. DM ausmachen. im Jahr 300-350 Mio. D:O.[ 

konnte. Dies isL also auch die einmalige kostenneutrale Chance zum 
··Qualitälssprung"! 

9. Eine Entlastung auf der Personal§cite ·ergibt sich auch beim JV A-Per­
senat. Hier können endlich die Uberstundenberge abgebaut werden 
und das nicht ausreichend ausgebildete Vollzugspersonal nuf Lehr­
gänge geschickt werden, damit es dte Ziele des Behandlungsvollzugs. 
der ja erhebliche pudagogische und therapeutische Fähigkeiten benö· 
tigt, besser verwirklichen kann (Zttat der Berliner Justizsenatorin 
Frau Prof. Limbach: "Vollzugsbeamte leisten keine Schließer·. son­
dern sozialpädagogische Arbeit"). 
Dies alles ist in den meisten Bundesländern wegen der Personal· 
engpasse doch bisher unterblieben, so daß das Personal seiner Aufgabe 
zur ~Ienschenführung und par~nerscbaftlicben Behandlung von Ge­
fangenen als "Staatsbürgern hinter Gittern" nicht gerecht werden 

10. Eine allgemeine Amnestie von Personen, die Ja schon die Hälfte ihrer 
Freiheitsstrafe abgesessen haben, ist durchaus keine deutsche Singu· 
larität: Im Nachbarland Frankreich wurden 1981 z. B. 22 % aller In· 
sassen enthan.et (9000 Personen) und auch 1988 kamen 5000 Gefange· 
ne in den Genuß der Gnade. Amne~tie ist also durchaus keine Sache 
von :\.1onarchien oder östlichen Diktaturen mit Unrechtssystemen: Es 
wird im Lande Montesquieus als eine urdemokratisc.he Angelegen­
heit angesehen, in welcher Recht und Gnade nichL als Gegensätze, 
sondern als sich ergänzende Systeme einer gefestigten Verfassung 
interpretiert werden. 

Diese Petition wird von z. Z. über 400 Inhanierten unterstützt. Es werden 
taglieb mehr. · 

Frauenknast 
Plötzensee 

Berlin, den 8.10.1990 

Fordenmgen zu den bestehenden 
Haftbedingungen und den begonnenen 
demokratischen Veränderungen im 
Zuge der Vereinigwtg der beiden 
deutschen Staaten 

Mit der Vereinigung der beiden deut­
schen Staaten gibt es viele Möglich­
keiten, einen wirtschaftlichen Auf­
schwung und zugleich eine spUrbare 
Verbesserung der Lebensgestaltung 
durch demokratische und soziale Ver­
änderungen zu erreichen. Dieser 
Neubeginn soll auch fUr die 
Schwächsten gelten. Dazu zählen 
auch Strafgefangene, denen bei der 
Resozialisierung Veränderungen der 
Bedingungen eine echte Hilfe sind. 
Als Hilfen sehen wir folgende Punkte 
an, die wir hiermit einfordern: 

1. Eine deliktbezogen differenzierte 
Amnestie fUr alle Strafgefangenen, 
die vor dem 3.10.90 verurteilt 
worden sind, d. h. 

- Herabsetzung des Strafmaßes bei 
allen Zeitstrafen um 1/3 bis auf die 
Hälfte der Strafzeit 

- Abschaffung der lebenslangen Haft­
strafen 

Mtt der letzten Tei1o.mnestte in der 
DDR wurde wiederum nur Straftlltern 
mit kleineren Delikten ein Gnadenakt 
zugebUltgt, denn die von Rechts 
wegen erforderlichen UrteilsUborpru­
fungen wurden ohnehin 1m Einigungs­
vertrag verankert. Dteaer Gnadenakt 
bezieht sich auß(!rdem nicht auf das 
bisherige Bundesgebiet. 

Mit lebenslangen Haftstrafen 1.8t 
weder ein Dienet nm Menschc.on noch 
eine Re.ozial1steruna der Straftliter 
errtlchbar. 

2. Haftlockorung, cntsproc:hende Eig· 
nung vorausgi!!lC!ttt, biH'C!itl nh 1/3 

verbüßter Haftzeit (Ausführung, Aus­
gang und schrittweise Erweiterung 
auf mehrtägigen Urlaub). Diese Maß­
nahmen dienen der Kontaktfindung 
und langfristigen Wiedereingliederung, 
der Suche nach Arbeit und \ofohnung. 

3. Offene Hafträume innerhalb der 
Station ohne Nachtverschluß. 

Die negative Wirkung des Einschlus­
ses bei Einzelunterbringung hinsicht­
lich der seelischen Verarbeitung von 
Problemen, Ängsten und Sorgen ist 
nach wie vor unbeachtet. 

4. Eine zeitlich und räumlich unbe­
grenzte Nutzung der vorhandenen 
Freihöfe. 

Bisher wird vorgeschrieben, wann und 
auf welchem Freihof wir uns in der 
Freizeit aufhalten dürfen. Damit kann 
die Freizeitgestaltung sowie die Aus­
prägung und Festigung von mensch­
lichen Umgangsformen und Verhaltens­
regeln nicht ausgeschöpft werden. 

S. Die Schaffung einer direkten Ein­
kaufseinrichtung zur wöchentlichen 
ein- bis zwei.maligen Nutzung. 

Das hat sich bereits vielfach be­
wllhrt und erzielt etne größere Selb­
stllndigkef.t in der Eigenversorgung 
sow1.e 1m Umgang mit Geld. 

6. Die Genehmigung eines Paketes· 
alle zwei \1ona te. 

Der Tagessatz ermöglicht keinen gro­
ßen Verdienst zur Eigenversorgung 
und Schuldenregutierung. Außerdem 
sind nicht alle Angehörigen bzw. 
Bek4Mten in der Laae, die Spreeh­
•tundenangebote zu nutzen. 

1. Erhöhung der Löhne. 

8. Abschaffung der Tronnschetbe zur 
Sprechstunde bl!i B'I'Mem. 

Wir hoffen, d11ß un11ere Erwttr'lUßi 
r10.ch Antwort a.uf dieses Sehretben 
nkhl unbec1eht~t bleibt. 

Um dem Ernst des Schreibens und 
unserer Haltung Ausdruck zu ver­
leihen, werden wir uns nach 10 
Tagen (gerechnet ab 18.10.90) vor­
behalten, die Anstaltskost zu verwei­
gern und anschließend in den Hun­
gerstreik zu treten. 

gez. 8L Unterschriften 
JVAF Plötzensee 

Dienstaufsichtsbeschwerde 

Berlin, den 1. Oktober 1990 

Dienstaufsichtsbeschwerde gegen 
Herrn Dr. St. wegen unterlassener 
Hilfeleistung 

Es handelt sich um den Vorfall vom 
1. Oktober 1990 auf der Station 1, 
U-Haus V 

Schilderung, in Kurzform. des Vor­
falls: 

Am Sonntag, den 30. September 1990, 
fiel uns erstmals bewußt auf, daß 
unsere Mitinhaftierte, Marion P., 
einen verwirrten Eindruck machte. 
\'iir informierten daraufh.in das 
Dienstpersonal Uber das ungewöhn­
liche Verhalten von Frau P. Diese 
Meldung gaben sie dann an die AGST 
weiter. Bemerken möchten wir aber, 
daß wir kurz vor dem Einschluß den 
Eindruck hatten, daß steh Frau P. 
ruhiger verhalten WUrde. 

Heute nun, am 1. Oktober 1990, 
stellte sich unsere Feststellung als 
Irrtum heraus, denn schon seit den 
frUhc:m Morgenstunden lacht und 
phantasiert Frau P. völlig unkontrol­
ltert. Aufgrund ihres Verhaltens 
sollte sie heute dem Arzt, Herrn Dr. 
St., vorgestellt werden. Dies lehnte 
sie jedoch ab! Nachdem sich nun 
auch das Dienstpersonal zur GenUge 
von dem verwirrten, völlig desolAten 
Zustand der Frnu P. Uberzeugt hatte, 
riefen sie am Nachmittag den Arzt 
an, daß er steh doch einmal Frau P. 
anschauen sollte. Herr Dr. St. war 
aber seine:.eits nicht bereit, dtl ja 
wie g~sagt Frnu P. (!tne Vonnt!Uuni 
bet lhm abg~lehnt hätte, dieaer Sltht 
tn AuaUbung 11ctner Pfltc:ht ala Arzt 
nac:htuk1:lmtnt!n. 
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Wir protestieren auf das Schärfste 
gegen die Art und Weise, wie Herr 
Dr. St. mit der Gefangenen P. umgeht 
bzw. wie er dem hippokratischen Eid, 
den er ja abgelegt hat, Folge leistet. 
ln unseren Augen handelt es sich um 
unterlassene Hilfeleistung i.n gröbster 
Weise. 

Wir werden dies auch nicht auf sich 
beruhen lassen und diese Beschwerde 
an die zuständigen Stellen wie den 
Petitionsausschuß, den Lichtblick in 
Tegel, Herrn Dr. Rex in Moabit und 
natürlich an den AL Höflich weiter­
leiten. Wir schrecken auch vor einer 
Veröffentlichung dieses Berichtes 
nicht zurück! 

gez. 8 Unterschriften 

P.S.: Frau P. wurde heute in den 
Bunker verlegt ... 

Ein Märchen aus Plötzensee? 

Es war einmal eine kleine Verwal­
tungsbeamtin, die wollte ganz groß 
hinaus. Dank ihres Eifers und ihrer 
Anstaltskonformität lag ihrem Drang 
nach einer Karriere nichts im Wege. 
So erklomm sie eines Tages die erste 
Sprosse der Leiter und wurde Grup­
penleiterin für Freigänger. 

Da man ja wußte, daß sie sich sehr 
für ( 1) die Anstalt engagierte und 
auch im Beirat der DJG war, konnte 
man sie beruhigt auf die Inhaftierten 
loslassen. Man war sicher, daß aus 
dieser Ecke nichts kommen würde. Sie 
entsprach auch allen Erwartungen der 
Anstalt, doch siehe da: Sie übertraf 
diese sogar noch! Denn ihre Fanta­
sie in Sachen Ablehnungen kannte 
keine Grenzen. Ihre Palette reichte 
von kurzen kleinen Ablehnungen bis 
hin zu verstrickten, komplizierten 
Begründungen, die sie dann mit einem 
Grinsen, was J. R. Ewi.ng würdig wäre, 
verkündete. 

Die Inhaftierten des offenen Voll­
zuges, die die Betreuung durch eine 
humane Sozialarbeiterin gewöhnt 
waren und derer entledigt wurden, 
weil sie die Nerven, gegen die An­
stalt und für die Inhaftierten zu 
kämpfen, nicht mehr aufbringen 
konnte, hatten ein bitterböses Er­
wachen. 

Gespräche, die sonst im freundschaft­
lichen Ton abgehalten wurden, ver­
wandelten sich in blutrünstige Aus­
einandersetzungen, was die neue 
Gruppenleiterin wenig störte, denn es 
waren ja nur "Knackies", d . h. krimi-

nelle Subjekte. Ihre doppelten bür­
gerlichen Moralvorstellungen standen 
im krassen Gegensatz zu ihrer Tätig­
keit. Und so versuchte sie nach allen 
Möglichkeiten, ihre Moralvorstellungen 
den Inhaftierten einzubleuen. Getreu 
nach dem Motto: Hier regiere ich! 
Und bist du nicht willig, so gibt es 
genug freie Plätze hinter der Mauer! 

Außerdem schien es, daß sie ein 
Provisionsabkommen mit den Fabrik­
besitzern haben könnte, denn 2/3 
"ihrer" Frauen arbeiten am Fließband. 
Welche Tätigkeit sollten denn sonst 
auch Gefangene ausüben? Nicht 
wahr? Daß dann aus dem restlichen 
1/3 auch noch Frauen im öffentlichen 
Dienst arbeiten, schmeckte ihr gar 
nicht, was sie auch deutlich zum 
Ausdruck brachte. Nach der Prämisse: 
Wer im öffentlichen Dienst arbeitet, 
darf nur im Urlaub krank werden, um 
einige Tage zusätzlichen Urlaub zu 
erhalten, wie sie ja schon zweimal 
mit guten Beispiel voran ging. 

Durch diese, ihre unwiderstehliche 
Ausstrahlung, überlegen viele Inhaf­
tierte, ob sie die Möglichkeit des 
Freiganges überhaupt wahrnehmen. 
Fazit: Wenn sie nicht gestorben ist, 
dann lehnt sie heute noch immer ab. 

(Verfasser ist der Redaktion bekannt) 

Berliner Abgeordnetenhaus 
Landespressedienst 

Kleine Anfrage (siehe dazu auch "Lieber Leser", S. 3) 
des Abgeordneten Albert Eckert (GRÜNE/AL) vom 26.9.1990 
über "Unterschiede im West- und Ost-.Berliner Strafvollzug 
vor der Vereinigung": 

1. Gibt es im geschlossenen Vollzug in West- Berlin (bitte 
nur kurz antworten wie ja oder neiri) : 

a) Generelle Genehmigungen für Einzelfernsehen? 

b) Die Möglichkeit für Strafgefangene, kleine Haustiere 
wie Vögel, Katzen oder Zierfische in den Hafträumen 
zu halten? 

c) Täglichen Einkauf? 

d) Barauszahlung des Lohnes? 

e) Aufenthalt im Freien bis 18 Uhr in allen Bereichen 
des geschlossenen Vollzuges? 

f) Offene Zellen rund um die Uhr in allen Bereichen 
des geschlossenen Vollzuges? 

g) Steckdose in allen Zellen? 

h) Waschmaschinen zur eigenen Benutzung? 

i) Kleine Gärten, die Gefangene für den Anbau von 
Obst und Gemüse nutzen können? 

j) Kochgelegenheit in allen Zellen? 

k) Die Möglichkeit, sich durch Angehörige zur Besuchs­
zeit unbegrenzt Waren mitbringen zu lassen? 

l) Die Möglichkeit des unbegrenzten Paketempfangs? 
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m) Die Möglichkeit für Strafgefangene, einen zusam­
menhängenden Urlaub aus der Haft von 8 Tagen zu 
erhalten, selbst bei einem noch zu verbüßenden 
Strafrest von 10 Jahren7 

2. a) Beträgt der Verdienst der Strafgefangenen im ge­
schlossenen Vollzug in West-Berlin 18- 26 % des so­
genannten Ecklohnes7 

b) Wird den Strafgefangenen in West- Berlin die Haft­
zeit auf die Rentenanwartschaft angerechnet? 

3. 1st dem Senat bekannt, daß alle vorgenannten Fragen 
für den geschlossenen Vollzug in Ost-Berlin derzeit mit 
"Ja" beantwortet werden können? 

4. Teilt der Senat meine Auffassung, daß die seit der 
"Wende" in den Ost-Berliner Haftanstalten eingeführten 
Haftbedingungen dem Angleichungsgrundsatz ( § 3 Straf­
vollzugsgesetz) eher gerecht werden als die derzeiti­
gen Haftbedingungen im Strafvollzug West- Berlins? 

5. Welche der unter 1. a) bis m) genannten Punkte hält 
der Senat im Hinblick auf das Strafvollzugsgesetz für 
rechtswidrig? 

6. Teilt der Senat meine Auffassung, daß trotz des der­
zeit fortschrittlicheren Vollzugsreglements die Mehrzahl 
der Ost-Berliner Haftanstalten aufgrund ihrer baulichen 
Gegebenheiten nicht mehr für den Vollzug genutzt 
werden kann und sollte, sondern vielmehr der derzeit 
fortschrittlichere DDR-Vollzug auch im Westen erprobt 
und durchgeführt werden sollte? 



§ 57 StGB, §§ 10, 11 StVollzG (Erprobung im gelockerten 
Vollzug und bedingte Entlassung) 

1. In die Entscheidung nach § 57 Abs. 1 StGB dUrfen 
weder generalpräventive Ge.sichtsptmkte noch Umstände, 
die bei der Bemessung des Schuldumfangs berücksich­
tigt worden sind, einfließen. 

2. Ist ein Strafgefangener wegen Mordes zu einer län­
geren Freiheitsstrafe (hier 13 Jahre) verurteilt worden, 
hat er mehrfach Strafhaft erlitten und sich wiederholt 
als Bewährungsversager erwiesen, kann es nicht ver-­
antwortet werden, ihn nach § 57 .Abs. 1 StGB bedingt 
aus der Haft zu entlassen. ohne daß vomer - im Rah­
men eines gelockerten Vollzuges - ausreichend erprobt 
ist, wie er sich in Freiheit verhält. 

Beschluß des OLG DUsseldorf vom 19. Dezember 1989 - 1 
Ws 1032/89 -

Aus den Grtinden: 

Das Landgericht Mönchengladbach hat durch Urteil vom 
2L.. Juni 1982 gegen den Verurteilten wegen Mordes eine 
Freiheitsstrafe von 13 Jahren verhängt. Diese Strafe ver-­
büßt der Verurteilte zur Zeit in der Justizvollzugsanstalt 
A. Zwei Drittel der Strafe sind bis zum 18. Dezember 
1989 vollstreckt worden. Das Strafende ist auf den 18. 
April 1996 notiert . Durch den angefochtenen Beschluß hat 
die Strafvollstreckungskammer die Vollstreckung des 
letzten Drittels der Freiheitsstrafe zur Bewährung ausge­
setzt. Hiergegen wendet sich die Staatsanwaltschaft mit 
der sofortigen Beschwerde, der die Gener-alstaatsanwalt­
schaft beigetreten ist. Das Rechtsmittel hat Er folg . Es 
führt zur Aufhebung des angefochtenen Beschlusses und 
zur Ablehnung der Aussetzung der Vollstreckung der Rest­
freiheitsstrafe . 

Die Voraussetzungen des § 57 Abs. 1 StGB fUr eine 
Aussetzung der Reststrafe zur Bewährung liegen - jeden­
falls zur Zeit - nicht vor. 

-
1. Die Generalstaatsanwaltschaft hat hierzu in ihrer 
Zuschrift an den Senat u . a . wie folgt Stellung genommen: 

"Die sofor-tige Beschwerde wird in der Sache für gerecht­
fertigt gehalten. Mit der Schwere der Schuld des Verur­
teilten kann sie allerdings nicht begrUndet werden. Der 
Unrechts- und Schuldgehalt der Tat hat in der Höhe der 
Strafe seinen Niederschlag gefunden. Ste bildet die 
Grundlage fUr die Entscheidung nach § 57 StGB. Wenn 
zwei Drittel der Strafe verhUßt sind und die Ubrigen Vor­
aussetzungen des § 57 Abs. 1 StGB vorliegen, ist sie zur 
Bewährung ouszusel;t;en. Generalpr-äventive Gesichtspunkte 
dUrfen in die Entscheidung nach § 57 Abs. 1 S~GB nicht 
einfließen (Dreherffröndle 1 StGB, 41... Aufl., 1988, Rdnr. 8 
zu § 57). 

fiAFT~ECHT 
Dasselbe gilt für die von der Beschwerdeführerio ange­
führten Umstände der Tatausführung. Sie sind bereits von 
der Schwurgerichtskammer bei der Bemessung des Schuld­
umfangs berlicksichtigt worden. Hier können sie im übrigen 
schon deshalb nicht das Gewicht besitzen, das die Staats­
anwaltschaft ihnen beimißt, weil der Tatrichter nicht aus­
zuschließen vermochte, daß die Steuerungsfähigkeit des 
Verurteilten im Sinne des § 21 StGB erheblich einge­
schränkt war. 

Der angefochtene Beschluß kann aber nicht bestehen 
bleiben, weil die günstige Sozialprognose der Strafvoll­
streckungskammer nicht durch Tatsachen belegt wird. Der 
Leiter der Justizvollzugsanstalt hat sich, gestützt auf 
langjährige Beobachtung des Verurteilten, gegen eine Aus­
setzung des Strafrestes zum jetzigen Zeitpunkt ausge­
sprochen. Die befUrwortende Stellungnahme der Sozial­
arbeiterin der Justizvollzugsanstalt besitzt demgegenüber 
kein derartiges Gewicht, daß sie als Grundlage für eine 
günstige Sozialprognose ausreicht . Sie ist überwiegend 
anhand der Akten gefertigt worden. Die neu eingestellte 
Sozialarbeiterin hat lediglich ein Gespräch mit dem Verur­
teilten geführt, seinen Werdegang im Strafvollzug hat sie 
nicht unmittelbar beobachten können. 

Der gUnstige Eindruck, den die Strafvollstreckungskammer 
gewonnen hat, als sie den Verurteilten mündlich angehört 
hat, vermag gleichfalls die Bedenken der Justizvollzugs­
anstalt nicnt zu entkräften. 

Entscheidend ist, daß der Verurteilte bisher noch nicht 
ausreichend im Rahmen eines gelockerten Strafvollzuges 
erprobt werden konnte. Angesichts des Risikos, das mit 
einem Fehlschlag des Erprobungsversuchs verbunden ist, 
und der langen Dauer der Haft, die der Verurteilte bisher 
verbUßt hat, ist es unverzichtbar, daß er zunächst im 
Rahmen eines gelockerten Vollzuges erprobt wird. Daß die 
Strafvollstreckungskammer meint, dieses hätte bereits 
längst geschehen müssen, ist unerheblich. \Yann der Voll­
zug gelockert werden kann, richtet sich nach dem Voll­
zugsplan ( § 7 Abs. 2 StVollzG) . Seine Aufstellung und 
etwaige Änderung obliegen der Strafvollzugsbehörde in 
eigener VerantwortW1g, sofern sie nicht die Zustimmung 
der Strafvollstreckungsbehörde oder anderer Stellen ein­
zuholen hat (Nr. 5 Abs. 2 d . W zu § 11 StVollzG) . Aber 
selbst wenn der Strafvollstreckungskammer zuzustimmen 
wäre, kann es nicht verantwortet werden, den Verurteil­
ten, der immerhin einen Mord begangen hat, aus der Haft 
zu entlassen, ohne daß vorher ausreichend erprobt ist, 
wie er sich in Freiheit verhält . 

Der angefochtene Beschluß läßt zudem nicht erkennen, 
weshalb auf den Verurteilten im Strafvollzug nicht mehr 
resozialisierend eingewirkt werden kann. Der persönliche 
Eindruck in der kurzen Zeit einer mUndliehen Anhörung 
bietet fUr ein solches Urteil keine zuverlässige Grundlage . 
Dies um so weniger, als der Leiter der Justizvollzugsan­
stalt einer Aussetzung des Strafrestes zum jetzigen Zeit­
punkt widersprochen hat." 

2. Dem tritt der Senat bei und bemerkt ergänzend: 

Eine gUnstige Sozialprognose kann zur Zeit insbesondere 
auch deshalb nicht gestellt werden, weil der Verurteilte 
vor der VerurteUurtg in vor-liegender Sache wiederholt zu 
Jugend- bzw. Freiheitsstr-afe verurteilt worden ist, mehr­
fach Strafhaft erlitten und sich wi.ederholt als Bewäh­
rungsversager erwiesen hat. Den der Verurteilung in vor-
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liegender Sache· zugrunde liegenden Mord hat er während 
des Laufes einer Bewährungsfrist begangen, die ihm 
bewilligt wor-den war, nachdem er Jugend- bzw. Freiheits­
strafen von insgesamt mehr als zwei Jahren Dauer ver­
büßt hatte. Auch unter diesen Umständen kann das Wagnis 
der Erprobung des Verurteilten außerhalb des Strafvoll­
zuges der-zeit nicht eingegangen werden. 

Anlaß zur- Einholung eines Pr-ognosegutachtens - wie von 
dem Verteidiger beantragt - besteht nicht. Die Prüfung, 
ob verantwortet werden kann zu erproben, ob der Verur­
teilte außerhalb des Strafvollzuges keine Straftaten mehr 
begehen wird, ist allein Aufgabe der mit der Sache be­
faßten Gerichte und mithin auch des Beschwerdegerichts. 

Die Kostenentscheidung folgt aus der entsprechenden 
Anwendung des § 465 Abs. 1 StPO. 

Entnommen aus Zeitschrift für Strafvollzug und Straf­
fälligenhilfe, 39. Jahrgang, Heft 4, Seite 246, August 1990 

§ 119 Abs. 3 StPO (Überwachung der Besuche, hier: 
Anfertigung von Gesprächsnotizen durch Überwachungs­
beamte) 

Die Überwachung bezieht sich nicht nur auf die äußere 
Abwicklung des Besuches, sendem auch auf den Inhalt des 
zwischen dem Gefangenen und dem Besucher geführten 
Gesprächs. Es begegnet keinen rechtlichen Bedenken, wenn 
der den Besuch übetwachende Beamte als Gedächtnis­
stütze Notizen über den Inhalt der Unt erredung anfertigt. 
Diese Überwachungsmaßnahme ist bei terroristischen 
Gewalttätern insbesondere deshalb notwendig, um eine 
Überprüfung des Gesprächsinhaltes auf verschlüsselt über­
mittelte Nachrichten zu ermöglichen bzw. zu erleichtern. 
Für den Überwachungsbeamten können die Aufzeiclmungen 
zudem später insoweit von Bedeutung se~ als er ggf. den 
Abbruch eines Besuches wegen Unvereinbarkeit des Ge­
sprächsverlaufs mit dem Zweck der Untersuchungshaft 
gegenüber dem Richter rechtfertigen muß. Ferner werden 
die Aufzeichnungen unter Umständen vom Richter als Ent­
scheidungsgrundlage dafür benötigt, ob dem Besucher 
künftig eine Besuchserlaubnis zu versagen ist. 

Beschluß des Bundesgerichtshofs - Ermittlungsrichter -
vom 28. Febr. 1989 - 1 BJs 176/88 - 5 -

Aus den Gründen: 

Der Verteidiger des Beschuldigten hat gegen "die Form 
der Überwachung der Besuche" seines Mandanten 
"Beschwerde" eingelegt. Er hält die Anfertigung von 
Gesprächsaufzeichnungen durch die die Überwachung 
durchführenden Beamten des Landeskriminalamts für unzu­
lässig, weil es dafür keine Rechtsgrundlage gebe; derar­
tige Aufzeichnungen seien auch mit dem Zweck der Unter­
suchungshaft nicht vereinbar. 

Die "Beschwerde" stellt der Sache nach einen Antrag an 
den Ermittlungsrichter d".~·, den Überwachungsbeamte die 
Anfertigung von Gesprächsaufzeichnungen zu untersagen. 
Dieser Antrag ist unbegrUndet. 

Die Überwachung der Besuche, gegen die auch der Ver­
teidiger keine Bedenken erhebt, findet ihre Rechtsgrund­
lage in § 119 Abs. 3 StPO. Nach dieser Vorschrift dürfen 
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dem Beschuldigten "solche Beschränkungen auferlegt 
werden, die der Zweck der Untersuchunghaft oder die 
Ordnung in der Anstalt erfordert". Zu diesen Beschränkun­
gen gehört auch die Überwachung von Besuchen, die nicht 
nur vom Richter selbst, sondern auch von einem Staats­
anwalt oder einem anderen Beamten mit besonderer Sach­
kunde vorgenommen werden kann (Nr. 27 Abs. 1 UVollzO) . 

In welcher Art und Weise der überwachende Beamte die 
Besuchsüberwachung vornimmt, muß in erster Linie seiner 
Entscheidung überlassen bleiben. Wenn er sich dabei zur 
Stützung des Gedächtnisses Notizen über den Inhalt des 
Gesprächs anfertigt, so können dagegen aus RechtsgrUnden 
keine Bedenken erhoben werden. Die rechtlich zulässigen 
und gebotenen Überwachungsmaßnahmen richten sich nach 
dem Risiko für den Zweck der Untersuchungshaft und für 
die Ordnung in der Vollzugsanstalt (Kleinknecht/Meyer 
StPO 38. Aufl. § 119 Rdnr. lL.; Kleinknecht/]anischowsky, 
Das Recht der Untersuchungshaft 1977 Rdnr. 367) . Dabei 
ist zu beachten, daß terroristische Gewalttäter, wie die 
Erfahrung lehrt, auch aus der Haft heraus jede sich 
bietende Gelegenheit zur Bekämpfung des Rechtsstaates 
nutzen und danach trachten, über Kontaktpersonen nicht 
nur die Kommunikation mit in Freiheit befindlichen Mit­
gliedern der terroristischen Vereinigung aufrechtzuer­
halten, sondern auch den Zusammenhalt der inhaftierten 
Bandenangehörigen untereinander zu fördern. Ein Mittel 
des gemeinsamen Kampfes ist z. B. der "Hungerstreik", an 
dem sich auch der Beschuldigte beteiligt hat. Dieser 
Hungerstreik, mit dem die "RAF" ihre Ziele weiterverfolgt, 
beruht auf einer gemeinsamen Absprache der daran 
beteiligten Häftlinge. Diese Absprache kann durch Kon­
taktpersonen aus dem terroristischen Umfeld vermittelt 
worden sein. 

Die Überwachung bezieht sich demgemäß nicht nur auf die 
äußere Abwicklung des Besuches, sondern auch auf den 
Inhalt des zwischen dem Gefangenen und dem B~sucher 
geführten Gesprächs (Nr. 27 Abs. 3 UVollzO). Eine v'erläß­
liche Bewertung des Gespräches, die unter Umständen erst 
nach Beendigung der ÜbenoJachung möglich ist, erfordert 
aber zumindest stichwortartige Notizen über den 
Gesprächsinhalt, da sie die Überprüfung auf verschlüsselt 
übermittelte Nachrichten erleichtern oder gar erst ermög­
lichen. Schon deshalb ist die Anfertigung von Notizen 
eine notwendige ÜbenoJachungsmaßnahme. DarUber hinaus 
ist der Beamte berechtigt, einen Besuch abzubrechen, 
wenn das Gespräch einen Verlauf nimmt, der mit dem 
Zweck der Untersuchungshaft nicht vereinbar ist. Dabei 
kann der Überwachungsbeamte in die Notwendigkeit 
geraten, den Abbruch des Besuches gegenüber dem Richter 
nachträglich zu rechtfertigen. Auch kann sich aus der 
Überwachung eines Besuchs die Frage ergeben, ob dem 
Besucher in Zukunft eine Besuchserlaubnis zu versagen 
ist. In allen diesen Fällen muß der Überwachungsbeamte 
dem für die Untersuchungshaft zuständigen Richter über 
das Gespräch berichten, um ihm eine Entscheidungsgrund­
lage an die Hand zu geben. Auch aus diesem Grunde ist 
die Anfertigung von Notizen über den Gesprächsinhalt von 
dem Zweck der Überwachung gedeckt. 

Es besteht danach kein Anlaß, dem Überwachungsbeamten 
bei der zukünftigen Abwicklung von Besuchen die Anfer­
tigung von Aufzeichnungen zu untersagen. 

Anmerkung der Schriftleitung: 

Die gegen die vorstehende Entscheidung des oc;H gerich­
tete Verfassungsbeschwerde wurde von der 3. Kammer- des 
zweiten Senats des Bundesverfassungsgerichts durch Be­
schluß vom 20. April 1989 - 2 BvR 488/89 - einstimmig 
nicht zur Entscheidung angenommen. In den GrUnden heißt 
es u. a.: "Die Notwendigkeit einer Protokollierung der 
Gespräche ist in der angegriffenen Entscheidung mit nahe­
liegenden Erwägungen eingehend begründet worden". 

Entnommen aus Zeitschrift für Strafvollzug und Straf­
fälligenhilie, 39. Jahrgang, Heft 4, Seite 251, August 1990 



§ 70 Abs. 1 Wld 2 Nr. 2 StVollzG (Elektronische Schreib­
maschine mit Da t enspeicher a ls Sicherheitsrisiko) 

1. Eine elektronische Schreibmaschine mit Datenspeicher 
ist in besonderem Maße geeignet, geheime Nachrichten 
zu speichern Wld bei Bedarf ausdrucken zu lassen. Der 
Besitz einer solchen Schreibmaschine stellt dement­
sprechend grundsätzlich ein erhebliches Sicherheits­
risiko dar Wld gefährdet zudem auch die Anstalts­
ordnung. 

2. Mangels durchgreüender Interessen des Gefangenen ist 
es den Kontrollbeamten nicht zumutbar, bei ihren 
Zellenkontrollen durch eine Bedienung der Maschine 
(unter Zuhilfenahme der Gebrauchsanweisung) den 
lnhalt des Speichers zu überprüfe n. 

Beschluß des Oberlandesgerichts Celle vom L. Mai 1988 
- 1 Ws 74/88 -

Entnommen aus Zeitschrift für Strafvollzug Wid Straf­
ralligenhilfe, 39. Jahrgang. Heft 1., Seite 21.7, August 1990 

§ 115 StVollzG <Umfang der Aufk1ärungspflicht) 

Stützt sich ein schwerwiegender Tatvorwurf (hier: Drogen­
besitz) maßgeblich auf eine Zeugenaussage (hier: eines 
Justizvollzugsbediensteten), so enthebt der Umstand, daß 
Zweifel an der Glaubwürdigkeit des Zeugen nicht erkenn­
bar sind, die Strafvollstreckungskammer nicht der Ver­
pflichtung, durch weitere Beweiserhebungen festzustellen, 
inwieweit der Zeuge unter Umständen in seinen Wahrneh­
mungsmöglichkeiten beeinträchtigt war. 

Beschluß des OLG Hamm vom 15. Juni 1989 - 1 Vollz (Ws) 
70/89 -

Entnommen aus Zeitschrüt für Strafvollzug und Straf­
fälligenhilfe, 39. Jahrgang, Heft 4, Seite 251 , August 1990 

§ 93 Abs. 2 StVollzG, § 242 B:iB (Zulässigkeit der Auf­
rechnung) 

1. Der Bundesgerichtshof {1Gi) hat in seinem Beschluß 
vom 17.1.1989 - 5 AR Vollz 26/86 - entschieden, daß 
§ 93 Abs. 2 StVollzG nicht fUr einen im Strafvollzug 
entstandenen Anspruch auf Schadensersatz der Voll­
zugsbehörde gegen einen Gefangenen wegen fahrläs­
siger Verletzung ihres Eigentums güt. Darüber hinaus 
hat der a::;H in den Gründen - insoweit nicht bindend -
ausgeftihrt, daß die den Pfändungsschutz für Arbeits­
einkommen durchbrechende Vorschrift des § 93 Abs. 2 
StVollzG .sich nur auf die in § 93 Abs. 1 Satz 1 
StVollzG genannten AnsprUche bezieht. 

2. Der Senat folgt der Entscheidung des lliH aus GrUnden 
der Rechtssicherheit und Rechtseinheit, auch soweit sie 
ihn nicht förmlich bindet. 

3. Der IDi hat die Frage, ob sich eine Ausnahme von der 
Pfändbarkei.t und damit der Aufrechenbarkeit auf 
andere Rechtsgrund..sltze, etwa auf den Grundsatz von 
Treu und Glauben, in Fällen vorslltzllcher Schädigung 
stUtzen läßt, offen gelaascn. 

t.. Nach gefeettgtcu- Rechtsprechung der Obcu-lllnd.Mgerichtc 
ist die PfändbarkeH und d.wnl.t Aufrechcnbarkeit unter 
Durchbrechung des Pfändungsschutzea von Arb(!i~i.n­
kommen nach der Zivtlprozcßordnung nach dctm Grund­
satz von Treu und Gl.tt~n ( § 242 008) in Betracht zu 
ziehen, wobei es fUr eine Entacheidung auf die jewei­
ligen Umstände des EiMeltalls ankommt. Dieser Auf­
fassung schließt Sich der Senat an. 

Beschluß des Oberlandesgerichts Hamm vom 21. Februar 
1989 - 1 Vollz (Ws) 379/88 -

Entnommen <tU& Zeitschrlft fur Stro!vollzug und Straf­
flilllgenhilfe, 39. Jahrgang , Heft 1., Settc 248, August 1990 

StPO § 454 Abs. 1 S. 3 (Anhörung vor der Strafvollstrek­
kungskarruner, Benachrichtigungspflicht des Gerichts und 
Anwesenheitsrecht des Verteidigers) 

Im Rahmen der Anhörung gern. § 454 Abs. 1 StPO i. V. m. 
§ 57 Abs. 2 Nr. 2 StGB besteht weder ein Anwesenheits­
recht des Wahlverteidigers noch eine Verpflichtung des 
Gerichts, den Verfahrensbevollmächtigten vom Anhörungs­
termin zu unterrichten. 

LG Zweibrücken, Beschl. v. 26.4.1990 - 2u StVK 265/90 

Sachverhalt: 

Die Verurteilte verbüßt in der ]VA Zweibrücken eine 
mehrjährige Freiheitsstrafe wegen Betrugs. Ihr Antra~ auf 
Aussetzung der Reststrafe zum Halbstrafentermin vom 
1.5. 1990 wurde durch vorstehenden Beschl. abgelehnt. 
Obwohl der StVK be«annt war. daß die Verurteilte seit 
Beginn des Vollzugs einen \'lahlverteidiger hatte, wurde 
die Anhörung zur Halbstrafenaussetzung ohne Benachrich­
tigung und Beteiligung des Rechtsanwalts riurchgeftihrt. 

Aus den Gründen: 

Die Verurtt>ilte ist angehört worden ( .. . ). Die vorzeitige 
Entlassung nach hälftiger Strafverblißung wird abge­
lehnt ( ... ). Dem Begehren des Verfahrensbevollmächtigten. 
nach Eingang der Stellungnahme der ]VA und der StA 
Akteneinsicht zu bewilligen, konnte nicht Rechnung 
getragen werden im Hinblick auf den nahen Halbstrafen­
zeitpunkt 1. Mai 1990. Der Ladung des Verfahrensbevoll­
mächtigten zum Anhörungstermin bedurfte es nicht. Ein 
Anwesenheitsrecht besteht ebensowenig wie eine Ver­
pflichtung des Gerichts, den Verfahrensbevollmächtigten 
vom Anhörungstermin zu unterrichten. In der Rechtsprech­
ung wird inzwischen zwar die Auffassung vertreten, daß 
dem Wahlverteidiger die Anwesenheit bei der Anhörung zu 
gestatten ist , wenn er zum Termin erscheint, dieser Aus­
nahmefall ist vorliegend jedoch nicht gegeben. 

Entnommen aus Strafverteidiger, 10. Jahrgang , Heft 9, 
Seite Ll3, September 1990 

GQT- I(.f( GLAUße IHNCN, DASS SI€ NICHT' IN 
ll4.S SPOltrAR.nK~A'Fi CIN6E.8RO<.HEf./ 
I{).UN UND ÜMRN~I1E IHRE VERTEtDI6UN6. 
W'A'R.f NOCJI 01~ HONOR.AR.FRA6E - .500 
8~1<0t1,4tf: ICH ALS ANZAIILUN6 . .. 

\JAS 500 f1ARK 2 
V/OL/..f.N SfC NIC.H I 
L/~8ER 'NE. NWE 

SKI-AUSRÜSTUNG! 

Art. 5 Abs. 1 Satz 1, Art. 14 <Äi; § 52 Abs. 1 Satz 3 
UrhG; § 69 Abs. 1 StVollzG (VerqUtungsanspruch fUr dtc 
Sendung von Musikwerken in justizvollzugsanstalten) 

& i.st mit dem Grundgesetz vereinbar, daß det Geset:t­
geber Urbebem fUr die Sendung von Musikt.ferl<cn in Voll­
zugsan.stalten ketn<m gesonderten VergUtungsanspruch 
ge'*'llhrt (§ 52 Abs. 1 Satz 3 UrhG) . 

Beschluß d~s BVeriG vom 11 . Oktober 1988 - 1 BvR 743/-
85 u. a . -

Entnommen aus Zeitschrift !Ur Strafvollzug und Straf­
fltlligonhilfe, 39. Jahrgang , Heft 4, Seite 244, August 1990 
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Entlassungs· 
vorbereitung im 

Wohngruppenvollzug 
Anha.nd eines Beispiels aus der Teil­
anstalt VI der Justizvollzugsanstalt 
Tegel soll der Versuch unternommen 
werden. wie mitunter Entlassungsvor­
bereitungen im behandlungsorientier­
ten Wohngruppenvollzug beUieben 
werden. 

Jemand wird i.m April 1985 zu einer 
Freiheitsstrafe von fünf Jahren und 
sechs Monaten verurteilt. Der Mann 
ist Erstverbüßer. Sein Strafende ist 
der 23. Oktober 1990. lm Juli 1986 
hat er einen Arbeitsunfall in der ]VA 
Tegel. Fortan ist er krankgeschrieben. 
Er wird durchgehend medikamentös 
behandelt und konservativ therapiert. 
Zahlreiche Ausführungen in verschie­
dene öffentliche Krankenhäuser er­
geben folgenden Befund: Bandschei­
benvorfall, irreparable Lähmungser­
scheinungen i.m linken Bein. 

Dem Gefangenen wird ein Rei2strom­
gerät verordnet, das er seit Januar 
1990 trägt, um weitere Lähmungs­
erscheinungen zu verhindern. Im 
Dezember 1988 befürwortet der Grup­
penleiter die Zulassung zu Vollzugs­
lockerungen mit Aussicht auf Ver­
legung in den offenen Vollzug. 

Im Januar 1989 ergibt eine Urinkon­
trolle einen positiven Befund auf 
Haschisch. Daraufhin lehnt der Teil­
a.nstaltsleiter Vl im Februar 1989 

Vollzugslockerungen ab. Die sich in 
den folgenden Monaten anschließen­
den Urinkontrollen sind alle ohne 
Befund. Der Gefangene führt sich 
weiterhin einwandfrei i.m Vollzug. 
Trotzdem werden Vollzugslockerungen 
vom TAL negativ beschieden. 

Zum Jahreswechsel 88/89 werden die 
Voraussetzungen und Möglichkeiten 
für eine Umschulung geklärt. Für eine 
amtsärztliche Untersuchung des 
Arbeitsamts wird er im April 1989 
vorgeladen. Diesen Termin kann der 
Gefangene jedoch nicht wahrnehmen, 
weil er dafür weder eine Ausführung 
noch einen Ausgang genehmigt be­
kommt. Dadurch erledigt sich die Um­
schulung von selbst. 

Ende Juli 90 - drei ~ionate vor Straf­
ende und Entlassung - ist der Inhaf­
tierte immer noch ohne Zulassung zu 
Vollzugslockerungen. Die Frage der 
Unterkunft nach der Entlassung ist 
ungeklärt. Erschwerend kommt hinzu, 
daß er durch die Behinderung als 
Folge des Arbeitsunfalls keine beruf­
liche Perspektive hat. Durch die 
lange Krankschreibung wird er auf 
den Bezug von Sozialhilfe angewiesen 
sein. 

ln dieser Situation wendet sich der 
Gefangene über seinen Gruppenleiter 
an eine Mitarbeiterin der Zentralen 

ZENTRALE BERATUNGSSTELLE 
DER FREIEN STRAFFÄLLIGENHILFE BERLI N 

Wir bieten an 

Beratung für Straffällige und deren Familienangehörige. Freunde und Bekannte in 
Form von Einzel- und Gruppengesprächen, für Personen. die 

- noch länger inhaftiert sind 

-vor der Emlassung aus der Strafhaft stehen (unser Vorschlag: melden Sie sich 
möglichst bereits 12 Monate vor der Entlassung) 

-als Regelurlauber eine Gästewohnung benötigen 

- unter Bewährung stehen 

-bereits aus der Haft entlassen sind 

-von einer Inhaftierung bedroht sind 

-ihre Geldstrafe nicht bezahlen können 

-verschuldet sind 

Gruppenangebote für Inhaftierte, speziell zur Vorbereitung der Entlassun~, sozial· 
therapeutische Gruppen, auch für Entlassene, sowie ll1lfen für 
lingehörige bitte erfragen! 

Informationsbroschüre .,wohin, was tun?" anfordern! 
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Beratungsstelle der freien Straffälli­
genhilfe in Berlin. Daraufhin erhält 
er begleitete Ausgänge zur \'John­
raumbeschaffung. Die ~ütarbeiter der 
\vohnheime können i.hm jedoch keine 
Hoffnung auf eine Aufnahme machen. 
Ein weiterer Antrag auf Ausführung 
im September, um eine Unterkunft zu 
finden, wird erst wegen mangelnder 
Voraussetzungen und Mißbrauchs­
gefahr abgelehnt, auf Intervention 
dann doch genehmigt - allerdings zu 
spät, um dem Zweck dieser Maßnahme 
zu entsprechen. 

Am 23. Oktober 1990 wurde der 
Gefangene entlassen. Er hatte seine 
Strafe bis zum letzten Tag ab­
machen müssen. Er verließ die JV A 
Tegel schwer behindert, ohne Arbeit 
und ohne \'lohnung zu haben. Die 
Vorgehensweise bei der Umschulung 
und bei der Zulassung zu Vollzugs­
lockerungen, die Handhabung der 
entlassungsvorbereitenden Ausgänge 
zur Wohnraumbeschaffung sprechen 
für sich. 

Diese Geschichte ist nicht erfunden, 
sondern traurige Realität und durch­
aus kein Einzelfall. Sie hat sich in 
der JVA Tegel zugetragen, i.m Gel­
tungsbereich des Strafvollzugsgeset­
zes, im behandlungsorientierten \1/ohn­
gruppenvollzug. Mehr braucht man 
wohl nicht dazu zu sagen. 

Arbcllcrwohlfahrl der S1ad1 Berl!n t:>. V. 

Caritasverband fur Bcrlin e V 

Oiokon•schcs Werk Berlin e. V 

Straffälligen- und Bcwahrungshilfe e. \ 

Sprechzeiten in der Beratungsstelle: 

-rdh-

Montag, Dienstag, Donnerstag 9-16 Uhr 
Freitag 9-12 Uhr 
und nach Vereinbarung 

Beratung bei Geldstrafen: 

Montag, Dienstag, Donnerstag 
und Freitag 9-12 Uhr 

Sprechzeiten in den Haftanstalten: 

Tegel, Plötzensee (Jugendliche und 
Frauen) nach Vereinbarung über Vor­
melder, Briefe oder telefonisch bzw. 
über ihren Gruppenleiter 

Bundesallee 42 (U-Bahn Berliner Straße) 
1000 Berlin 31 
Telefon 86 05 41 



Buch 
Hoffmann und Campe 
Poßmoorweg 5 
W- 2000 Harnburg 60 

Lea Rosh I Eberhard Jäckel 

Der Tod ist ein Meister 
aus Deutschland 

Unter diesem Titel beschreibt Lea 
Rosh die Arbeiten für einen Fem­
sehfilm, der vor einiger Zeit in der 
ARD lief. Nüchtern und sachlich er­
zählt Lea Rosh die Erlebnisse, die sie 
bei den Filmaufnahmen hatte. Es 
kommen Überlebende aus vielen Kon­
zentrationslagern zu \'lort. 

lch muß ganz ehrlich sagen, dieses 
Buch ist mir sehr unter die Haut ge­
gangen. Die Berichte der Zeugen, die 
Q.lal der Erinnerungen sind so er­
schütternd, daß nach meiner Meinung 
dieses Buch nicht in einem Stück ge­
lesen werden kann. Ich habe vielfach 
wieder neu anfangen müssen. lch 
denke, dieses Buch wäre eine 
Pflichtlektüre zum Geschichtsunter­
richt für Schüler in Deutschland. 

Hoffmann und Campe 
Poßmoorweg 5 
\'1-2000 Harnburg 60 

Dashiell Harnmett 

Der schwarze Hut 

- gäh-

Drei \\'ochen nach seinem Tod am 10. 
Januar 1961 erschien die letzte 
Detektivgeschichte von Dashiell 
Harnmett - geschrieben wurde sie fast 
vierzig Jahre vorher. Auch die übri­
gen Stories dieses Bandes stammen 
aus der ersten Hälfte der 20er Jahre. 

Der zweite einer auf insgesamt flinf 
Bände angelegten Dashiell Hammett­
Ausgabe. beinhaltet wieder neun 
Stories, die bislang nicht auf deutsch 
erschienen sind, Geschichten, die zum 
Teil schon. als verschollen galten. 
Mord, Betrug, ein "schneller Job", 
Detektive auf der Spur dunkler 
Machenschaften - Dashiell Hammett, 
1894 geboren, mehrere Jahre für die 
Pinkerton-Detektivagentur tätig, ver­
öffentlichte 1922 seine erste Ge­
schichte und entwickelte sich früh 
zu einem begnadeten Stilisten. In 
Harnmett hat ein ganzes Genre seinen 
BegrUnder und Lehrmeister gefunden. 

-rdh-

Scherz Verlag 
Stievestraße 9 
W-8000 Monehen 19 

jack Higgins 

Hölle auf Zeit 

Dieser Roman befaßt sich mit einem 
Problem der Gegenwart: Drogensucht, 
Drogenkonsum, die Hintermänner und 
die Dealer. Sehr spannend beschreibt 
das Buch die Geschichte eines Jungen 
aus gutem Hause, sfer tot am Seine­
Ufer gefunden wird. Seine Stief­
mutter, eine äußerst einflußreiche 
Frau, läßt nichts unversucht, die 
wahren Schuldigen zu finden. Und wie 
es in Romanen oft passiert, werden 
diese auch gefunden. Der große 
Hintergrunddealer wird enttarnt und 
der gerechten Bestrafung zugeführt. 

Leider werden im wirklichen Leben 
die Großdealer viel zu selten gefaßt. 

Verlag Kiepenheuer & Witsch 
Rondorfer Straße 5 
W-5000 Köln 51 

Erich Maria Remarque 

Der Himmel kennt 
keine Günstlinge 

-gäh-

Wie so Viele Romane beschreibt auch 
dieset' die Liebe zweier Menschen. 
Eine schwerkranke Frau lernt einen 
Rennfahrer in der Schweiz kennen. Es 
beginnt eine Romanze, die sehr schön 
und sehr unterhaltsam beschrieben 
ist. 

Der Roman endet traurig, aber mehr 
möchte ich nicht verraten, sonst 
wäre der Inhalt schon bekannt. 

Hoffmann und Campe 
Poßmoorweg 5 
W-2000 Harnburg 60 

-gäh-

Georg M. Hafner I Edmund jacoby 

Die Skandale der Republik 

Starfighter, Contergan, Herstatt, 
Startbahn West, Neue Heimat, Barschel, 
Wömer-Kießling, Memmingen die 
Geschichte der BRD ist eine Ge­
schichte ihrer Affären und Skandale. 
Skandale gehören zur Geschichte der 
Demokratie. 

krit 
Demokratie heißt Volksherrschaft. 
jedes Volk hat seine Herrschaft. Und 
Skandale entstehen nun mal m jener 
Grauzone von politischer und wirt­
schaftlicher Macht, die sich dem Zu­
griff öffentlicher Kontrollinstanzen 
entziehen. Die Autoren lassen in 
ihrem Buch noch einmal die wichtig­
sten Skandale der letzten lO Jahre 
Revue passieren. 

Verlag Kiepenheuer & \ofitsch 
Rondorfer Straße 5 
\v-sooo Köln 51 

Wolf Biermann 

Alle Lieder 

-rdh-

Nun deutseht es wieder mächtig m 
Deutschland. Wenn dieses arme reiche 
Land nun zusammenwächst: Der 
Dichter Wolf Biermann besang in 
seinen Liedern immer schon das 
ganze Vaterland, ostwest-westöstlich. 
Ausgerechnet dieses linke Judenkind 
mit seiner spanischen Gitarre sang in 
all den Jahren der Spaltung die 
deutschesten Lieder. Kaum verwun­
derlich: Heinrich Heine hat es ihm 
vorgemacht. 

Dieses Handbuch, schön klein und 
dick, ein wirklich handliches Buch, 
bringt alle Lieder, die \'lolf Biermann 
seit 1960 schrieb, auch einige bisher 
unveröffentlichte. Das Buch ist nicht 
nur für (DDR-) Bürger gemacht, die 
nun endlich "ihren" Biermann kom­
plett in die Hand kriegen wollen. 

Hoffman und Campe 
Poßmoorweg 5 
W-2000 Harnburg 60 

lrina Korschunow 

Fallschirmseide 

-rdh-

Locker und unterhaltsam beschreibt 
die Autorio ein Leben, daß 1945 
quasi wieder neu angefangen hat. Mit 
einem Ballen Fallschirmseide wurde 
der Grundstock für ein Millionen­
vermögen gelegt. So etwas war ja 
einmal möglich, ist es aber heute -
jedenfalls mit reellen \iitteln - leider 
nicht mehr. 

Dieses Buch ist unterhaltsam, liest 
sich sehr leicht und gut und ist als 
Lektüre sehr empfehlenswert. 

-gäh-
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Großes 

Jeder ist für die Lösung selbst verantwortlich! 

Eine Kampagne der Arbeitsgemeinschaft »Hohle Stirn«, Bann 
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